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Bereits Ende März 2020 wurden verschiedene Geset-
ze verabschiedet, um negative Auswirkungen der CO-
VID-19-Pandemie für die Bürgerinnen und Bürger abzumil-
dern und die soziale Infrastruktur in der Krise zu stützen. 
Inzwischen ist der Gesetzgeber erneut aktiv geworden und 
hat an einigen Stellen nachgebessert sowie zusätzliche, 
zeitlich befristete Sonderregelungen geschaffen. Damit 
sollen dem weiteren Verlauf der Pandemie Rechnung 
getragen, aber auch Klarstellungen vorgenommen und 
Gesetzeslücken geschlossen werden. In der fortdauernden 
Corona-Krise werden auch weiterhin kurzfristige Reaktio-
nen und bedarfsgerechte Anpassungen der geschaffenen 
Rettungsschirme notwendig sein.

Der folgende Überblick nimmt ausgewählte Bereiche des 
Sozialen in den Blick und knüpft an einen Beitrag zur Ge-
setzgebung im Kontext der COVID-19-Pandemie aus der 
letzten Ausgabe des Nachrichtendienstes an.1 Der aktuelle 
Beitrag stellt eine erneute Momentaufnahme dar und er-
hebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.2

1.	 Zweites Gesetz zum Schutz der Bevölke-
rung bei einer epidemischen Lage von 
nationaler Tragweite

Das zweite Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer 
epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom 19. Mai 
2020 ist überwiegend am 23. Mai 2020 in Kraft getreten. 
Dieses Artikelgesetz dient der Weiterentwicklung und 
Ergänzung des Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei 
einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom 27. 
März 2020 und des COVID-19-Krankenhausentlastungs-
gesetzes vom 27. März 2020.

Mit dem zweiten Gesetz zum Schutz der Bevölkerung 
bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite 
wird unter anderem im Infektionsschutzgesetz dauer-
haft eine gesetzliche Meldepflicht in Bezug auf die neue 
„Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19)“ verankert. Die 
Meldepflicht gilt auch bei Genesung. Labore müssen den 
Gesundheitsämtern außerdem negative Testergebnisse 
melden. Teil des Meldewesens sind zudem Informationen 
dazu, wo sich jemand wahrscheinlich angesteckt hat. 

Diese werden anonymisiert an das Robert Koch-Institut 
übermittelt, um die Entwicklung der Pandemie besser be-
obachten zu können.

Ein wesentliches Ziel des neuen Gesetzes ist es, Tests in 
größerem Umfang als bisher zu ermöglichen. Im SGB V 
(Gesetzliche Krankenversicherung) ist dazu eine Verord-
nungsermächtigung zugunsten des Bundesministeriums 
für Gesundheit geregelt worden. Danach kann das Minis-
terium, nach Anhörung des Spitzenverbandes Bund der 
Krankenkassen und ohne Zustimmung des Bundesrates, 
durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Versicherte und 
auch Personen, die nicht in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung versichert sind, einen Anspruch auf Testungen, 
sowohl für den Nachweis des Vorliegens einer Infektion 
als auch auf das Vorhandensein von Antikörpern, haben, 
selbst wenn keine Symptome vorliegen. Das gilt auch für 
Tests im Umfeld von gefährdeten Personen, was beispiels-
weise stationäre Einrichtungen einschließt. Ein Verord-
nungsentwurf des Bundesministeriums für Gesundheit 
auf Grundlage dieser neuen Regelung befindet sich in der 
Abstimmung.

Die Hilfen für Pflegebedürftige, vor allem im ambulanten 
Bereich, werden ausgebaut. Im SGB XI (Soziale Pflegever-
sicherung) werden in die Regelungen zur Sicherstellung 
der pflegerischen Versorgung und zur Kostenerstattung 
auch Hospize und Angebote zur Unterstützung im Alltag 
einbezogen. Neu ist außerdem eine flexiblere Nutzung des 
Entlastungsbetrags für Pflegebedürftige im Pflegegrad 1 
und eine Verlängerung der Frist für die Übertragbarkeit 
nicht genutzter Beträge. Es gibt einen vereinfachten Zu-
gang zum Pflegeunterstützungsgeld für 20 Tage, wenn 
die Pflege von Angehörigen übernommen oder organisiert 

Wiebke Bartels

Neue Entwicklungen bei der Gesetz-
gebung zur Abmilderung der Folgen 
der COVID-19-Pandemie in Bezug auf 
Bereiche des Sozialen
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1)	Vgl. dazu: NDV 5/2020, S. 193 ff.
2)	Dieser Beitrag basiert auf einem Sachstand vom 29. Mai 2020.
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werden muss. Zudem kann in stationären Rehabilita-
tions- und Vorsorgeeinrichtungen befristet bis zum 30. 
September 2020 Kurzzeitpflege erbracht werden. In der 
Altenpflege tätiges Personal erhält eine Corona-Prämie 
als einmalige Sonderleistung. Damit wird Wertschätzung 
zum Ausdruck gebracht. Eine grundsätzliche Debatte für 
gerechtere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen in der 
Pflege bleibt aber weiterhin dringend notwendig.

Bei Familienpflegezeit und Pflegezeit werden Flexibilisie-
rungen eingeführt. Mit neuen Regelungen sollen zudem 
Bürokratieerleichterungen für Versicherte, Verwaltung und 
Gesundheitswesen geschaffen werden. Schließlich soll 
auch die europäische Solidarität zum Ausdruck gebracht 
werden, indem der Bund die Kosten für die intensivmedi-
zinische Behandlung von Patientinnen und Patienten aus 
dem europäischen Ausland in deutschen Krankenhäusern 
übernimmt, wenn diese in ihrem Heimatland wegen feh-
lender Kapazitäten nicht behandelt werden konnten.

2.	 Sozialschutzpaket II

Das Sozialschutzpaket II vom 20. Mai 2020 ist überwie-
gend am 29. Mai 2020 in Kraft getreten. Es handelt sich 
um ein Artikelgesetz, das an das erste Sozialschutzpaket 
vom 27. März 2020 anknüpft und einen weiteren Schritt 
darstellt, um bislang noch nicht berücksichtigte Auswir-
kungen der COVID-19-Pandemie abzumildern und beste-
hende Regelungen nachzubessern.

Das Sozialschutzpaket II enthält verbesserte Bedingun-
gen beim Kurzarbeitergeld und eine Verlängerung der 
Anspruchsdauer beim Arbeitslosengeld. Regelungen zur 
Waisenrente  in der gesetzlichen Renten- und Unfallver-
sicherung werden angepasst, damit Verspätungen beim 
Beginn von Ausbildungen oder Freiwilligendiensten durch 
die Corona-Krise nicht zu weiteren Nachteilen für die Be-
troffenen führen.

Außerdem wurden Nachbesserungen des Sozialdienstleis-
ter-Einsatzgesetzes (SodEG)3 vorgenommen. So werden 
Leistungsträger des SGB V (Gesetzliche Krankenversiche-
rung), die ansonsten vom Geltungsbereich des SodEG 
ausgenommen sind, ausnahmsweise erfasst, soweit diese 
Leistungen der interdisziplinären Früherkennung und Früh-
förderung erbringen. Es handelt sich dabei um Leistungen 
der medizinischen Rehabilitation in Form der Komplexleis-
tung, an deren Finanzierung die gesetzlichen Krankenkas-
sen neben den Trägern der Eingliederungshilfe beteiligt 
sind. Damit soll eine entsprechende Regelungslücke ge-
schlossen werden. Nach wie vor nicht erfasst sind jedoch 
Leistungen für Menschen mit Behinderungen und psychi-
schen Erkrankungen im Bereich des SGB V. Dies betrifft 
unter anderem ambulante Reha-Einrichtungen, psychia-
trische Institutsambulanzen, medizinische und sozialpsy-
chiatrische Einrichtungen für Menschen mit psychischen 
Erkrankungen und/oder Menschen mit Behinderungen 
sowie medizinische Behandlungszentren für Erwachsene 
mit geistiger Behinderung oder schweren Mehrfachbehin-
derungen.

Neu in das SodEG aufgenommen wurden Anzeige- und 
Mitteilungspflichten hinsichtlich des Erstattungsanspruchs 
der Leistungsträger. Danach haben soziale Dienstleister 
den Zufluss vorrangiger Mittel gegenüber dem zuschuss-
gewährenden Leistungsträger anzuzeigen. Zudem haben 
die Stellen, die vorrangige Mittel erbringen, dem Leis-
tungsträger die erforderlichen Informationen mitzuteilen. 
Soziale Dienstleister können außerdem verpflichtet wer-
den, personenbezogene Daten an öffentliche Stellen zu 
übermitteln, die diese erforderlichenfalls auch selbststän-
dig weiterleiten können. So sollen die öffentlichen Stellen, 
die in der Region als „Bedarfsträger“ in Betracht kommen, 
den Ressourceneinsatz steuern können. Der Rechtsweg für 
Streitigkeiten nach dem SodEG wird gesetzlich geregelt.

Das Bildungs- und Teilhabepaket wird für Kommunen 
flexibler nutzbar gemacht, um trotz pandemiebedingter 
Kita- und Schulschließungen kostenlose Mittagessen für 
bedürftige Kinder anzubieten. Dies gilt entsprechend für 
Leistungsberechtigte in Werkstätten für behinderte Men-
schen und bei vergleichbaren Angeboten. Übernommen 
werden in diesem Zusammenhang auch pandemiebe-
dingte Mehrkosten und die Kosten für die Lieferung des 
Essens. Im Zusammenhang des Bildungs- und Teilha-
bepakets ist zu berücksichtigen, dass die Corona-Krise 
auch Auswirkungen auf Bereiche wie kulturelle Teilhabe, 
Lernförderung und digitale Teilhabe hat. Für mehr digitale 
Teilhabe wurde aktuell der DigitalPakt Schule um eine 
gemeinsame Vereinbarung zwischen Bund und Ländern 
für ein Sofortprogramm ergänzt. Der Bund stellt 500 Mil-
lionen Euro bereit, die Länder 50 Millionen Euro. Damit 
sollen Schülerinnen und Schüler mit mobilen Endgeräten 
unterstützt und Schulen eine Ausstattung zur Erstellung 
von Online-Lehrmaterial ermöglicht werden. Trotz dieser 
Bemühungen bleibt die zentrale Herausforderung be-
stehen, der Bildungsungleichheit entgegenzuwirken, die 
gerade durch die Corona-Krise noch weiter verstärkt wird.

Das Sozialschutzpaket II enthält außerdem Regelungen für 
die Arbeitsgerichtsbarkeit und die Sozialgerichtsbarkeit, 
die pandemiebedingte Vereinfachungen von Verfahren 
und erweiterte Möglichkeiten des Einsatzes von Videokon-
ferenzen in der mündlichen Verhandlung vorsehen. Der 
Bundesrat hat dazu in einer begleitenden Entschließung 
(Drucksache 245/20), die der Bundesregierung zugeleitet 
wurde, kritisiert, dass pandemiebedingte Vereinfachungen 
von Gerichtsverfahren nur für die Arbeits- und Sozialge-
richte geregelt werden, obwohl alle Gerichtsbarkeiten 
von den Auswirkungen der Pandemie betroffen seien. In 
diesem Zusammenhang hat er auch auf die besondere Be-
deutung der Transparenz einer öffentlichen Verhandlung 
hingewiesen. Zudem hat der Bundesrat unterstrichen, dass 
die notwendige Ausstattung für die erweiterten Möglich-
keiten, Videoverhandlungen zu nutzen, nicht vorhanden 
sei und aus den neuen Regelungen kein Ausstattungsan-
spruch der Gerichte abzuleiten sei.

3)	 Auslegungshilfen zum SodEG ergeben sich aus den FAQs des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales unter: www.bmas.de/DE/Schwerpunkte/Informationen-Coro-
na/Fragen-und-Antworten/Fragen-und-Anworten-sozialdienstleister-einsatzgesetz/
faq-sozialdienstleister-einsatzgesetz.html.
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3.	 Gesetz für Maßnahmen im Elterngeld aus 
Anlass der COVID-19-Pandemie

Das Gesetz für Maßnahmen im Elterngeld aus Anlass der 
COVID-19-Pandemie vom 20. Mai 2020 tritt überwiegend 
rückwirkend, mit Wirkung vom 1. März 2020, in Kraft. Ziel 
des Gesetzes ist es, Eltern vor Nachteilen zu bewahren, 
die aufgrund der aktuellen Corona-Krise in Bezug auf das 
Elterngeld entstehen. Dazu wird es Eltern in systemrele-
vanten Berufen ermöglicht, Elterngeldmonate und Part-
nerschaftsbonus-Monate zu verschieben, um in der aktu-
ellen Situation erwerbstätig sein zu können, ohne dadurch 
Nachteile zu erleiden. Für ein Verschieben des Partner-
schaftsbonus reicht es dabei aus, wenn nur ein Elternteil 
einen systemrelevanten Beruf ausübt. Zudem bleiben bei 
der Berechnung des künftigen Elterngelds Einkommens
einbußen aufgrund der Corona-Krise aus den Monaten 
März 2020 bis einschließlich Dezember 2020 – sei es durch 
Freistellung zur Kinderbetreuung, Kurzarbeitergeld oder 
Arbeitslosigkeit – für alle Eltern unberücksichtigt.

Das Ziel des Gesetzes und die dazu geschaffenen, zeitlich 
befristeten, Regelungen sind begrüßenswert. Aufgrund 
der fehlenden Einheitlichkeit der Einstufung systemrele-
vanter Berufe auf Bundesebene bleibt aber die Situation 
bestehen, dass es auf Landesebene unterschiedliche Re-
gelungen zur Festsetzung systemrelevanter Berufe und 
Branchen gibt. Bei einer bundeseinheitlichen Leistung, wie 
dem Elterngeld, ist es jedoch kritisch zu bewerten, dass 
diese Leistung die Eltern – in Abhängigkeit der jeweiligen 
Landesregelungen – unter Umständen unterschiedlich 
erreicht.

4.	 Landesinitiativen zu Corona-Hilfen

Das Land Nordrhein-Westfalen hat aktuell einen Antrag 
auf Entschließung des Bundesrates (Drucksache 288/20) 
für ein Programm zur Abmilderung der Folgen der CO-
VID-19-Pandemie für kommunale Haushalte und kommu-
nal beherrschte Betriebe gestellt, der in der Sitzung des 
Bundesrats am 5. Juni 2020 behandelt wird.

Eine weitere Landesinitiative betrifft einen Antrag der Län-
der Berlin und Bremen, dem auch Rheinland-Pfalz beige-
treten ist, auf Entschließung des Bundesrats (Drucksache 
228/20) für ein Zukunftsprogramm für zivilgesellschaftli-
che Organisationen in der Corona-Pandemie. Nach dem 
Vorschlag, der ebenfalls in der Sitzung des Bundesrats 
am 5. Juni 2020 behandelt wird, soll die Bundesregierung 
aufgefordert werden, ein Programm zu erarbeiten, das 
zivilgesellschaftliche Organisationen insbesondere bei der 
Digitalisierung ihrer Arbeit unterstützt. Damit die bereits 

bestehenden Hilfs- und Unterstützungsprogramme der 
Länder mit den Hilfen des Bundes abgestimmt werden, 
schlagen die Initiatoren einen gemeinsamen Gipfel von 
Bund, Ländern und Zivilgesellschaft vor.

Ein Antrag der Länder Berlin und Thüringen, dem Bremen 
beigetreten ist, auf Entschließung des Bundesrates (Druck-
sache 229/20) zur temporären (befristeten) Zahlung eines 
coronabedingten Zuschlags i.H.v. 100,– Euro monatlich 
für Leistungsbeziehende im SGB II, SGB XII und AsylbLG 
hat in der Sitzung des Bundesrats am 15. Mai 2020 keine 
Mehrheit bekommen. Die Vorlage wurde dem Ausschuss 
für Arbeit, Integration und Sozialpolitik federführend zu-
gewiesen.

5.	 Ausblick

Durch die aktuelle Steuerschätzung zeigt sich, dass die 
finanziellen Folgen der COVID-19-Pandemie erhebliche 
Auswirkungen auf die kommunalen Haushalte haben. 
Kommunale Steuereinnahmen brechen drastisch ein. Hin-
zu kommen steigende Ausgaben der Kommunen in der 
Krise. Der Bundesfinanzminister plant vor diesem Hinter-
grund einen Schutzschirm für Kommunen, der im Detail 
aber noch umstritten ist.

Im Laufe der Entwicklungen der COVID-19-Pandemie 
zeigt sich zudem an unterschiedlichen Stellen, dass es 
Leistungserbringerstrukturen gibt, die von den bestehen-
den Rettungsschirmen nicht ausreichend berücksichtigt 
werden oder ganz durchs Raster fallen. Dies betrifft im 
Bereich des Sozialen beispielsweise Jugendherbergen, Fa-
milienferienzentren und andere Einrichtungen im Bereich 
der Kinder-, Jugend- und Familienarbeit sowie im Bereich 
der Arbeit mit Menschen mit Behinderungen. In diesem 
Zusammenhang wird über weitere Rettungsschirme disku-
tiert. Es gibt aber auch gesellschaftliche Gruppen, die bei 
der Diskussion um mögliche Unterstützungsmaßnahmen 
weniger Aufmerksamkeit erhalten als andere. Mit Blick auf 
den sozialen Zusammenhalt sollten gerade die Schwächs-
ten nicht außer Acht gelassen werden, da sie unter den 
Folgen der Krise häufig besonders leiden.

In der derzeitigen weltweiten Corona-Krise ist außerdem 
der europäische Zusammenhalt von besonderer Bedeu-
tung. Die EU-Kommission hat aktuell ein Hilfspaket von 
750 Milliarden Euro für die wirtschaftliche Erholung 
Europas nach der Corona-Krise vorgeschlagen. Die Mit-
gliedstaaten müssen diesem Plan noch zustimmen. Unter 
ihnen sind die Finanzierung und die Art der Hilfen stark 
umstritten. Auch dieses Thema wird die künftigen Debat-
ten weiter prägen.  
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1.	 Einführung

Die Bekämpfung des Severe Acute Respiratory Syndrome 
Coronavirus 2 (SARS-CoV-2-Virus) ist im Frühjahr 2020 zur 
alles beherrschenden 
politischen und gesell-
schaftlichen Herausfor-
derung in Deutschland 
und weltweit avanciert. 
Die Maßnahmen zur Ein-
dämmung dieser neuen 
Erkrankung reichten von 
einer beispiellosen Ein-
schränkung der Grund-
rechte bis hin zur Schlie-
ßung des Einzelhandels, 
der Gastronomie und 
Hotellerie, der Kultur-
einrichtungen, Schulen, 
Kindertagesstätten und 
vielem mehr.

Mit Hilfe von Tracking- und Tracing-Apps sollen Kontakt-
personen von Infizierten ermittelt und Infektionsketten 
unterbunden werden. Tracking bedeutet übersetzt Verfol-
gung und Tracing Rückverfolgung. Beim Tracing handelt 
es sich um eine zeitlich versetzte Verfolgung, also um eine 
Nachverfolgung.

Fragen des Datenschutzes und der informationellen Selbst-
bestimmung sind für eine freie Gesellschaft von zentraler 
Bedeutung, weswegen eine breite öffentliche Diskussion 
über die Einführung und Gefahren dieser Apps auch in 
der Fachwissenschaft Sozialer Arbeit dringend geboten 
erscheint.

2.	 Aktuelle Situation

Zu Beginn des Jahres 2020 wurde das neuartige SARS-
CoV-2-Virus aus europäischer Perspektive für leicht be-
herrschbar gehalten; das Risiko einer Ansteckung für den 
Einzelnen wurde als „gering bis mäßig“1 eingestuft. Ähn-
lich wie SARS-CoV (2002/2003) oder MERS-CoV (2009) 

  

wähnte man sich außerhalb des asiatischen Kontinents 
auf der sicheren Seite und hielt eine weltweite Ausbrei-
tung des SARS-CoV-2-Virus für unwahrscheinlich. Zu den 
dominierenden politischen Themen in Deutschland zähl-

ten demnach weder die 
Epidemiologie noch die 
Virologie oder der Infek-
tions- und Gesundheits-
schutz.

Im Januar sorgten statt-
dessen die ausgewei-
tete Bonpflicht für den 
Einzelhandel und damit 
die Bekämpfung des 
Umsatzsteuerbetrugs 
für besondere Aufmerk-
samkeit. In der ersten 
Februarhälfte war die 
Wahl des FDP-Politikers 
Thomas Kemmerich zum 
Ministerpräsidenten des 

Freistaats Thüringen Thema Nummer eins.

Mit steigenden Fallzahlen in Europa geriet das SARS-CoV-
2-Virus ab Ende Februar in den Fokus der Politik, Medien 
und Bevölkerung. Zunächst wurden Versammlungen mit 
über 1.000 Teilnehmer/innen in einzelnen Bundesländern 
untersagt. Seit Mitte März galten flächendeckende und 
die mit großem Abstand weitestgehenden Aussetzungen 
und Einschränkungen der Grundrechte in der 71-jährigen 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland. 

Alice Neuhäuser und Martin Klein

Corona-Apps und Datenschutz aus 
der Perspektive der Sozialen Arbeit
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28. Februar 2020.
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Betroffen sind folgende Grundrechte:
•	 Freie Entfaltung der Persönlichkeit, körperliche Unver-

sehrtheit und Freiheit der Person (Art. 2),
•	 Freiheit der Religionsausübung (Art. 4),
•	 Freiheit der Kunst, Wissenschaft, Forschung und Lehre 

(Art. 5),
•	 Schutz von Ehe und Familie und Pflege und Erziehung 

der Kinder als Elternrecht (Art. 6),
•	 Recht auf Bildung (Art. 7),
•	 Versammlungsfreiheit (Art. 8),
•	 Fernmeldegeheimnis (Art. 10),
•	 Freizügigkeit im ganzen Bundesgebiet (Art. 11),
•	 Berufsfreiheit (Art. 12),
•	 Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13),
•	 Recht auf Eigentum (Art. 14),
•	 Recht auf informationelle Selbstbestimmung (durch In-

terpretation von Art. 2 in Verbindung mit Art. 1).

Zwei Fragen sind von immenser Bedeutung: Welche Be-
deutung haben Grundrechte? Und können Grundrechte 
außer Kraft gesetzt werden?

Grundrechte sind unsere Abwehrrechte als Bürger/innen 
gegen den Staat. „Nicht die Inanspruchnahme von Grund-
rechten, sondern deren Einschränkung und Aussetzung 
ist begründungspflichtig.“2 Selbstverständlich wurde das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland durch die 
Maßnahmen zur Eindämmung des Virus nicht außer Kraft 
gesetzt. Wichtig ist, dass die mildestmöglichen Mittel zur 
Eindämmung der neuen Krankheit, die bei Betroffenen zu 
schweren Pneumonien mit Lungenversagen führen kann, 
herangezogen werden. Maßnahmen müssen immer ver-
hältnismäßig sein.

Der Ausstieg aus den verhängten Maßnahmen ist dem-
nach aus verfassungsrechtlichen Gründen frühzeitig einzu-
leiten, zumal der im März von einer Vielzahl der Virologen 
für April prognostizierte Katastrophenfall mit einer Über-
forderung des deutschen Gesundheitssystems nicht einge-
treten ist und die Versorgungslage in Kliniken angesichts 
von mehr als 12.900 freien Intensivbetten (Stand: Ende 
April) komfortabel ist.3 Darüber hinaus wird seit dem 6. 
April „zunehmend das relative Wachstum der durch SARS-
CoV-2 gemeldeten Neuinfektionen aussagekräftiger. Diese 
Wachstumsrate sinkt in Deutschland stetig.“4

Der Saarländische Verfassungsgerichtshof hat daher am 
28. April klargestellt: „Mit zunehmender Dauer der 
Grundrechtsbeschränkung bedarf es […] einer immer 
tragfähigeren tatsachengestützten Begründung von Risi-
ken. […] Reine Vermutungen genügen dazu ebensowenig 
(sic) wie die Feststellung, dass sich weiterhin Neuinfek-
tionen ereignen.“5 Beschränkungen und Aussetzungen 
von Grundrechten können stets nur befristet gelten, wes-
wegen Lockerungen der Maßnahmen seit dem 20. April 
veranlasst werden.

3.	 Digitalisierung der Kontaktnachverfolgung

Wer sich mit dem SARS-CoV-2-Virus infiziert hat, kann 
seine Mitmenschen anstecken, bevor erste Symptome be-

merkbar werden. Außerdem handelt es sich um eine von 
Mensch zu Mensch leicht übertragbare Erkrankung mit 
einem gewissen Risiko eines schweren Verlaufs, was für 
Betroffene bedeutet, dass sie einer intensivmedizinischen 
Betreuung bedürfen können. Es wurde entschieden, dass 
jede Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus bei den Ge-
sundheitsämtern anzuzeigen ist. Wie bei meldepflichtigen 
Krankheiten üblich, ermitteln die Gesundheitsämter die 
Kontaktpersonen von Infizierten.

Im Fall von SARS-CoV-2 verhängen sie für die Infizierten 
und deren Kontaktpersonen, sofern es sich um sogenann-
te Kontaktpersonen eins handelt, eine Isolierungsmaßnah-
me in Form einer Quarantäne. Verstöße gegen die An-
ordnungen oder die Ablehnung einer Untersuchung oder 
Entnahme von Blut, Abstrichen der Haut sowie Schleim-
häuten werden belangt.6 Sowohl die Kontaktnachverfol-
gungen, die Quarantänemaßnahmen und deren Kontrolle 
als auch die Untersuchungen, Entnahmen und Abstriche 
sind schwere Eingriffe in die Grundrechte. Betroffen sind 
die Grundrechte aus den Artikeln 2, 8, 10, 12, 13 sowie 
die informationelle Selbstbestimmung.

Die gesetzlichen Voraussetzungen für die Einschränkung 
dieser Grundrechte sind in diesem Fall durch das Infek-
tionsschutzgesetz erfüllt. Ein breiter gesellschaftlicher 
Diskurs wurde allerdings bisher nicht darüber geführt, ob 
die engmaschige Kontrolle sowie Sanktionen in einem 
demokratischen Gemeinwesen angebracht sind oder nicht 
eher einem paternalistischen Staat entsprechen, der den 
eigenen Bürger/innen in erheblichem Maße misstraut, 
Eigenverantwortung abspricht und eine Beziehung auf 
Augenhöhe verweigert.

Jegliche Verhältnismäßigkeit lassen Baden-Württemberg, 
Bremen, Mecklenburg-Vorpommern und Niedersachsen 
vermissen. Dort wurden Daten von Infizierten an die 
Polizei weitergeleitet.7 Nachdem diese Praxis öffentlich 
bekannt wurde, haben Baden-Württemberg, Bremen und 
Niedersachsen diese sofort gestoppt.8

Am Anfang der Pandemie in Europa, als die Menschen 
noch einem normalen Alltag nachgingen, hatten sie meist 
eine Vielzahl an Kontakten und manchmal Erinnerungslü-

2)	Prantl, H.: Verfallsdatum? Das Virus als Gesetzgeber: Viele Grundrechtseingriffe 
werden womöglich auf Dauer bleiben – zur Vorbeugung, in: Süddeutsche Zeitung 
vom 25./26. April 2020, S. 6.

3)	Vgl. Covid-19: Reproduktionszahl, Verdopplungzeit (sic), freie Intensivbetten: Was 
Kennzahlen zum Coronavirus aussagen, vom 29. April 2020, https://www.deutsch-
landfunk.de/covid-19-reproduktionszahl-verdopplungzeit-freie.2852.de.htm-
l?dram:article_id=474508 (8. Mai 2020).

4)	Science Media Center Germany: SMC Corona Tagesreport für den 29. April 2020, 
Köln, S. 2.

5)	Verfassungsgerichtshof des Saarlandes: Entscheidung vom 28. April 2020, Lv 7/20 eA.
6)	Vgl. Covid-19-Übersicht der Verfügungen und Verordnungen von Bund und Ländern, 

zusammengestellt von Lang, M./Holtermann, A. von April 2020, https://www.two-
birds.com/de/news/articles/2020/germany/covid-19-verordnungen-und-verfuegun-
gen-bl (2. Mai 2020).

7)	Vgl. Datenschutz-Verstöße? Covid-19-Infizierte in MV werden an die Polizei gemel-
det, in: Nordkurier Online vom 30. März 2020, https://www.nordkurier.de/mecklen-
burg-vorpommern/covid-19-infizierte-in-mv-werden-an-die-polizei-gemel-
det-3038903103.html (8. Mai 2020); Laufer, D.: Daten von Infizierten. Polizei sam-
melt in mehreren Bundesländern Coronavirus-Listen, in: netzpolitik.org vom 2. April 
2020, https://netzpolitik.org/2020/daten-von-infizierten-polizei-sammelt-in-mehre-
ren-bundeslaendern-coronavirus-listen/ (1. Mai 2020).

8)	Vgl. Laufer (Fußn. 7).

https://www.deutschlandfunk.de/covid-19-reproduktionszahl-verdopplungzeit-freie.2852.de.html?dram:article_id=474508
https://www.deutschlandfunk.de/covid-19-reproduktionszahl-verdopplungzeit-freie.2852.de.html?dram:article_id=474508
https://www.deutschlandfunk.de/covid-19-reproduktionszahl-verdopplungzeit-freie.2852.de.html?dram:article_id=474508
https://www.twobirds.com/de/news/articles/2020/germany/covid-19-verordnungen-und-verfuegungen-bl%20(2
https://www.twobirds.com/de/news/articles/2020/germany/covid-19-verordnungen-und-verfuegungen-bl%20(2
https://www.twobirds.com/de/news/articles/2020/germany/covid-19-verordnungen-und-verfuegungen-bl%20(2
https://www.nordkurier.de/mecklenburg-vorpommern/covid-19-infizierte-in-mv-werden-an-die-polizei-gemeldet-3038903103.html%20(8
https://www.nordkurier.de/mecklenburg-vorpommern/covid-19-infizierte-in-mv-werden-an-die-polizei-gemeldet-3038903103.html%20(8
https://www.nordkurier.de/mecklenburg-vorpommern/covid-19-infizierte-in-mv-werden-an-die-polizei-gemeldet-3038903103.html%20(8
https://netzpolitik.org/2020/daten-von-infizierten-polizei-sammelt-in-mehreren-bundeslaendern-coronavirus-listen
https://netzpolitik.org/2020/daten-von-infizierten-polizei-sammelt-in-mehreren-bundeslaendern-coronavirus-listen
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cken, was dazu führte, dass sie nicht alle Kontaktpersonen 
der vergangenen Tage vollständig aufführen konnten. 
Personen, die in Restaurants oder öffentlichen Verkehrs-
mitteln in der Nähe gesessen hatten, konnten – wenig 
überraschend – nicht namentlich benannt werden.

Seit einem Mitte März bekannt gewordenen Gesetzent-
wurf von Bundesgesundheitsminister Jens Spahn wird 
über die Digitalisierung der Kontaktnachverfolgung disku-
tiert. Nach Spahns Vorstellung sollte es eine verpflichtende 
Tracking-App für alle Bürger/innen in Deutschland geben. 
„Der Entwurf sah vor, dass eine staatliche Stelle bei einer 
Epidemie in Deutschland Verkehrsdaten bei einem Tele-
kommunikationsanbieter abfragen könnte. […] Zu den 
Verkehrsdaten zählen neben den Standortdaten auch 
sonstige Daten wie die Mobilfunknummer – aber auch 
unter Umständen, wann, wie lange und mit wem der 
Infizierte telefoniert oder gesimst hat.“9 Spahn gab seine 
Pläne aufgrund des Widerstands des Koalitionspartners 
und Teilen der Öffentlichkeit zunächst auf.

Vor allem in asiatischen Ländern wird versucht, das SARS-
CoV-2-Virus mit Tracking-Apps einzudämmen. Dieser tech-
nokratische Ansatz dient nicht als Vorbild für Deutschland, 
da sich dort das „Verständnis für Eigentumsrechte des 
Menschen an seinen Daten“10 bisher nicht entwickelt hat. 
Der Einsatz der Mittel zur Bekämpfung einer Pandemie 
muss immer verhältnismäßig bleiben. Der Zweck heiligt 
nicht die Mittel.

In einem offenen Brief haben Wissenschaftler/innen für 
einen verantwortungsbewussten Umgang mit den Rech-
ten auf Privatsphäre und Datenschutz aller Nutzer/innen 
einer solchen App appelliert.11 Sie äußerten die Sorge, dass 
einige Lösungen in schleichenden Prozessen zu Systemen 
führen könnten, die eine beispiellose Überwachung der 
Gesellschaft zuließen.12 Vehement sprachen sie sich dage-
gen aus, dass weder aktuell noch zukünftig eine groß an-
gelegte Datenerhebung über die Bevölkerung ermöglicht 
wird.13 Daher präferieren sie eine dezentrale Tracing- statt 
einer Tracking-Lösung.14

Um das Projekt einer App nicht gänzlich zu gefährden, 
verständigte sich die Bundesregierung darauf, eine Tra-
cing- statt Tracking-App einzuführen und die Nutzung 
freizustellen. Angestrebt wird eine Nachverfolgung ohne 
Weitergabe der Ortsdaten statt einer Verfolgung mit ei-
nem Location-Tracking. Mit Bluetooth wird die Nähe zu 
einem anderen Smartphone, bei dem die Tracing-App he-
runtergeladen wurde, ermittelt. Von einem Ansteckungs-
risiko mit dem SARS-CoV-2-Virus wird ausgegangen, 
wenn zwei Menschen und damit deren mobile Endgeräte 
sich länger als 15 Minuten in einem geringeren Abstand 
als zwei Meter befunden haben. Die Tracing-App soll in 
kurzen Abständen immer wieder eine neue temporäre ID 
erzeugen. Erst nach einer positiven Testung werden auf 
Veranlassung des Infizierten die Handy-Kontakte der ver-
gangenen 14 Tage benachrichtigt, um dazu aufzufordern, 
sich in häusliche Quarantäne zu begeben und das örtliche 
Gesundheitsamt zu verständigen.

Die Fehleranfälligkeit dieser Benachrichtigungen z.B. in be-
engten Wohnverhältnissen und die dadurch verursachten 
Schäden können schwierig prognostiziert werden. Ver-
meidbare seelische Belastungen bis hin zu den Nebenwir-
kungen selbst initiierter Therapien müssen auch unabhän-
gig von Fehlbenachrichtigungen angenommen werden.

Viele Verantwortliche in den Gesundheitsämtern gaben 
sich derweil mit einer fakultativen Tracing-App nicht zu-
frieden und forderten über den Landkreistag erneut eine 
verpflichtende Nutzung einer Tracking-App, die „die Kon-
taktdaten der betroffenen Personen sowie die örtlichen 
und zeitlichen Gegebenheiten“15 an die Gesundheitsämter 
zu übermitteln habe. „Die App soll also mit dem Ge-
sundheitsamt verbunden sein und Klarnamen senden.“16 
Damit erhielten die Gesundheitsämter „die Namen aller 
Kontaktpersonen und den Ort der Ansteckung“17. Auch 
der Landkreistag scheiterte zunächst mit diesem Vorstoß.

Da Spahn bei der Plattformtechnologie einen zentralen 
Ansatz favorisierte, flammte die Kritik wieder auf, bis die 
Bundesregierung am 26. April entschied, eine Tracing-App 
mit dezentraler Plattformtechnologie einzuführen, die 
die Bürger/innen freiwillig nutzen können.18 Wenige Tage 
zuvor hatte Spahn die Entwicklung einer Quarantäne-App 
für die Gesundheitsämter angekündigt, deren Nutzung 
die von Quarantäne betroffenen Bürger/innen ablehnen 
dürfen.19 Mit dieser App soll digital geprüft werden, „ob 
Personen ihre Quarantäne-Auflagen einhalten“20.

4.	 Corona-Apps und Datenschutz

Es ist eine Binsenweisheit, dass ein Gesetz nie in der Form 
verabschiedet wird, wie es in den Gesetzgebungsprozess 
eingebracht wurde. Sämtliche Maximalforderungen im 
Gesetzentwurf unterzubringen gilt als probates Mittel. Im 
Gesetzgebungsverfahren werden überzogene Forderun-

 

  9)	 Laaff, M./Hegemann, L.: Handytracking gegen das Coronavirus: Gravierender Ein-
griff, unklarer Nutzen. Gesundheitsminister Jens Spahn will mithilfe von Smart
phone-Daten ermitteln, wen Infizierte angesteckt haben könnten. Ob das wirklich 
helfen würde, ist nicht erwiesen, in: Zeit Online vom 24. März 2020, https://www.
zeit.de/digital/datenschutz/2020-03/handytracking-coronavirus-mobilfunkda-
ten-standorte-virus-eindaemmung (1. Mai 2020).

10)	 Neuhäuser, A./Klein, M.: Digitalisierung und Datenschutz in der Sozialen Arbeit, 
Köln 2019, S. 18.

11)	 Vgl. CISPA – Helmholtz Center for Information Security: Joint Statement on Con-
tact Tracing vom 20. April 2020, https://cispa.saarland/de/2020/04/20/joint-state-
ment-on-contact-tracing.html (5. Mai 2020).

12)	 Vgl. CISPA (Fußn. 11).
13)	 Vgl. CISPA (Fußn. 11).
14)	 Vgl. CISPA (Fußn. 11).
15)	 Landkreise fordern Namen und Ortsdaten aus Corona-App, in: Oldenburger On-

linezeitung vom 26. April 2020 (übernommen aus Deutsche Textservice Nachrich-
tenagentur GmbH), https://www.oldenburger-onlinezeitung.de/nachrichten/land-
kreise-fordern-namen-und-ortsdaten-aus-corona-app-40380.html (1. Mai 2020).

16)	 Ebd.
17)	 Karabasz, I./Klöckner, J./Neuerer, D./Olk, J.: Speicherung von Nutzerdaten. Regie-

rung lenkt im Streit um Corona-App ein – doch es droht neuer Ärger, in: Handels-
blatt Online vom 26. April 2020, https://www.handelsblatt.com/politik/deutsch-
land/speicherung-von-nutzerdaten-regierung-lenkt-im-streit-um-corona-app-ein-
doch-es-droht-neuer-aerger/25774614.html?ticket=ST-739119-cxpQ55bSBM-
7nirT2u7WK-ap1 (1. Mai 2020).

18)	 Zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses am 10. Mai 2020 war die freiwillige Tra-
cing-App noch nicht eingeführt worden.

19)	 Vgl. Lammar, D./Barthel, J.: Gesundheitsministerium will Quarantäne digital über-
wachen, in: netzpolitik.org vom 22. April 2020, https://netzpolitik.org/2020/ge-
sundheitsministerium-will-quarantaene-digital-ueberwachen/ (1. Mai 2020).

20)	 Ebd.

https://dejure.org/gesetze/TKG/96.html
https://www.zeit.de/digital/datenschutz/2020-03/handytracking-coronavirus-mobilfunkdaten-standorte-virus-eindaemmung
https://www.zeit.de/digital/datenschutz/2020-03/handytracking-coronavirus-mobilfunkdaten-standorte-virus-eindaemmung
https://www.zeit.de/digital/datenschutz/2020-03/handytracking-coronavirus-mobilfunkdaten-standorte-virus-eindaemmung
https://cispa.saarland/de/2020/04/20/joint-statement-on-contact-tracing.html%20(5
https://cispa.saarland/de/2020/04/20/joint-statement-on-contact-tracing.html%20(5
https://www.oldenburger-onlinezeitung.de/nachrichten/landkreise-fordern-namen-und-ortsdaten-aus-corona-app-40380.html
https://www.oldenburger-onlinezeitung.de/nachrichten/landkreise-fordern-namen-und-ortsdaten-aus-corona-app-40380.html
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/speicherung-von-nutzerdaten-regierung-lenkt-im-streit-um-corona-app-ein-doch-es-droht-neuer-aerger/
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/speicherung-von-nutzerdaten-regierung-lenkt-im-streit-um-corona-app-ein-doch-es-droht-neuer-aerger/
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/speicherung-von-nutzerdaten-regierung-lenkt-im-streit-um-corona-app-ein-doch-es-droht-neuer-aerger/
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gen oftmals gestrichen und anschließend im Fall einer Ver-
fassungsbeschwerde gegen das in Kraft getretene Gesetz 
mit dem Grundgesetz nicht vereinbare Inhalte vom Bun-
desverfassungsgericht suspendiert. Diese Taktik verspricht 
ein Gesetz des politisch und rechtlich maximal Möglichen.

Die Passagen im Gesetzentwurf, die die verpflichten-
de Tracking-App beinhalteten, wurden bereits frühzeitig 
entfernt. Somit wird sich das Bundesverfassungsgericht 
nicht mit der Frage beschäftigen, ob eine verpflichten-
de Tracking-App mit dem Grundgesetz vereinbar wäre. 
Smartphone-Besitzer, die mit Verweis auf das Grundrecht 
auf informationelle Selbstbestimmung eine Verfassungs-
beschwerde eingereicht hätten, hätten vermutlich gute 
Chancen, eine verpflichtende Tracking-App zu Fall zu 
bringen. Was wäre zudem mit den 13 bis 14 Mio. Bürger/
innen in Deutschland über 14 Jahren, die kein Smartpho-
ne besitzen?21 Wäre ihnen bei einer verpflichtenden Tra-
cking-App die Anschaffung eines Smartphones womöglich 
auferlegt worden? Bei einer Verfassungsbeschwerde könn-
ten sie argumentieren, dass der Staat ihnen das aufgrund 
der Vielzahl der bei der Nutzung dieses mobilen Endgeräts 
permanent generierten personenbezogenen Daten, der 
Gesundheitsgefahren durch Mobilfunk und des hohen 
Anschaffungspreises nicht verordnen darf.22

Während der Debatte um die Einführung der Tracking- 
bzw. Tracing-Apps ließ das RKI eine eigene App entwi-
ckeln, die „Corona-Datenspende-App“ genannt wurde 
und die Träger/innen von Fitness-Trackern oder Smart-
watches auf freiwilliger Basis nutzen können. Bis Ende 
April stieg die Zahl derjenigen, die die App installiert 
haben, auf 500.000 Personen an. Durch die permanente 
Aufzeichnung der Vitaldaten erkennt das RKI Anzeichen 
einer Erkrankung durch z.B. eine erhöhte Pulsfrequenz 
und kann somit sehen, in welchen Regionen Erkrankungen 
gehäuft zu erwarten sind. Mehrere Aspekte sind an dieser 
App besonders zu kritisieren: Die Pseudonymisierung ist 
nicht in ausreichender Form sichergestellt. Denn die Ge-
sundheitsdaten werden seitens des RKI „teils mitsamt Klar-
namen der Datenspender abgerufen“23. Das RKI hat ferner 
„über einen Zugangscode potentiell (sic) Zugriff sowohl 
auf Klarnamen der Spender als auch deren Fitnessdaten 
vor Beginn der Spende“24.

Überdies befördert die App und vor allen Dingen ihr Name 
„Datenspende-App“ eine Umdefinition des Sozialen. In 
einer digitalisierten Gesellschaft gelten jene Menschen 
als sozial, die ihre Daten der Allgemeinheit zur Verfügung 
stellen. Das Konzept, dass sensible und intime Gesund-
heitsdaten schützenswert sind und nach Möglichkeit gar 
nicht erst entstehen sollten, um Missbrauch vorzubeugen, 
wird über Bord geworfen. Der euphemistisch anmutende 
Name „Corona-Datenspende-App“ hat sicher gute Chan-
cen, Unwort des Jahres 2020 zu werden.

In der Sozialen Arbeit wird ein sehr herausforderndes 
menschliches Verhalten populärwissenschaftlich als origi-
nell oder kreativ bezeichnet. Es ist sicher als originell zu 
beschreiben, dass ausgerechnet die für ihre Datensammel-
wut bekannten Tech-Giganten Apple und Google in der 

Diskussion über Tracing-Apps die von den Wissenschaftler/
innen geforderte dezentrale Plattformtechnologie im Streit 
mit der deutschen Bundesregierung durchgesetzt haben. 
Die Bundesregierung wollte die durch Apps generierten 
sehr persönlichen Daten nicht nur dezentral auf den 
einzelnen Geräten, sondern darüber hinaus auch in einer 
zentralen Datenbank speichern lassen. Die Bundesregie-
rung akzeptierte erst dann eine dezentrale Lösung, als sich 
herausstellte, dass eine zügige App-Entwicklung ohne die 
Mithilfe dieser beiden US-amerikanischen Unternehmen 
nicht realistisch erschien.25 Die dezentrale Datenspei-
cherung ist sicherer und damit datenschutzfreundlicher, 
weil es dadurch keinen zentralen Ort gibt, an dem Daten 
entwendet und missbraucht werden können. Dass diese 
Entscheidung der Bundesregierung nicht auf der Grundla-
ge des Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung  
erfolgt ist, sondern durch diese beiden Konzerne mit ihrer 
Marktmacht erwirkt wurde, kann euphemistisch als „ori-
ginell“ bewertet werden.

Es bedarf keiner prognostischen Fähigkeit, um vorherzusa-
gen, dass die neuen Informationen infiziert/möglicherwei-
se infiziert/nicht infiziert für die Unternehmen bedeutsam 
sein werden. So sammelt Google bereits jetzt für seinen 
Kartendienst die Standortdaten aller Smartphones, die 
die GPS-Funktion aktiviert und die Übermittlung anony-
mer Standortdaten eingeschaltet haben. Mit Hilfe der in 
Echtzeit erhobenen Daten kann etwa festgestellt werden, 
wie viele Verkehrsteilnehmer/innen auf der Straße sind 
und wie schnell sich diese bewegen. Sollten diese Unter-
nehmen eigene Apps anbieten oder Zugriff auf die neuen 
Informationen erhalten, könnten Echtzeit-Infektionskarten 
erstellt, ein individuelles Bewegungsprofil angelegt und 
Informationen über die Nutzer/innen gesammelt werden. 
Dies könnte dazu führen, dass nicht nur passgenaue Wer-
bung platziert wird, sondern auch bestimmte Stadtteile 
mit hohen Infektionszahlen kenntlich gemacht werden, 
denen später das Schicksal droht, gemieden zu werden. 
Dies hätte vor allem Auswirkungen auf Stadtteile, in denen 
der Wohnraum sehr beengt ist.

Mit dem Geist des Rechts auf informationelle Selbstbe-
stimmung ist das nicht vereinbar. Das Bundesverfassungs-
gerichtsurteil zur Volkszählung aus dem Jahr 1983 formu-
liert es eindrucksvoll: „Wer unsicher ist, ob abweichende 
Verhaltensweisen jederzeit notiert und als Information 

21)	 Vgl. Bitkom-Studie: Acht von zehn Menschen in Deutschland nutzen ein 
Smart-phone vom 20. Februar 2019, https://www.marktforschung.de/aktuelles/
marktforschung/acht-von-zehn-menschen-in-deutschland-nutzen-ein-smartpho-
ne/ (2. Mai 2020).

22)	 Vgl. Biermann, K./Polke-Majewski, K.: Der Spion in der Tasche, in: Die ZEIT vom 28. 
Mai 2014, S. 33; Buchner, K./Eger, H: Veränderung klinisch bedeutsamer Neu-
ro-transmitter unter dem Einfluss modulierter hochfrequenter Felder. Eine Langzei-
terhebung unter lebensnahen Bedingungen, in: Umwelt – Medizin – Gesellschaft, 
24. Jahrgang, Heft 1/2011, S. 44–57; Budzinski, B. I./Kühling, W.: Mobilfunkfreie 
„Weiße Zonen“ – irreal oder rechtlich geboten? in: Neue Zeitschrift für Verwal-
tungsrecht, 34. Jahrgang, Heft 20/2015 vom 15. Oktober 2015, S. 1410–1416.

23)	 Chaos Computer Club (CCC) analysiert Corona-Datenspende des RKI vom 20. 
April 2020, https://www.ccc.de/de/uploads/2020/abofalle-datenspende (2. Mai 
2020).

24)	 Ebd.
25)	 Vgl. Hurtz, S.: Corona-Tracing per App: Apple hat eine zentrale Lösung blockiert, 

in: Süddeutsche Zeitung vom 28. April 2020, https://www.sueddeutsche.de/digi-
tal/corona-app-tracing-apple-1.4890126 (5. Mai 2020).

https://www.marktforschung.de/aktuelles/marktforschung/acht-von-zehn-menschen-in-deutschland-nutzen-ein-smartphone/
https://www.marktforschung.de/aktuelles/marktforschung/acht-von-zehn-menschen-in-deutschland-nutzen-ein-smartphone/
https://www.marktforschung.de/aktuelles/marktforschung/acht-von-zehn-menschen-in-deutschland-nutzen-ein-smartphone/
https://www.ccc.de/de/uploads/2020/abofalle-datenspende%20(2
https://www.sueddeutsche.de/digital/corona-app-tracing-apple-1.4890126%20(5
https://www.sueddeutsche.de/digital/corona-app-tracing-apple-1.4890126%20(5
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dauerhaft gespeichert, verwendet oder weitergegeben 
werden, wird versuchen, nicht durch solche Verhaltens-
weisen aufzufallen.“26 Wer damit rechnen muss, dass 
die Schwangerschaftskonfliktberatung, die Teilnahme an 
einem Hilfeplangespräch des Jugendamts oder der Termin 
im Sozialamt gespeichert wird, und dadurch Nachteile 
befürchtet, wird auf eine Ausübung der Rechtsansprüche 
und die Inanspruchnahme von Hilfeangeboten möglicher-
weise verzichten. Von Angeboten von Selbsthilfegruppen 
oder Demonstrationen gegen soziale Benachteiligungen 
ganz zu schweigen. Mit den Worten des Bundesverfas-
sungsgerichts: „Dies würde nicht nur die individuellen 
Entfaltungschancen des Einzelnen beeinträchtigen, son-
dern auch das Gemeinwohl, weil Selbstbestimmung eine 
elementare Funktionsbedingung eines auf Handlungs- und 
Mitwirkungsfähigkeit seiner Bürger begründeten freiheit-
lichen demokratischen Gemeinwesens ist.“27 Das Grund-
recht auf informationelle Selbstbestimmung ist ein Ab-
wehrrecht der Bürger/innen gegenüber dem Staat. Dieses 
Abwehrrecht besteht aber nicht gegenüber privaten Un-
ternehmen, weil die Mütter und Väter des Grundgesetzes 
die ungeheure Marktmacht einzelner Konzerne, die sich 
durch die Globalisierung und Digitalisierung entwickelt 
hat, nicht antizipieren konnten.

Die Bürger/innen müssen vor dem Herunterladen der App 
der Datenschutzerklärung der US-amerikanischen Unter-
nehmen zustimmen und akzeptieren damit die Speiche-
rung personenbezogener Daten. Das Grundrecht auf in-
formationelle Selbstbestimmung greift hier nicht. Mündige 
Bürger/innen haben sich selbstbestimmt dazu entschieden, 

die generierten Informationen zu teilen. Bekannt ist in 
diesem Zusammenhang, dass Datenschutzbestimmungen 
selten gelesen und häufig geradezu intuitiv weggeklickt 
werden.28

Die bessere Alternative wäre, wenn die Tracing-App nicht 
unter der Kontrolle privater Unternehmen stünde, der 
Programmiercode frühzeitig veröffentlicht, die Erlaubnis 
für den Einsatz der App gesetzlich geregelt und mit einer 
Befristung auf die Dauer der Pandemie verknüpft würde. 
Diese App stellt hohe Anforderungen an die Rechtmäßig-
keit der Verarbeitung personenbezogener Daten. Sensible 
Daten wie die Tatsache, infiziert zu sein, gelten als beson-
ders schützenswert, sodass eine Verarbeitung den hohen 
Anforderungen des Art. 9 Abs. 2 der Datenschutzgrund-
verordnung (DSGVO) der Europäischen Union entsprechen 
muss. Sinnvoll wäre eine ausdrücklich informierte Einwil-
ligung der App-Nutzenden nach Art. 9 Abs. 2a DSGVO. 
Für die App ist ferner ein Tracking-Verbot festzuschreiben. 
Jedwede Vorteile oder Anreize für die App-Nutzenden 
müssen untersagt werden. Für künftige Pandemien oder 
Epidemien müssen die Freiwilligkeit und die dezentrale 
Plattformtechnologie sämtlicher neu entwickelter Instru-
mente garantiert werden.  

26)	 Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 15. Dezember 1983, 1 BvR 209/83. 
27)	 Ebd.
28)	 Vgl. Studie zu Datenschutzerklärungen: One-Pager helfen nur bedingt, vom 12. 

März 2018, https://www.datenschutzbeauftragter-info.de/studie-zu-datenschutz-
erklaerungen-one-pager-helfen-nur-bedingt/ (5. Mai 2020).

Vielfalt von Elternschaft und Familie:  
Reformbedarf für Recht und Soziale Arbeit
Archiv für Wissenschaft und Praxis der sozialen Arbeit 1/2020

96 Seiten, kart., 16,00 Euro, für Mitglieder des  
Deutschen Vereins 13,00 Euro. 
ISBN 978-3-7841-3255-6

Einer zunehmenden Vielfalt von Elternschaft und Familie auch im Zuge 
neuer Möglichkeiten in der Reproduktionsmedizin stehen verfestigte 
Rollenvorstellungen und tradierte gesellschaftliche Rahmenbedingun-
gen gegenüber. Dieser Band beleuchtet die empirische Sachlage, prüft 
rechtlichen Anpassungsbedarf und fragt nach den Konsequenzen für 
die Soziale Arbeit: Wie kann eine vorurteilsfreie und vor allem am Kin-
deswohl orientierte Beratung und Unterstützung gelingen?

Neben den Fachbeiträgen werden aktuelle Positionen dokumentiert 
und zur Diskussion gestellt.

Bestellungen versandkostenfrei in unserem Online-Buchshop: www.verlag.deutscher-verein.de

https://www.datenschutzbeauftragter-info.de/studie-zu-datenschutzerklaerungen-one-pager-helfen-nur-bedingt/
https://www.datenschutzbeauftragter-info.de/studie-zu-datenschutzerklaerungen-one-pager-helfen-nur-bedingt/
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Inwiefern begrenzt eine Kindeswohlgefährdung die 
Verschwiegenheitspflicht eines außergerichtlichen 
Mediators oder einer Mediatorin? Anhand von Li-
teraturquellen sowie Überlegungen, die der Bera-
tungspraxis im Bereich von internationalen Kind-
schaftskonflikten der Autorin entstammen, werden 
die rechtlichen Rahmenbedingungen hierfür kritisch 
beleuchtet. Abschließend soll die Ausgangsfrage im 
Rahmen einer wertenden Gesamtbetrachtung beant-
wortet werden.

Verschwiegenheitspflicht

Ausgangspunkt und Grundlage der Überlegungen ist 
die Verschwiegenheitspflicht. Zunächst soll der Sinn und 
Zweck dieser Pflicht erörtert und sodann untersucht 
werden, inwiefern die gesetzliche Ausnahmeregelung 
aufgrund einer (drohenden) Kindeswohlgefährdung be-
grenzend wirkt.

In § 4 Satz 1 des Mediationsgesetzes (MediationsG) ist 
die Verschwiegenheitspflicht des Mediators und seiner 
Hilfspersonen verankert. Nach § 4 Satz 2 MediationsG 
bezieht sich diese Pflicht auf alles, was ihnen in Ausübung 
ihrer Tätigkeit, mithin im Mediationsverfahren, bekannt 
geworden ist.

§ 4 MediationsG geht auf die Vorgabe des europäischen 
Gesetzgebers in Art. 7 Abs. 1 EU-RL 2008/20521 zurück, 
die die Wahrung der Vertraulichkeit in der Mediation als 
ein wesentliches Strukturprinzip festlegt und mit einem 
Zeugnisverweigerungsrecht verbindet. Der deutsche Ge-
setzgeber schuf einen „Schutzraum“ für das Mediations-
verfahren, indem er das Prinzip der Vertraulichkeit bereits 
in der Legaldefinition (§ 1 Abs. 1 MediationsG) zentral 
verankerte sowie eine Verschwiegenheitspflicht in § 4 Me-
diationsG kodifizierte.2 Abgesichert ist der Schutzraum 
durch ein Zeugnisverweigerungsrecht in Zivilverfahren für 
alle Mediator/innen – unabhängig von ihrem Herkunfts-
beruf – in § 383 Abs. 1 Nr. 6 Zivilprozessordnung (ZPO)3 
sowie die Vorgabe des § 2 Abs. 4 MediationsG, nach der 
Dritte nur mit Zustimmung aller Parteien in die Mediation 
einbezogen werden, mithin die Mediation grundsätzlich in 
einem nicht öffentlichen Rahmen stattfindet.4

Ein Verstoß gegen die Verschwiegenheitspflicht kann zu 
Schadenersatzansprüchen der Mediatorin bzw. des Medi-
ators führen.5

Kindeswohlgefährdung

Eine Kindeswohlgefährdung kann diese umfassende Ver-
schwiegenheitspflicht und damit auch den Schutzraum 
der Mediation durchbrechen.6 So bestimmt § 4 Satz 3 
Nr. 2 MediationsG, dass die Verschwiegenheitspflicht nicht 
gilt, soweit die Offenlegung aus vorrangigen Gründen 
der öffentlichen Ordnung (ordre public) geboten ist, ins-
besondere um eine Gefährdung des Wohles des Kindes 
abzuwenden.7

Melanie Kößler

Kindeswohlgefährdung – Grenze für 
die Verschwiegenheitspflicht in der 
Mediation?

1)	Richtlinie 2008/52/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 
2008 über bestimmte Aspekte der Mediation in Zivil- und Handelssachen.

2)	Damit ging der deutsche Gesetzgeber weiter als die EU-Vorgabe in Art. 7 Abs.1 EU-
RL 2008/52/EG; dies ist nach Art. 7 Abs. 2 EU-RL 2008/52/EG zulässig.

3)	Goltermann in: Klowait/Gläßer, 2 Rn. 7 ff. Nicht weiter vertieft werden soll hier die 
Frage, ob der Herkunftsberuf eines Mediators oder einer Mediatorin „immer re-
flexhaft auf die Mediatorentätigkeit ausstrahlt“ und daher z.B. für anwaltlich auftre-
tende Mediator/innen ein strafprozessuales Zeugnisverweigerungsrecht angenom-
men werden soll. Zum Diskussionsstand: Huismans: Verschwiegenheit und Vertrau-
lichkeit in der Mediation, Vortragsmanuskript, 2018, http://mediation-und-verhan-
deln.de/wp-content/uploads/2018/05/180315-Huismans_Vortrag_Die-Verschwie-
genheit-und-Vertraulichkeit-in-der-Mediation_pdf.pdf (Letzter Abruf: 24.4.2020).

4)	Weigel: Die Absicherung der Vertraulichkeit in Mediationsverfahren, in: NJOZ 2015, 
S. 41 [42].

5)	Dendorfer-Ditges: Mediationsgesetz – Orchidee oder doch Stachelblume im Paragra-
fenwald? Konfliktdynamik 1/2013, S. 86 [89]. Ausführlich zur Haftung der Mediator/
innen: Gläßer: Die Haftung des Mediators – Damoklesschwert oder Chimäre?, in: 
ZKM 3/2018, S. 81 ff.

6)	Auf die weiteren in § 4 Satz 3 MediationsG genannten Ausnahmen soll hier nicht 
eingegangen werden. Ferner sei darauf verwiesen, dass neben möglichen weiteren 
berufsrechtlichen Vorgaben der einzelnen Mediator/innen aufgrund ihrer Herkunfts-
berufe auch für sie – wie für jede/n – die Anzeigepflicht mit Blick auf bestimmte 
Straftaten wie Tötungs- oder gemeingefährliche Delikte nach § 138 Strafgesetzbuch 
(StGB) gilt, die ebenfalls die Vertraulichkeit durchbricht. Siehe zum Ganzen u.v.a. Ade 
in: Freitag/Richter (Hrsg.): Mediation – das Praxishandbuch, 2019, Fn. 1, S. 203 ff.

7)	Mit der Orientierung an einer Kindeswohlgefährdung hat sich der deutsche Gesetz-
geber für eine engere Umsetzung als der Vorgabe des EU-Gesetzgebers in Art. 7 
Abs. 1a EU-RL 2008/52/EG, der positiv von der Gewährleistung des Kindeswohls 
spricht, entschieden.
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ferentin für den Internationalen Sozialdienst im Deut-
schen Verein, hat dieses Essay im Rahmen ihres Mas-
ter-Studiums „Mediation und Konfliktmanagement“ 
an der Europa Universität Viadrina, Frankfurt (Oder) 
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http://mediation-und-verhandeln.de/wp-content/uploads/2018/05/180315-Huismans_Vortrag_Die-Verschwiegenheit-und-Vertraulichkeit-in-der-Mediation_pdf.pdf
http://mediation-und-verhandeln.de/wp-content/uploads/2018/05/180315-Huismans_Vortrag_Die-Verschwiegenheit-und-Vertraulichkeit-in-der-Mediation_pdf.pdf
http://mediation-und-verhandeln.de/wp-content/uploads/2018/05/180315-Huismans_Vortrag_Die-Verschwiegenheit-und-Vertraulichkeit-in-der-Mediation_pdf.pdf
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Der Gesetzgeber hat mithin keine konkrete Übermittlungs-
befugnis dahingehend kodifiziert, wem gegenüber Media-
tor/innen eine Kindeswohlgefährdung offenlegen müssen. 
Der Gesetzgeber führt in der Gesetzesbegründung hierzu 
lediglich aus, dass „die Pflicht zur Verschwiegenheit ent-
fällt, wenn in der Mediation eine Kindeswohlgefährdung 
zur Sprache gekommen ist, die sich nur durch Offenle-
gung, etwa gegenüber dem Jugendamt oder der Polizei, 
abwenden lässt“.8

Übermittlungsbefugnis und Verfahren zur Kindes-
wohlgefährdung?

Die fehlende gesetzliche und konkret bezeichnete Über-
mittlungsbefugnis sowie das unbestimmte Verfahren zur 
Feststellung, welche Situation zur Einschätzung führt, 
dass eine Kindeswohlgefährdung vorliegt, ist aus Sicht 
der Autorin verfassungsrechtlich mit Blick auf das sensible 
Verhältnis zwischen dem staatlichen Wächteramt (Art. 6 
Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz [GG]) und den Elternrechten 
(Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG) problematisch.

Ein halbes Jahr vor Inkrafttreten des Mediationsgesetzes 
im Jahr 20129 ist das Bundeskinderschutzgesetz10 in Kraft 
getreten, das ein differenziertes Verfahrensprogramm 
zu dem Umgang mit (gewichtigen) Anhaltspunkten für 
Kindeswohlgefährdungen auch mit konkreten Beratungs-
ansprüchen für die Praxis verbindet.11

Begriffsdefinition

In Deutschland ist der Begriff des Kindeswohls zunächst 
negativ als Eingriffsschwelle für staatliches Handeln de-
finiert: Eine Orientierung für das Begriffsverständnis der 
Kindeswohlgefährdung sind die Voraussetzungen für Maß-
nahmen des Familiengerichts nach § 1666 Bürgerliches 
Gesetzbuch (BGB), mithin zum einen eine Gefährdung des 
körperlichen, geistigen oder seelischen Wohls des Kindes 
und zum anderen der Unwillen bzw. das Unvermögen der 
Personensorgeberechtigen, dieser Gefährdung entgegen-
zusteuern, sie also abzuwenden.12

Beratungsansprüche

Mit § 8b Abs. 1 SGB VIII hat der Gesetzgeber für alle Be-
rufstätigen (unabhängig von ihrer Profession), die Kontakt 
mit Kindern und Jugendlichen haben, einen Beratungs-
anspruch zur Gefährdungseinschätzung geschaffen. In 
konkreten Einzelfällen können sie sich an das örtliche 
Jugendamt wenden und sich hierzu von einer im Kinder-
schutz erfahrenen Fachkraft beraten lassen.

Der Gesetzgeber stellt ausdrücklich fest, dass § 4 Me-
diationsG andere Regelungen aus dem Berufsrecht der 
Herkunftsberufe der Mediator/innen als lex specialis ver-
drängt.13 Nach Auffassung der Autorin wird der Schutz-
raum der Vertraulichkeit nicht dadurch durchbrochen, dass 
sich Mediator/innen fachlich von Kinderschutzexpert/innen 
beraten lassen.14

Insofern ist auch der Beratungsanspruch in § 4 Abs. 2 
Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz 
(KKG) für Mediator/innen zu nennen, die im Herkunfts-
beruf Berufsgeheimnisträger/innen sind (wie Ärzt/innen, 

Psycholog/innen oder Sozialarbeiter/innen, siehe Katalog 
§ 4 Abs.1 KKG) und sich inhaltlich überschneidet. § 4 
Abs. 1 KKG setzt eine der Beratung vorgehende Arbeit mit 
den Eltern voraus.

Übermittlungsbefugnis

§ 4 Abs. 3 KKG sieht für bestimmte Berufsgeheimnisträger/
innen eine Übermittlungsbefugnis an das Jugendamt vor, 
wenn sich die Gefahr nicht anders abwenden lässt. Wie 
oben erläutert, geht der Gesetzgeber von einer Übermitt-
lungsbefugnis an Polizei und Jugendamt für alle Mediator/
innen aus. Insofern wäre es nach Auffassung der Autorin 
widersprüchlich und nicht im Einklang mit dem Willen des 
Gesetzgebers, anzunehmen, dass § 4 Satz 3 Nr. 2 Mediati-
onsG § 4 Abs. 3 KKG verdrängt.

Auch mit Blick auf die verfassungsrechtliche Veranke-
rung des staatlichen Wächteramts sowie dem in Art. 3 
UN-Kinderrechtskonvention verankerten Grundsatz, das 
Kindeswohl vorrangig zu berücksichtigen, ist daher § 4 
Satz 3 Nr. 2 MediationsG verfassungskonform dahinge-
hend auszulegen, dass Mediator/innen unabhängig von 
ihrem Herkunftsberuf eine Übermittlungsbefugnis an Po-
lizei und Jugendamt haben, wenn sich die Gefahr nicht 
anders abwenden lässt. Anzumerken ist an dieser Stelle 
indes, dass – wie oben erläutert – der Gesetzgeber sich 
in seiner Gesetzesbegründung selbst für diese Auslegung 
der Norm ausgesprochen hat, mithin auch die historische 
Auslegungsweise hierfür spricht.

Verfahren zur Feststellung einer Kindeswohl
gefährdung

Bevor sich Mediator/innen die Frage stellen, ob Informa-
tionen zur Kindeswohlgefährdung offenzulegen sind, 
müssen sie zunächst einmal die Situation umfassend ana-
lysieren und prüfen, ob diese Tatbestandsvoraussetzung 
gegeben ist.

§ 156 Satz 1 Familienverfahrensgesetz (FamFG) gibt vor, 
dass das Gericht in Kindschaftssachen nur dann auf das 
Einvernehmen der Parteien hinwirken soll, wenn dies dem 
Kindeswohl nicht widerspricht. Mediator/innen haben 
nicht die Rolle und Handlungsmaßstäbe eines Familien-
richters.15 Allerdings ist aus Sicht der Autorin Sinn und 
Zweck der Ausnahmeregelung zur Verschwiegenheits-
pflicht aufgrund einer drohenden Kindeswohlgefährdung 
dahingehend zu verstehen, dass Mediator/innen während 
des gesamten Mediationsverfahrens – von der Auftragsan-
nahme bis hin zu einer möglichen Abschlussvereinbarung 
– eine besondere Achtsamkeit mit Blick auf das Kindes-
wohl haben müssen.

  8)	 BT-Drucks. 17/5335, S. 17.
  9)	 Mediationsgesetz vom 21. Juli 2012, BGBl. I, S. 1577.
10)	 Bundeskinderschutzgesetz vom 22. Dezember 2011, BGBl I, S. 2975.
11)	 Ausführlich siehe Kößler in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB VIII, §§ 8a, 8b SGB VIII.
12)	 Ebenda, Fn. 11, § 8a SGB VIII, Rn. 19.
13)	 BT-Drucks.: 17/5335, S. 17.
14)	 Mangels ausdrücklicher Regelung empfiehlt sich für die Beratung nach § 8b 

SGB VIII, dass die Sozialdaten vorab gem. § 4 Abs.2 S.2 KKG analog pseudonymi-
siert werden und so die Vertraulichkeit zu wahren, siehe Kößler (Fußn. 11), § 8b 
SGB VIII Rn. 16.

15)	 BT-Drucks.: 17/5335, S. 17.
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Familienmediator/innen verfügen regelmäßig über eine 
spezifische Ausbildung16 und Erfahrung. Allerdings kön-
nen auch in anderen Mediationskontexten Kinder und 
damit mögliche Kindeswohlgefährdungen auftreten. Um 
einen wirksamen Kinderschutz zu gestalten, wurde als 
ein zentrales Qualitätskriterium das Zusammenwirken 
mehrerer Fachkräfte entwickelt. Daher ist es wie auch 
sonst in der Mediation in diesen Fällen besonders hilfreich 
und geboten, bei entstehenden Störgefühlen mit Blick 
auf das Kindeswohl, neben Selbstreflexion kollegialen Rat 
einzuholen oder den Fall in einer Supervision vorzustellen. 
Darüber hinaus kann es hilfreich sein, die oben erläuterte 
fachliche Beratung beim Jugendamt einzuholen.

Offenlegung der Kindeswohlgefährdung?

Über den Umfang und damit auch die Grenzen seiner 
Verschwiegenheitspflicht hat der Mediator oder die Me-
diatorin die Parteien gem. § 4 Satz 4 MediationsG zu in-
formieren. Schließlich verpflichtet das Gesetz in § 4 Satz 3 
Nr. 2 MediationsG die Mediator/innen, genau abzuwägen, 
ob die Kindeswohlgefährdung nur abgewendet werden 
kann, indem sie ihre Einschätzung zur Gefährdungssitua-
tion offenlegen und so den Schutzraum der vertraulichen 
Mediation durchbrechen.

Zur Klärung dieser Frage ist es regelmäßig hilfreich, die 
Situation mit den Medianden zu erörtern, sofern dies nicht 
im Widerspruch zum beabsichtigen Schutz der Kinder 
steht. Entsprechende Schritte wie die Kontaktaufnahme 
mit dem Jugendamt sind nach Möglichkeit den Parteien zu 
überlassen. Besteht eine konkrete Gefährdungssituation, 
begründet der allgemeine Straftatbestand der Unterlasse-
nen Hilfeleistung (§ 323c StGB) eine Handlungspflicht des 
Mediators/der Mediatorin.17

Erörtert werden kann mit den Medianden auch, durch 
Einbindung von Expert/innen, z.B. einer Beratungsstelle 
der Kinder- und Jugendhilfe, die Kindeswohlgefährdung 
abzuwenden. Die Berücksichtigung des Kindeswillens 
sowie die Einbeziehung der Kinder können hilfreich sein.18 
Sofern die Expert/innen oder die Kinder nicht Parteien 
sind, sind sie „Dritte“ und alle Parteien müssen gem. § 2 
Abs. 4 MediationsG einer Einbeziehung zustimmen.

Fazit und Ausblick

Eine im Raum stehende Kindeswohlgefährdung kann 
dem Mediationsverfahren Grenzen setzen: Sie kann dazu 
führen, dass die Mediatorin oder der Mediator aufgrund 
einer Kindeswohlgefährdung Jugendamt bzw. Polizei in-
formieren muss und die Mediation nicht weitergeführt 
werden kann.

Je nach Fallkonstellation sowie Kooperationsbereitschaft 
der Parteien ist es jedoch auch vorstellbar, die Kinder selbst 
sowie Expert/innen der Kinder- und Jugendhilfe einzube-
ziehen und so gemeinsam das Mediationsverfahren mit 
den Parteien kindeswohlorientiert zu gestalten, um Ge-
fährdungssituationen abzuwenden bzw. ihnen vorzubeu-
gen und den Schutz der Kinder nachhaltig abzusichern. 

16)	 Siehe hierzu z.B. die Richtlinie der Bundes-Arbeitsgemeinschaft für Familienmedi-
ation, https://www.bafm-mediation.de/verband/richtlinien-der-bafm-fur-die-medi-
ation-in-familienkonflikten/ (letzter Abruf: 24.4.2020).

17)	 Ade (Fußn. 6), S. 204.
18)	 Dies kann hier nicht weiter vertieft werden, siehe hierzu z.B. Paul/Weber in: Klo-

wait/Gläßer, G 3. Interessant ist es auch, Überlegungen aus der Diskussion zur 
„schwächeren Partei“ und zu Machtungleichgewichten für die Einbeziehung der 
Kinder in Mediationsverfahren zu nutzen. Siehe Wendenburg: Zum Umgang mit 
Machtungleichgewichten in der Mediation – Problemaufriss und Regelungsvor-
schlag, in: KritV 1/2015, S. 33 ff.
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I. 	 Vorbemerkung

Geflüchtete Familien werden in staatlichem Auftrag und 
aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen in Aufnahmeein-
richtungen der Länder und Gemeinschaftsunterkünften1 
untergebracht. Daher besteht aus Sicht des Deutschen 
Vereins eine besondere staatliche Verantwortung für das 
Wohlergehen und gesunde Aufwachsen der betroffenen 
Kinder und Jugendlichen.

Der Deutsche Verein hat sich im Rahmen seiner Emp-
fehlungen zur Förderung der Integration geflüchteter 
Menschen2 bereits zur Situation geflüchteter Familien in 
Unterkünften geäußert und begrüßt die Bemühungen der 
letzten Jahre, auf Bundes-, Länder- und kommunaler Ebe-
ne Konzepte zum Schutz geflüchteter Menschen in Unter-
künften zu implementieren. Die verlässliche Umsetzung 
kann indes nicht als abgeschlossen gelten.

Anders als für Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe3 
existieren für Aufnahmeeinrichtungen und Gemeinschafts-
unterkünfte bislang keine konkreten bundesgesetzlichen 
Regelungen, die (Mindest-)Anforderungen festlegen.

Seit August 2019 bestimmen nunmehr die im Rahmen des 
Zweiten Gesetzes zur besseren Durchsetzung der Ausrei-
sepflicht4 eingefügten §§ 44 Abs. 2a und 53 Abs. 3 AsylG, 
dass die Länder „geeignete Maßnahmen treffen“ sollen, 
um bei der Unterbringung Asylsuchender in Aufnah-
meeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften „den 
Schutz von Frauen und schutzbedürftigen Personen zu 
gewährleisten.“ Für Familien mit minderjährigen Kindern 
endet die Pflicht, in einer Aufnahmeeinrichtung zu woh-
nen, nach dem neu gefassten § 47 AsylG nach spätestens 
sechs Monaten.

Der Deutsche Verein begrüßt diese Regelungen. Sie müs-
sen nach Ansicht des Deutschen Vereins im Lichte der 
völker- und europarechtlichen Vorgaben sowie des Grund-
gesetzes als grundsätzliche Pflicht verstanden werden, 
Schutzstandards und insbesondere Kinderrechte wirksam 
und flächendeckend umzusetzen. Dies schließt die Ge-

währleistung des Gesundheitsschutzes, den Zugang zu 
Bildung, Betreuung und Erziehung sowie den Zugang zu 
den Leistungen und Angeboten der Kinder- und Jugend-
hilfe mit ein.

Die vorliegenden Empfehlungen richten sich an alle Ak-
teure, die mit der Unterbringung geflüchteter Familien 
befasst sind, sowie an politische Entscheidungsträger. Es 
ist dem Deutschen Verein ein Anliegen, sowohl die für die 
jeweilige Unterbringungsform zuständigen Aufsichtsbe-
hörden auf Landes- und kommunaler Ebene als auch die 
örtlichen und überörtlichen Träger der Jugendhilfe sowie 
die Gesundheitsbehörden in ihrer Verantwortung für das 
Wohl der betroffenen jungen Menschen und Familien 
anzusprechen.

II.	 Familien in Aufnahmeeinrichtungen und 
Gemeinschaftsunterkünften

Nach wie vor sind Aufnahmeeinrichtungen und Ge-
meinschaftsunterkünfte für viele geflüchtete Familien5 in 
Deutschland über Monate – bis hin zu Jahren – zentraler 
Lebensmittelpunkt.6 Ihr Alltag wird bestimmt von (sozial)
räumlichen Gegebenheiten, Abläufen, Angeboten und 
Kooperationen, von der Haltung, Qualifikation und Ver-

Kinder, Jugendliche und ihre Familien 
in Unterkünften für geflüchtete Men-
schen – Empfehlungen des Deutschen 
Vereins zur Verwirklichung von 
Schutz, Förderung und Teilhabe*

EMPFEHLUNGEN UND STELLUNGNAHMEN

*	 Ihre Ansprechpartnerin im Deutschen Verein: Anna Traub. Die Empfehlungen wurden 
am 30. April 2020 vom Präsidium des Deutschen Vereins verabschiedet.	

1)	Der Deutsche Verein verwendet in diesen Empfehlungen die Terminologie des Asyl-
gesetzes (AsylG), das von Aufnahmeeinrichtungen spricht (§ 47), die die Länder 
unterhalten, sowie von Gemeinschaftsunterkünften (§ 53), die i.d.R. die Kommunen 
unterhalten. Landesaufnahmegesetze (LAufnG) verwenden teilweise andere Termi-
nologien. 

2)	Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Förderung der Integration geflüchteter 
Menschen (2016): https://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stel-
lungnahmen/2016/dv-11-16_integration-gefluechteter.pdf.

3)	Diese unterliegen nach § 45 SGB VIII einem Genehmigungsvorbehalt durch das örtlich 
zuständige Jugendamt in Bezug auf räumliche, personelle und fachliche Vorausset-
zungen.

4)	BGBl. 2019 I S. 1294.
5)	Familien mit einem alleinerziehenden Elternteil sind stets mitgemeint und häufig be-

sonders belastet.
6)	BAMF: Kinder und Jugendliche nach der Flucht. Lebenswelten geflüchteter Familien 

in Deutschland, BAMF-Kurzanalyse 5/2019, S. 1 und 3: Der Rückgang der Asylerstan-
tragszahlen in den Jahren 2016–2019 hat daher bislang nicht zu einem Rückgang der 
in Aufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften untergebrachten Familien 
geführt, sondern lediglich zu einem langsameren Anstieg.
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fügbarkeit des Personals und nicht zuletzt vom Zugang 
zu Regelstrukturen wie Kindertagesbetreuung, Schule, 
Freizeit- und Unterstützungsangeboten. Diese Faktoren 
variieren von Land zu Land, von Kommune zu Kommune 
und je nach Einrichtung erheblich.

Forschung zeigt immer wieder eindrücklich, welche 
schwierigen Startbedingungen begleitet geflüchtete Kin-
der und Jugendliche in Unterkünften für ihr weiteres Le-
ben haben. 7 Insbesondere sind barrierefreie Einrichtungen 
und Teilhabemöglichkeiten selten vorhanden.

Familien, die durch traumatische Erfahrungen oder den 
Verlust von Orientierung und haltgebenden Strukturen im 
Herkunftsland und auf der Flucht erschüttert sind, leiden 
besonders unter der fehlenden Möglichkeit, das Familien-
leben in vertrauter Weise zu gestalten.

Aufnahmeeinrichtungen der Länder

Während bei kommunalen Gemeinschaftsunterkünften 
Einrichtungen mit weniger als 500 Plätzen dominieren, 
zeichnen sich Aufnahmeeinrichtungen der Länder durch in 
der Regel deutlich höhere Kapazitäten aus. Die Größe von 
Einrichtungen wird insbesondere bei längerem Aufenthalt 
als zentraler Belastungsfaktor gewertet8 und geht häufig 
mit geringeren Rückzugsmöglichkeiten sowie stärkerer 
Reglementierung des Alltags innerhalb der Unterkunft ein-
her – bei gleichzeitig oft schlechterer Anbindung an den 
Sozialraum und erschwertem Zugang zu Unterstützungs- 
und Freizeitangeboten, Schule, Kindertagesbetreuung und 
Gesundheitsversorgung außerhalb der Unterkunft. So 
schränken das Fehlen von Kochmöglichkeiten und das 
durch das Asylbewerberleistungsgesetz für Aufnahme-
einrichtungen der Länder vorgesehene Sachleistungs-
prinzip das Zusammenleben von Familien ganz erheblich 
ein. Nicht abschließbare Räume beeinträchtigen oftmals 
schwerwiegend das Sicherheitsgefühl von Familien, insbe-
sondere alleinerziehender Frauen.

Als Sonderform der Aufnahmeeinrichtungen sieht der 
Koalitionsvertrag vom März 2018 die Einführung von zen-
tralen Ankunfts-, Entscheidungs- und Rückführungsein-
richtungen (sogenannte AnKER9-Einrichtungen) vor. Ziel 
ist, durch die Verortung aller am Asylverfahren beteiligten 
Behörden und Akteure in einer solchen Einrichtung das 
Verfahren zu beschleunigen, möglichst nur noch Men-
schen mit langfristiger Bleibeperspektive in Kommunen 
zu verteilen und alle übrigen Menschen direkt aus der 
AnKER-Einrichtung zurückzuführen.10

Der Deutsche Verein weist darauf hin, dass das Ziel 
deutlich beschleunigter Verfahren bislang nicht erreicht 
wurde.11

Die Erfahrungen mit dem Betrieb von AnKER-Einrichtun-
gen werden derzeit vom Bundesministerium des Inneren, 
für Bau und Heimat (BMI) ausgewertet.

Der Deutsche Verein empfiehlt, bei der Evaluation ein 
besonderes Augenmerk darauf zu richten, inwiefern 
die Rechte von Kindern und Jugendlichen, insbesonde-

re auch die Rechte von Kindern und Jugendlichen mit 
Behinderung beachtet werden, und dabei die Zivilge-
sellschaft systematisch einzubeziehen.12 Erkenntnisse 
diesbezüglich sollten aus Sicht des Deutschen Vereins für 
das gesamte System der Erstaufnahme in den Ländern 
nutzbar gemacht werden.

Im Zuge der Neuregelungen zum Asyl- und Aufenthalts-
recht der letzten Jahre wurden die verpflichtende Aufent-
haltszeit sowie die maximale Aufenthaltszeit in den Auf-
nahmeeinrichtungen der Länder sukzessive verlängert.13 
Menschen mit sogenannter schlechter Bleibeperspektive 
müssen mit teils sehr beschränkten Integrationsmöglich-
keiten bis zu 24 Monate14 oder sogar unbefristet bis zu 
ihrer Rückführung15 in Aufnahmeeinrichtungen leben. 
Dies kann zu Resignation, Spannungen und Konflikten 
führen, die Kinder und Jugendliche hautnah miterleben.

Das Miterleben von Abschiebungen stellt eine weitere 
Belastung dar.

Für Familien wird die Höchstverweildauer in Aufnahmeein-
richtungen der Länder daher nunmehr auf sechs Monate 
begrenzt.16 Spätestens nach sechs Monaten sind Familien 
daher in die Kommunen zu verteilen, unabhängig vom 
Stand ihres Asylverfahrens. Somit muss die Praxis, Familien 
mit unsicherer Bleibeperspektive viele Monate oder gar bis 

 

  7)	 Meysen, T., Schönecker L.: Schutz begleitet geflüchteter Kinder und Jugendlicher. 
Sozial- und humanwissenschaftlicher Forschungsstand und die Rahmenbedingun-
gen in Deutschland, 2020; Save the Children Deutschland e.V.: Zukunft! Von An-
fang an. Die Umsetzung von Kinderrechten in Unterkünften für geflüchtete Men-
schen in Deutschland, Berlin 2018; Kurzgutachten des Wissenschaftlichen Beirats 
für Familienfragen beim BMFSJ: Aus Kriegsgebieten geflüchtete Familien und ihre 
Kinder: Entwicklungsrisiken, Behandlungsangebote, Versorgungsdefizite, Berlin 
2017; Deutsches Jugendinstitut: Ankommen nach der Flucht. Die Sicht begleiteter 
und unbegleiteter junger Geflüchteter auf ihre Lebenslagen in Deutschland, Mün-
chen 2017.

  8)	 Z.B. UNHCR: Empfehlungen zur Ausgestaltung der geplanten „AnkER“-Einrichtun-
gen, Berlin 2018, S. 5, https://www.unhcr.org/dach/wp-content/uploads/si-
tes/27/2018/06/20180606_Anker_UNHCR.pdf; Christ, S./Meininghaus, E./Röing, 
T.: „All Day Waiting”. Konflikte in Unterkünften für Geflüchtete in NRW, Bonn 
2017, https://www.bicc.de/uploads/tx_bicctools/BICC_WP_3_2017_web_01.pdf.

  9)	 Der Deutsche Verein verwendet hier die Schreibweise des Koalitionsvertrages.
10)	 Neben Bayern haben bislang das Saarland und Sachsen AnKER-Einrichtungen 

eingerichtet. Sogenannte „Funktionsgleiche Einrichtungen“, die auf Basis eines 
dem AnKER-Konzept entsprechenden Kooperationsvertrages mit dem BMI betrie-
ben werden, existieren in Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein. 
Weitere Aufnahmeeinrichtungen der Länder verfolgen ähnliche Konzepte.

11)	 Laut Stellungnahme des Präsidenten des BAMF im Rahmen einer Anhörung im 
Bayrischen Landtag betrug die durchschnittliche Verfahrensdauer in AnKER-Ein-
richtungen 2,2 Monate im Vergleich zu 2,4 Monaten in anderen Außenstellen des 
BAMF, https://www.fluechtlingsrat-bayern.de/protest-gegen-anker-zentren-er-
reicht-landtag.html

12)	 Im Rahmen der Anhörung wurde deutlich, dass das Leben in AnKER-Einrichtungen 
eine strukturelle Gefährdung für Kinder und Jugendliche darstellen kann; vgl. auch 
AGJ, AWO, Der Paritätische, IGFH u.a.: Etablierung von AnKER-Zentren und die 
Rechte der Kinder, Berlin/Osnabrück 2018, https://www.asyl.net/fileadmin/user_
upload/publikationen/Stellungnahmen/Gemeinsame_Stellungnahmen/2018- 
05-25_AnKER_Gem_Erklaerung.pdf. Das UNO-Flüchtlingshilfswerk UNHCR be-
nennt Anforderungen für eine menschenrechtskonforme Umsetzung in Bezug auf 
Höchstaufenthaltsdauer, Größe der Einrichtung, Qualität des Verfahrens, sozi-
al(räumliche) Gegebenheiten, Zugang zu Beratung, Bildung und Betreuung: 
UNHCR (Fußn. 8); https://www.fluechtlingsrat-bayern.de/protest-gegen-an-
ker-zentren-erreicht-landtag.html.

13)	 § 47 AsylG, zuletzt geändert durch das Zweite Gesetz zur besseren Durchsetzung 
der Ausreisepflicht m.W.v. 21. August 2019.

14)	 § 47 Abs. 1b AsylG.
15)	 § 47 Abs. 1a AsylG.
16)	 § 47 Abs. 1 Satz 1 und Satz 4 sowie Abs. 1a Satz 2.
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zu einer möglichen Rückführung in Aufnahmeeinrichtun-
gen der Länder unterzubringen, beendet werden.17

Der Deutsche Verein hat sich bereits im Jahr 2016 für einen 
möglichst kurzen Aufenthalt von Familien in Sammelunter-
künften ausgesprochen18 und begrüßt diese Regelung.

Von der Möglichkeit, den Aufenthalt in der Aufnahmeein-
richtung gemäß § 49 Abs. 2 AsylG schon vor Ablauf von 
sechs Monaten „zur Gewährleistung der Unterbringung 
und Verteilung, oder aus anderen zwingenden Gründen“ 
zu beenden, sollten die Länder aus Sicht des Deutschen 
Vereins insbesondere bei Familien mit minderjährigen 
Kindern sowie bei allen schutzbedürftigen Personen mög-
lichst weitgehend Gebrauch machen. Das Ermessen dies-
bezüglich kann im Einzelfall auf null reduziert sein, wenn 
die Rechte der Betroffenen19 in der Aufnahmeeinrichtung 
nicht gewahrt werden können, sodass eine Verpflichtung 
zur Verteilung in eine Kommune besteht.

III.	Kinderrechte und ihre Umsetzung bei der 
Unterbringung geflüchteter Familien

Gemäß Art. 27 der UN-Kinderrechtskonvention (UN-KRK) 
hat jedes Kind das Recht auf „einen seiner körperlichen, 
geistigen, seelischen, sittlichen und sozialen Entwick-
lung angemessenen Lebensstandard“. Art. 3 der UN-KRK 
verpflichtet die Vertragsstaaten, bei allen Maßnahmen, 
die ein Kind betreffen, dessen Wohl als Gesichtspunkt 
vorrangig zu berücksichtigen. Dies wird auf europäischer 
Ebene durch Art. 23 der EU-Aufnahmerichtlinie20 konkre-
tisiert, die den Mitgliedstaaten auferlegt, bei der Aufnah-
me geflüchteter Minderjähriger vorrangig das Wohl des 
Kindes zu berücksichtigen und „einen der körperlichen, 
geistigen, seelischen, sittlichen und sozialen Entwicklung 
angemessenen Lebensstandard“ zu gewährleisten. Kon-
kret benannt werden unter anderem das Recht auf Schutz 
vor Gewalt, Missbrauch und Ausbeutung,21 das Recht auf 
gesundheitliche Versorgung,22 auf schulische Bildung,23 
auf Gelegenheiten für „Ruhe, Freizeit und Spiel“24 sowie 
das Recht, gehört zu werden, und die Verpflichtung zur 
Berücksichtigung des Kindeswillens.25

Das Kinder- und Jugendhilferecht (SGB VIII) spricht je-
dem jungen Menschen „ein Recht auf Förderung seiner 
Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenverant-
wortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit“ zu 
(§ 1 SGB VIII). Die Kinder- und Jugendhilfe soll gemäß § 1 
Abs. 3 SGB VIII junge Menschen in ihrer individuellen und 
sozialen Entwicklung fördern und dazu beitragen, Be-
nachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen sowie eine 
kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder 
zu schaffen. Bei der Ausgestaltung der Leistungen und der 
Erfüllung der Aufgaben hat sich die Kinder- und Jugend-
hilfe gemäß § 9 Nr. 1 und 2 SGB VIII an der Lebenswelt der 
Betroffenen zu orientieren.

Geflüchtete Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf 
Zugang zu Leistungen und Angeboten der Kinder- und 
Jugendhilfe, unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus und 
der Art der Unterbringung. Dies folgt aus § 6 SGB VIII, der 

im Lichte der Vorgaben des europäischen und internatio-
nalen Kindschaftsrechts auszulegen ist. 26

1.	 Schutz vor Gewalt

Sowohl aus der UN-KRK27 als auch der EU-Aufnahme-
richtlinie28, dem Grundgesetz29 und dem SGB VIII30 ergibt 
sich die staatliche Verpflichtung, geflüchtete Kinder und 
Jugendliche so unterzubringen, dass sie vor Gewalt durch 
Familienmitglieder, andere Geflüchtete, Mitarbeiter/innen 
der Unterkunft sowie Ehrenamtliche geschützt sind.

Diese Verpflichtung umfasst den Schutz vor physischer 
und psychischer Gewalt sowie Vernachlässigung.

•	 Schutzkonzept
Ein detailliertes, umfassendes und verschiedene Formen 
der Gewalt berücksichtigendes Gewaltschutzkonzept des 
Unterkunftsbetreibers sollte aus Sicht des Deutschen Ver-
eins Bestandteil jedes Betreibervertrages sein (s.u.) und 
bereits bei der Planung einer Unterkunft Anwendung fin-
den. Dabei sollen die Belange von Jungen, Mädchen und 
Frauen mit psychischen Erkrankungen und Behinderungen 
besonders beachtet werden, da diese stark gefährdet sind, 
Opfer von Gewalt zu werden.

Das Schutzkonzept sollte darüber hinaus regelmäßig 
unter Beteiligung möglichst aller schutzbedürftigen Per-
sonengruppen (ggf. mithilfe von Sprachmittler/innen, 
einfachem Bildmaterial und spielerischen Methoden) eva-
luiert werden. Dabei soll erörtert werden, wie sicher und 
vor Gewalt geschützt sich Kinder, Jugendliche und alle 
Bewohner/innen der Unterkunft fühlen können und in-

17)	 Vgl. Rundschreiben des Bayerischen Staatsministeriums des Inneren, für Sport und 
Integration „§§ 30a, 47 AsylG; Art. 2 AufnG; Verweildauer in ANKER-Einrichtungen 
und Unterkunfts-Dependancen“, Az.: G5-6745-1-500 vom 2. September 2019, 
S. 3: „Minderjährige Kinder und ihre Eltern oder andere Sorgeberechtigte sowie 
ihre volljährigen, ledigen Geschwister sind verpflichtet, bis zur Ausreise oder bis 
zum Vollzug der Abschiebungsandrohung oder -anordnung, längstens jedoch 
sechs Monate in der Aufnahmeeinrichtung zu verbleiben, wenn der Asylantrag 
(einfach) unbegründet abgelehnt wurde (§ 47 Abs. 1 S. 1 HS. 2, S. 4 AsylG). Das gilt 
auch für Familien mit minderjährigen Kindern aus sicheren Herkunftsstaaten (§ 47 
Abs. 1a S. 2 AsylG). Die bayerische Regelung des Art. 2 Abs. 2 AufnG wird hier 
durch Bundesrecht verdrängt, sodass für diese Familien keine 24-monatige Ver-
weildauer gilt“; Hruschka, C.: Gutachten zur Expertenanhörung des Ausschusses 
für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration zum Thema „ANKER-Ein-
richtungen in Bayern“, 2019, S.11, https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/
downloads/Themen_a-Z/Asylverfahren/190716_Erlass_Umsetzung____47_
Abs._1_b_AsylG.pdf

18)	 Vgl. Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Förderung der Integration geflüch-
teter Menschen (Fußn. 2), S. 5.

19)	 Beispielsweise auf Schulbildung, gesundheitliche Versorgung und Teilhabe behin-
derter Kinder, s. Kap. III.

20)	 Richtlinie 2013/33/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 zur Festlegung von Normen für die Aufnahme von Personen, die internatio-
nalen Schutz beantragen (EU-Aufnahme-RL), Art. 23 Abs. 1.

21)	 Art. 19, 32 und 34 UN-KRK und Art. 23 Abs. 2c EU-Aufnahme-RL.
22)	 Art. 24 UN-KRK, Art. 17 Abs. 2 EU-Aufnahme-RL.
23)	 Art. 28 UN-KRK, Art. 14 EU-Aufnahme-RL.
24)	 Art. 31 UN-Kinderrechtskonvention (UN-KRK) und Art. 23 Abs. 3 EU-Aufnahme-RL.
25)	 Art. 12, 13 UN-KRK, Art. 23 Abs. 2d EU-Aufnahme-RL.
26)	 Wissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bundestages: Leistungen und andere 

Aufgaben der Kinder-und Jugendhilfe. Zum Anspruch ausländischer Kinder nach 
inner-, über- und zwischenstaatlichem Recht, 2016; s.a. Empfehlungen des Deut-
schen Vereins zur Förderung der Integration geflüchteter Menschen (Fußn. 2), 
S. 16.

27)	 Art. 19, 32 und 34 UN-KRK.
28)	 Art. 23 Abs. 2c EU-Aufnahme-RL.
29)	 Art. 2 Abs. 2 GG.
30)	 § 1 Abs. 3 Satz 3 SGB VIII.
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wiefern gegebenenfalls Verbesserungen erreicht werden 
können. Zum Beispiel kann dies bezogen sein auf räum-
liche Gegebenheiten, eine für alle verständlich erklärte 
und verlässlich durchgesetzte Hausordnung oder die 
verlässliche Ansprechbarkeit von internen und externen 
Vertrauenspersonen.31

Die meisten Bundesländer haben inzwischen Schutzkon-
zepte für Aufnahmeeinrichtungen entwickelt und empfeh-
len den Kommunen, diese auch für Gemeinschaftsunter-
künfte anzuwenden.32 Die Kosten der Umsetzung haben 
so die Kommunen zu tragen.

Zur Förderung einer flächendeckenden Umsetzung im Sin-
ne des § 53 AsylG empfiehlt der Deutsche Verein verbind-
liche Regelungen auf Landesebene sowohl für Aufnahme-
einrichtungen als auch für Gemeinschaftsunterkünfte (s. 
auch Kap. IV.5) und eine entsprechende Finanzierung der 
damit verbundenen Anforderungen durch die Länder und 
den Bund.33

•	 Räumliche Gegebenheiten – Rückzugsmöglichkeiten 
und sichere Orte

Für die Ausstattung von Unterkünften für geflüchtete Men-
schen sollte die Berücksichtigung alters- und geschlechts-
spezifischer Sicherheitsbedürfnisse in verbindlichen Min-
deststandards geregelt und vertraglich festgehalten sein.

Mittlerweile verfügen Unterkünfte ganz überwiegend über 
abschließbare Sanitärräume. Allerdings sind insbesondere 
in Aufnahmeeinrichtungen Zimmer und Wohneinheiten 
häufig immer noch nicht abschließbar. Auch existieren 
in den meisten Einrichtungen ein oder mehrere Gemein-
schaftsräume für Kinder und Jugendliche. Allerdings sind 
diese häufig nicht entsprechend der Lern- und Freizeitbe-
dürfnisse verschiedener Altersgruppen in ausreichendem 
Maße barrierefrei zugänglich, ausgestattet und betreut. 
Der Zugang und die Teilhabe für Kinder und Jugendliche 
mit Behinderung ist häufig nicht in ausreichendem Maße 
gesichert.

•	 Hausordnung, Verhaltenskodex für Mitarbeitende und 
Beschwerdestrukturen

Eine Hausordnung, die sich klar zu Gewaltlosigkeit und 
gegenseitigem Respekt in allen Bereichen des Unter-
kunftslebens bekennt, auch Mitarbeitende verpflichtet 
und Beschwerdestrukturen benennt, sollte in mehreren 
Sprachen und in Piktogrammen gut sichtbar zugänglich 
sein und auch mündlich allen Bewohner/innen bekannt 
gemacht werden.34

Unerlässlich sind aus Sicht des Deutschen Vereins auch gut 
zugängliche interne und externe Beschwerdestrukturen35 
und die Ermutigung, diese zu nutzen.36

Wie alle schutzbedürftigen Personen sind Kinder und Ju-
gendliche darauf angewiesen, dass Vertrauenspersonen im 
Fall von drohender oder erlittener Gewalt für sie ansprech-
bar sind, diskret und verantwortungsvoll mit anvertrauten 
Informationen umgehen und zeitnah wirksame Hilfepro-
zesse in Gang setzen können. Voraussetzungen sind aus 

Sicht des Deutschen Vereins verbindliche und abgestimmte 
Standards zum Umgang mit Gewaltvorfällen und Gefah-
ren für das Kindeswohl, Sensibilität und Informiertheit aller 
Beschäftigten bezüglich spezifischer Risiken sowie eine 
klare Aufgabenteilung und verlässliche Kooperationsstruk-
turen zwischen allen an der Unterbringung beteiligten, für 
das Wohl der untergebrachten Kinder und Jugendlichen 
verantwortlichen Institutionen.37

•	 Schutzauftrag der Jugendhilfe
Insbesondere hat der Allgemeine Soziale Dienst bzw. der 
Kommunale Soziale Dienst (ASD/KSD) der Jugendämter 
die Aufgabe, Familien in Krisen- und Konfliktlagen zu 
beraten und zu unterstützen. Geflüchtete Eltern haben 
auch während ihrer Unterbringung in Aufnahme- und Ge-
meinschaftsunterkünften bei Bedarf Anspruch auf Hilfen 
zur Erziehung, z.B. Erziehungsberatung oder Sozialpäd-
agogische Familienhilfe. Hierauf sind Eltern ggf. sensibel 
und proaktiv hinzuweisen. Falls dies zur Abwendung einer 
Gefährdung erforderlich ist, sind Kinder oder Jugendliche 
in Obhut zu nehmen.

31)	 Plan International Deutschland e.V.: Partizipative Situationsanalyse und Risi-
ko-Übersicht mit Kindern, 2017; BMFSFJ/UNICEF: Mindeststandards zum Schutz 
geflüchteter Menschen in Flüchtlingsunterkünften, 2015, S. 12.

32)	 Deutsches Kinderhilfswerk: Länderabfrage zum Schutz für geflüchtete Kinder, 
2018, https://www.dkhw.de/fileadmin/Redaktion/1_Unsere_Arbeit/1_Schwer-
punkte/2_Kinderrechte/2.25_Kinderrechte-Index_alle-Dokumente/Dokumente_
Laenderabfragen/laenderabfragen_mindeststandards-schutz-gefluechtete-kinder.
pdf; s.a. https://www.gewaltschutz-gu.de/weitere_materialien/gewaltschutzkon-
zepte_berichte_und_andere_veroeffentlichungen/

33)	 Beispielsweise regelt das Land Brandenburg in seinem Landesaufnahmegesetz die 
verbindliche Anwendung der EU-Aufnahmerichtlinie, https://bravors.brandenburg.
de/gesetze/laufng. In der Durchführungsverordnung zum Landesaufnahmegesetz 
sind räumliche und fachliche Standards für den Betrieb von Gemeinschaftsunter-
künften sowie Anforderungen und Aufgaben der Flüchtlingssozialbetreuung de-
tailliert beschrieben und mit Personalschlüsseln hinterlegt: https://bravors.bran-
denburg.de/verordnungen/laufngdv_2016. Auch das Land Thüringen hat eine 
Verordnung über Mindestbedingungen für den Betrieb von Gemeinschaftsunter-
künften und die soziale Betreuung und Beratung von Flüchtlingen und Asylsuchen-
den erlassen: http://www.landesrecht.thueringen.de/jportal/?quelle=jlink&-
query=GemUnterkSozBV+TH&psml=bsthueprod.psml&max=true&aiz=true. Die 
Verordnungen beider Länder gelten allerdings nicht für die Landeserstaufnahme, 
was ebenfalls ein Problem darstellt.

34)	 Um Kinder besonders zu erreichen und zu schützen, wurde in der Erstaufnahme-
einrichtung des Regierungsbezirkes Gießen zusätzlich zur allgemeinen Hausord-
nung eine „kindgerechte Hausordnung“ entwickelt. Diese hängt in allen Berei-
chen aus, in denen sich Kinder und deren Eltern bevorzugt aufhalten sowie in 
gemeinschaftlich genutzten Bereichen wie der Kantine und dem Infopoint. Kinder 
lernen die kindgerechte Hausordnung durch die Betreuer/innen der zielgrup-
penspezifischen Angebote kennen: https://rp-giessen.hessen.de/sites/rp-giessen.
hessen.de/files/2019_07_10_Schutzkonzept%20Erstaufnahmeeinrichtung_BF_0.
pdf.

35)	 Kriterien, wie wirksame Beschwerdestrukturen konkret ausgestaltet sein sollten, 
finden sich beispielsweise in den Mindeststandards zum Schutz geflüchteter Men-
schen (UNICEF, BMFSFJ et al. 2018). S.a. Deutsches Institut für Menschenrechte: 
Hausordnungen menschenrechtskonform gestalten, Berlin 2018, https://www.ins-
titut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/ANALYSE/
Analyse_Hausordnungen_menschenrechtskonform_gestalten.pdf

36)	 Beispiele für unabhängige externe Beschwerdestellen sind die Beschwerdestelle 
Flüchtlingsunterbringung der Stadt Köln sowie die Ombudsstelle für Flüchtlings-
erstaufnahme Baden Württemberg: https://www.ombudsstelle.koeln/flyer/
flyer-english.pdf; https://im.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-im/in-
tern/dateien/pdf/Taetigkeitsbericht_2018-2019.pdf

37)	 So hat beispielsweise die Stadt Köln eine Kooperations- und Kinderschutzverein-
barung für die Gemeinschaftsunterkünfte für Flüchtlinge zwischen dem Amt für 
Kinder, Jugend und Familie, dem Amt für Wohnungswesen der Stadt Köln und den 
beauftragten Betreuungsträgern erarbeitet und auf dieser Basis gemeinsame 
Schulungen durchgeführt, s. Schäfer-Sikora, R.: Kooperations und Kinderschutzver-
einbarung für die Gemeinschaftsunterkünfte für Flüchtlinge in Köln, NDV 2017, 
501 ff.; Völmecke, K.-P. (Jugendamt Köln)/Enders, J. (Zartbitter e.V.): Anforderungen 
an Schutzkonzepte für Minderjährige und deren Familien in Gemeinschaftsunter-
künften, 2016, http://www.zartbitter.de/gegen_sexuellen_missbrauch/Fachinfor-
mationen/minderjaehrige_in_unterkuenften.php.
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Betreiber von Unterkünften für geflüchtete Menschen soll-
ten aus Sicht des Deutschen Vereins vertraglich verpflichtet 
werden, mit den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe 
zusammenzuarbeiten, damit diese ihrer fachlichen Verant-
wortung gerecht werden können.

Dem Aufbau verbindlicher Kooperationsstrukturen zwi-
schen Betreibern von Unterkünften, den zuständigen Auf-
sichtsbehörden, allen weiteren involvierten Versorgungs-

systemen und der (Landes-)Jugendämter sowie deren Be-
teiligung schon bei der Erarbeitung von Unterbringungs-
konzepten und Qualitätsstandards, kommt aus Sicht des 
Deutschen Vereins besondere Bedeutung zu. (s. auch IV.5) 
Verantwortlich hierfür sind die unterbringenden Behörden.

2.	 Recht auf Gesundheit

Deutschland ist Vertragsstaat des UN-Sozialpakts und 
erkennt darin „das Recht eines jeden auf das für ihn 
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erreichbare Höchstmaß an körperlicher und geistiger Ge-
sundheit“38 an. In den Vertragsstaaten ist für jede Person 
ein diskriminierungsfreier Zugang zur Gesundheitsversor-
gung zu gewährleisten. Für Kinder und Jugendliche wird 
dieses Recht auch in der UN-KRK39 bekräftigt, für behin-
derte Menschen in der UN-Behindertenrechtskonvention 
(UN-BRK).40 Die Vertragsstaaten werden darüber hinaus zu 
konkreten Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge (Eltern-
beratung, Ausbau des Versorgungssystems) verpflichtet.41

Nach § 4 Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) haben 
Leistungsberechtigte einen Anspruch auf medizinische 
Versorgung bei akuten Schmerzzuständen und Erkrankun-
gen, auf die amtlich empfohlenen Schutzimpfungen sowie 
auf alle Leistungen bei Schwangerschaft und Geburt. Im 
Einzelfall können sie im Wege des Ermessens nach § 6 
AsylbLG über die Akut- und Notversorgung hinausgehen-
de Gesundheitsleistungen erhalten, wenn diese zur „Si-
cherung der Gesundheit“ oder zur „Deckung besonderer 
Bedürfnisse“ notwendig sind.

Bei der Ausübung des Ermessens müssen nach Ansicht des 
Deutschen Vereins die UN-Konventionen berücksichtigt 
und Leistungen der Gesundheitsversorgung geflüchteten 
Kindern grundsätzlich in gleicher Weise gewährt werden 
wie gesetzlich versicherten Kindern.

Das Recht geflüchteter Kinder auf Zugang zu Einrichtun-
gen und Leistungen der Gesundheitsversorgung sollte aus 
Sicht des Deutschen Vereins in geeigneter Weise sicherge-
stellt werden.

•	 Erstuntersuchung
Geflüchtete, die verpflichtet sind, in einer Aufnahmeein-
richtung zu wohnen, müssen nach § 62 Abs. 1 AsylG eine 
Untersuchung auf übertragbare Krankheiten dulden. § 62 
Abs. 2 AsylG bestimmt, dass das Ergebnis der Untersu-
chung der unterbringenden Behörde und bei Vorliegen 
einer übertragbaren Krankheit auch dem Bundesamt 
mitgeteilt wird.

Der Deutsche Verein regt an, im Rahmen des § 62 AsylG 
weitere Qualitätsstandards der Erstuntersuchung festzu-
legen. So ist derzeit nicht flächendeckend sichergestellt, 
dass insbesondere Kinder und Jugendliche binnen weniger 
Tage nach der Aufnahme eine Erstuntersuchung erhalten, 
bei der ein/e Sprachmittler/in oder muttersprachliche 
Fachkraft zugegen ist.42 Nach Ansicht des Deutschen 
Vereins sollte die Erstuntersuchung genutzt werden, um 
Kinder und Jugendliche auch auf Anzeichen etwaiger Ent-
wicklungsverzögerungen, chronischer Krankheiten oder 
Behinderungen zu untersuchen. So kann bei Verdacht auf 
besondere gesundheitliche oder psychologische Bedarfe 
eine entsprechende Abklärung direkt in die Wege geleitet 
werden.

Eltern und Kinder sollten darüber hinaus transparent 
und verständlich über das deutsche Gesundheitswesen, 
ihre Rechte in Bezug auf gesundheitliche Versorgung, 
Unterstützungsangebote innerhalb der Unterkunft sowie 
über etwaige Diagnosen aufgeklärt werden. Schwangere 

sollten zeitnah an Hebammen sowie bei Bedarf an Bera-
tungsstellen vermittelt werden.

•	 Aufklärung zu Verhütungsmöglichkeiten sowie zur se-
xuellen Selbstbestimmung

Jugendliche und Erwachsene sollten regelmäßig altersge-
mäß, geschlechts- und kultursensibel über Möglichkeiten 
der Familienplanung informiert werden und bei Bedarf 
Zugang zu Verhütungsmitteln erhalten. Bei Bedarf sollte 
in diesem Zusammenhang auch Aufklärung zur sexuellen 
Selbstbestimmung sowie über Schutz vor Menschenhan-
del zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung erfolgen. Pro-
jekte und Gesprächsangebote diesbezüglich haben sich als 
hilfreich und stark nachgefragt erwiesen.43

•	 Psychologische Unterstützung
Psychologische Beratung findet in Unterkünften in sehr 
unterschiedlicher Qualität und Verlässlichkeit statt.

Psychologische Fachkräfte sollten aus Sicht des Deutschen 
Vereins insbesondere in Aufnahmeeinrichtungen regel-
mäßig vor Ort für Kinder, Jugendliche, Eltern und Mitar-
beitende ansprechbar sein. Niedrigschwellige alters- und 
geschlechtssensible psychosoziale Unterstützung sowie 
Gesprächskreise für Eltern in Bezug auf das Erkennen 
psychischer Belastungssituationen, insbesondere auch bei 
Kindern und Jugendlichen, sollten regelmäßig angeboten 
werden.

Neben dem Betreuungspersonal sollten auch die Mitarbei-
tenden des Sicherheitsdienstes über Grundkenntnisse zu 
Traumafolgen und Möglichkeiten der ersten Hilfe bei psy-
chischen Belastungssituationen verfügen und wissen, an 
wen sie sich bei beobachteten Belastungen wenden kön-
nen. Hierzu sollten gemeinsame Fortbildungsformate und 
verbindliche Kooperationsstrukturen entwickelt werden.

Online verfügbare Materialien und Lernangebote zur psy-
chologischen ersten Hilfe bei geflüchteten Kindern und 
Jugendlichen können die Entwicklung vor Ort unterstüt-
zen.44

38)	 Art. 12 Abs. 1 Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte.

39)	 Art. 24 Abs. 1 UN-KRK.
40)	 Art. 25 Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen.
41)	 Art. 24 Abs. 2 UN-KRK.
42)	 Vgl. Deutscher Verein: Empfehlungen zur Förderung der Integration geflüchteter 

Menschen (Fußn. 2), S. 14.
43)	 BMFSFJ/UNICEF: Sexualaufklärung und Familienplanung als integraler Bestandteil 

einrichtungsinterner Schutzkonzepte, BZgA-Forum 1/2018, https://www.bzga.de/
infomaterialien/fachpublikationen/forum-sexualaufklaerung/heft-1-2018-kontext-
flucht/; Pro Familia: Abschlussbericht des Modellprojekts Fachkräfte im Dialog. 
Erkenntnisse und Handlungsempfehlungen, Frankfurt am Main 2019, http://www.
fachdialognetz.de/fileadmin/pfm/data/Home/Abschlussbericht_Modellprojekt_
Web.pdf.

44)	 Save the Children Deutschland e.V.: Trainingshandbuch zur Psychologischen Ersten 
Hilfe für Kinder, 2017: https://resourcecentre.savethechildren.net/library/trainings-
handbuch-zur-psychologischen-ersten-hilfe-fur-kinder-pfa; Plan International 
Deutschland e.V.: Handbuch Kinderschutz in Flüchtlingsunterkünften, 2017, S. 90: 
Checkliste für Psychologische Erste Hilfe; Bundesfachverband BumF: E-Learning 
Arbeit mit geflüchteten, traumatisierten jungen Menschen: https://b-umf.de/p/
trauma/; Verbundprojekt SHELTER (Universitätsklinikum Ulm, Universität Bielefeld, 
Stiftung Universität Hildesheim, Hochschule Landshut): Begleitete und unbegleite-
te geflüchtete Minderjährige – Rahmenbedingungen und Schutz in Organisatio-
nen, Verständnis für Traumafolgen und psychische Belastungen, https://shelter.
elearning-kinderschutz.de/.
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Weiterführende spezialisierte Unterstützungsangebote  
wie psychosoziale Zentren für geflüchtete Menschen ha-
ben sich bundesweit bewährt und sollten ausgebaut wer-
den, um eine bessere Erreichbarkeit und eine Verkürzung 
der Wartezeiten für einen Therapieplatz zu gewährleisten. 
Bund und Länder sollten hierfür Mittel bereitstellen.

•	 Kooperationsstrukturen zwischen Gesundheitssystem, 
Kinder- und Jugendhilfe und Einrichtungsträgern

Zugänge zu Angeboten im Sozialraum wie z.B. der 
Frühen Hilfen sollten erleichtert werden, indem proak-
tiv verständliche Informationen sowohl an die Familien 
selbst als auch an etwaige Vertrauenspersonen wie 
Ehrenamtliche und Fachkräfte der Unterkunft herange-
tragen werden.

Der Deutsche Verein empfiehlt, verstärkt auf die profes-
sions- und rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit der 
für die Unterbringung geflüchteter Menschen zuständigen 
Sozialbehörden, des Gesundheitswesens sowie der Kinder- 
und Jugendhilfe hinzuwirken.

Arbeits- und Vernetzungsgremien an der Schnittstelle 
zwischen dem Gesundheitssystem und der Kinder- und 
Jugendhilfe sollten die Situation von Kindern und Ju-
gendlichen in Unterkünften gezielt in den Blick nehmen 
und Sozialbetreuer/innen der Unterkünfte einbeziehen. 
Betreiber sollten vertraglich zur Zusammenarbeit mit den 
verschiedenen Hilfesystemen verpflichtet werden.

3.	 Teilhabe von Kindern, Jugendlichen und Eltern 
mit Behinderungen

Die EU-Aufnahmerichtlinie verpflichtet zur Etablierung 
spezieller Verfahren zur Identifizierung von Personen mit 
besonderen Bedürfnissen, etwa einer Behinderung.45 So 
wird eine (drohende) Behinderung festgestellt, ist dies aus 
Sicht des Deutschen Vereins bei der Unterbringung sowie 
der sozialen und medizinischen Versorgung zu berücksich-
tigen. 

Asylsuchende Kinder, Jugendliche oder Eltern mit körper-
lichen oder geistigen Behinderungen können Teilhabeleis-
tungen nach § 6 AsylbLG geltend machen, wenn diese zur 
„Sicherung der Gesundheit“ oder zur „Deckung besonde-
rer Bedürfnisse“ notwendig sind. Unter Berücksichtigung 
der in UN-Konventionen garantierten Rechte von Kindern 
und Jugendlichen mit Behinderung46 sowie der EU-Auf-
nahmerichtlinie47 sollten aus Sicht des Deutschen Vereins 
Teilhabeleistungen für geflüchtete Kinder und Jugendliche 
mit Behinderungen nach dem AsylbLG grundsätzlich in 
gleicher Weise gewährt werden wie nach dem SGB IX.

Für geflüchtete Menschen mit Behinderungen sind spezi-
fische Beratungs- und Unterstützungsangebote und ihre 
Aufklärung hierüber notwendig.

4.	 Bildung

•	 Frühkindliche Bildung, Betreuung und Erziehung
Kindertagesstätten und Kindertagespflegestellen fördern 
den Spracherwerb sowie eine gesunde Entwicklung. Ins-
besondere auch in Bezug auf den späteren Schulbesuch 

ist eine frühzeitige Förderung geflüchteter Kinder aus Sicht 
des Deutschen Vereins unabdingbar.

Eltern sollten über das Angebot der Kindertagesbetreuung 
informiert und bei der Anmeldung unterstützt werden. Ein 
ausreichendes Angebot an Kindertagesbetreuungsplätzen 
ist im Rahmen der kommunalen Bedarfsplanung zu si-
chern. Grundsätzlich haben geflüchtete Kinder unabhän-
gig von ihrem Aufenthaltsstatus Anspruch auf Förderung 
in Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege 
nach § 24 SGB VIII.48

Nicht immer ist es möglich und sinnvoll, geflüchtete Kin-
der sofort in das Regelsystem der Kindertagesbetreuung 
zu integrieren, z.B. wenn in Aufnahmeeinrichtungen der 
Übergang in die Kommune absehbar bevorsteht oder es 
Eltern nach den Erfahrungen der Flucht anfangs schwer-
fällt, ihre Kinder außerhalb der Einrichtungen betreuen 
zu lassen.

Unterkünfte müssen daher verpflichtend geeignete Räume 
und regelmäßige Kinderbetreuungszeiten vorhalten (s. 
auch Kap. III.1). Diese sollten idealerweise durch ausge-
bildete Erzieher/innen abgedeckt, mindestens aber koor-
diniert werden.

Alters- und situationsgerechte Brückenangebote wie be-
gleitete Eltern-Kind-Gruppen, Spiel- und Bastelangebote 
in den Unterkünften sind ergänzend und vorbereitend 
auf die Integration in die reguläre Kindertagesbetreuung 
bereitzustellen. Für Sprach- und Integrationsangebote in-
nerhalb der Unterkunft sollten parallele Kinderbetreuungs-
angebote vorgehalten werden, um Eltern die Teilnahme zu 
ermöglichen.

•	 Schulbildung
Schulische Bildung ist Voraussetzung für Integration und 
Teilhabe von Kindern und Jugendlichen und ein völker- 
und europarechtlich verankertes universelles Menschen-
recht.49 Das Recht auf diskriminierungsfreien Zugang zum 
staatlichen Bildungssystem ergibt sich darüber hinaus 
unmittelbar aus dem Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 
bzw. den besonderen Diskriminierungsverboten des Art. 3 
Abs. 2 und 3 GG.

Kinder und Jugendliche müssen ihr Recht auf Bildung 
frühzeitig in Anspruch nehmen können.50 Pädagogisch 
hochwertige, an den Lernvoraussetzungen orientierte 
Sprachkurse sowie Angebote, die auf das Lernen im Re-
gelschulsystem vorbereiten, sollten in den Unterkünften 
bereits ab den ersten Wochen angeboten werden.

 

45)	 Art. 22 Abs. 1 EU-Aufnahme-RL.
46)	 Art. 23 UN-KRK, Art. 7 UN-BRK.
47)	 Art. 21 EU-Aufnahme-RL.
48)	 Meysen, T.: Flüchtlingskinder und ihre Förderung in Tageseinrichtungen und Kin-

dertagespflege. Rechtsexpertise im Auftrag des Deutschen Jugendinstituts, 2016; 
Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Förderung der Integration geflüchteter 
Menschen (Fußn. 2), S. 11.

49)	 U.a.: Art. 28 UN-KRK, Art. 14 EU-AufnahmeRL.
50)	 Das Recht auf Bildung besteht vom ersten Tag an, das Beschulung im Regelschul-

system (Art. 28 UN-KRK, Art. 14 EU-Aufnahme-RL, Art. 3 und 7 GG, Schulpflicht in 
den Landesverfassungen) nach mehrheitlicher Meinung spätestens ab dem 4. 
Monat.
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Spätestens nach einer Aufenthaltsdauer von drei Monaten 
muss entweder Zugang zur Regelschule gewährt oder ein 
verpflichtendes Lernangebot in der Unterkunft vorgehal-
ten werden, das in Bezug auf Lernausstattung, zeitlichen 
Umfang und fachliche Qualität der Regelbeschulung ent-
spricht und auf diese realistisch vorbereitet.51 Sofern dies 
im Rahmen der Erstaufnahme nicht gewährleistet werden 
kann, sollten Familien nach Ansicht des Deutschen Vereins 
in der Regel nach spätestens drei Monaten aus der Auf-
nahmeeinrichtung entlassen werden, um diskriminierungs-
frei Zugang zum Regelschulsystem zu gewähren.

Hierbei ist auch eine verlässliche sozialpädagogische Be-
gleitung in den Blick zu nehmen. Schulsozialarbeiter/
innen sollten Willkommens-, Einstiegs-, Integrations- oder 
Sprachförderklassen mit ihren jeweiligen Herausforderun-
gen sowie den Übergang in die Regelklassen begleiten.

•	 Berufliche Bildung und Orientierung
Jugendliche Geflüchtete haben häufig besondere Unter-
stützungsbedarfe in Bezug auf Schule, berufliche Orien-
tierung und Ausbildung. Für ehemals minderjährige un-
begleitete junge Menschen, die in dieser Phase stationäre 
Jugendhilfeeinrichtungen verlassen und sich in Gemein-
schaftsunterkünften zurechtfinden müssen, zeigt sich bis-
lang, dass begonnene Bildungswege häufig abgebrochen 
und im Rahmen der Jugendhilfe erzielte Erfolge zunichte 
gemacht werden.

Flüchtlingsrecht

Herausgegeben vom Deutschen Verein 
und dem Lambertus Verlag. 
2018, kart., 740 Seiten, 15,90 Euro,  
für Mitglieder des Deutschen Vereins 
12,90 Euro
ISBN 978-3-7841-2947-1

Die Textausgabe enthält die Rechtsgrund-
lagen für die Einreise und den Aufenthalt 
ausländischer Flüchtlinge in Deutschland. 
Neben dem Asyl- und Aufenthaltsrecht 
werden auch Auszüge aus dem Grund-
gesetz und aus einzelnen Sozialgesetzbü-
chern dokumentiert.

Die aufgenommenen Vorschriften sind auf 
dem Stand 1. Januar 2018. Zum besseren 
Verständnis der Flüchtlingspolitik und des 
Flüchtlingsrechts wird den Rechtsgrundla-

gen eine Einführung von Dr. Elke Tießler-Marenda, Deutscher Caritasverband, vorangestellt.

 Aus unserem Verlagsprogramm

Jetzt alle Bücher versandkostenfrei bestellen unter:

www.verlag.deutscher-verein.de

51)	 Eine gesonderte Beschulung in Erstaufnahmeeinrichtungen ist laut EU-Aufnahme-
richtlinie möglich, allerdings muss sie spätestens ab dem dritten Monat der Regel-
beschulung gleichwertig sein und auf diese vorbereiten. Vgl. Wrase, M.: Das Recht 
auf Bildung und Zugang zur Regelschule für geflüchtete Kinder und Jugendliche in 
Aufnahmeeinrichtungen der Bundesländer, 2019, Gutachten im Auftrag des Pari-
tätischen Gesamtverbandes, S. 39.
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Neben der Nutzung der Möglichkeiten des § 41 SGB VIII 
empfiehlt der Deutsche Verein, auch in Gemeinschafts-
unterkünften junge Menschen weiter intensiv zu fördern 
und dabei die rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit 
von Schule, Berufsbildungssystem, Jobcentern, Arbeits-
agenturen und der Kinder- und Jugendhilfe zu nutzen. 
Auch für junge Erwachsene, die bislang noch nicht durch 
die Jugendhilfe unterstützt wurden, sind Hilfen nach § 41 
SGB VIII möglich. Angebote der Jugendberufshilfe unter-
stützen junge Geflüchtete durch Beratung und Förderung 
bei der beruflichen Orientierung sowie beim Übergang 
von der Schule in das Berufsleben. Aus Sicht des Deut-
schen Vereins sollten alle Bemühungen unternommen 
werden, durch Beratung, Begleitung und Unterstützung 
begonnene Ausbildungen auch abzuschließen.

5.	 Betreuungs- und Unterstützungsangebote (in 
Kooperation mit) der Kinder- und Jugendhilfe

Die Kinder- und Jugendhilfe steht in der Pflicht, Familien, 
die in Flüchtlingsunterkünften leben, angemessen zu un-
terstützen und für die Zugänglichkeit ihrer Angebote zu 
sorgen. Dazu gehört aus Sicht des Deutschen Vereins eine 
niedrigschwellige, proaktive und aufsuchende Information 
zu den Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe, die auf 
dem Aufbau und der Nutzung von Vertrauensbeziehun-
gen beruht. Voraussetzungen sind vertrauensbildende 
Zugangswege, z.B. über Mitarbeitende in den Unter-
künften oder regelmäßige offene Angebote. Bei Bedarf 
sind Angebote der Behindertenhilfe bzw. der Träger der 
Eingliederungshilfe hinzuzuziehen.

Die Arbeit mit geflüchteten Familien in Aufnahmeeinrich-
tungen und Gemeinschaftsunterkünften erfordert zeitliche 
und finanzielle Ressourcen. Regelmäßige Besuche in der 
Einrichtung und die Möglichkeit, nach Bedarf qualifizierte 
Sprachmittler/innen hinzuzuziehen, sollten ebenso zum 
Standard gehören wie ein wertschätzender Umgang mit 
Familientraditionen und Erziehungsidealen geflüchteter 
Eltern.52 Eltern, die durch die Situation in den Unterbrin-
gungseinrichtungen und aufgrund der Erfahrungen der 
Flucht in der Wahrnehmung ihrer Elternrolle eingeschränkt 
sind, sollten gezielt gestärkt und unterstützt werden.

•	 Angebote für Familien
Niedrigschwellige Angebote der Elternbildung nach § 16 
SGB VIII wie Elterncafés und Gesprächskreise rund um 
Themen wie Erziehung, Ehe und Partnerschaft sowie 
Angebote der frühen Hilfen rund um Schwangerschaft, 
Geburt und Kleinkinderziehung werden vielerorts mit Er-
folg in Unterkünften angeboten und sind insbesondere mit 
Blick auf die große Zahl von Kindern unter drei Jahren53 
von Bedeutung. Sie sind in Kooperation mit qualifizierten 
Trägern der Kinder- und Jugendhilfe, gemeinsam mit den 
Eltern und mit Blick auf deren Bedürfnisse weiterzuentwi-
ckeln und sollten verstärkt als Brückenangebote ins Regel-
system genutzt werden.

•	 Freizeitangebote für Kinder und Jugendliche
Kinder und insbesondere Jugendliche erfahren den Alltag 
in Unterkünften oft als einengend und anregungsarm.54 

 

Als umso wichtiger hat sich in den letzten Jahren der 
Zugang zu Sport- und Freizeitangeboten im Sozialraum 
sowie zu den Angeboten der Jugendverbandsarbeit, der 
offenen Kinder- und Jugendarbeit und der Jugendsozialar-
beit erwiesen. Betreiber sollten verpflichtet werden:

•	 Kooperationskonzepte mit Vereinen, z.B. Sportvereinen 
(weiter) zu entwickeln und deren Angebote in den Un-
terkünften bekannt zu machen,

•	 mit Angeboten der offenen Kinder- und Jugendarbeit 
sowie Jugendverbandsarbeit, z.B. im Rahmen einer Be-
teiligung in Arbeitsgemeinschaften nach § 78 SGB VIII, 
zu kooperieren und deren Angebote den in Unterkünf-
ten lebenden Kindern und Jugendlichen zugänglich zu 
machen.

Die Jugendsozialarbeit, insbesondere die Jugendmigrati-
onsdienste, bieten jungen Geflüchteten Zugänge, Bera-
tung und verschiedenste Treff- und Freizeitmöglichkeiten, 
die sich an ihren Bedarfen orientieren.

Auch in den Unterkünften sowie im Freien sollten regelmä-
ßig alters- und geschlechtergerechte Freizeit- und Sportan-
gebote angeboten werden.

IV.	Strategien für eine schützende und 
fördernde Unterbringungspraxis

Im Rahmen der Bundesinitiative zum Schutz von geflüch-
teten Menschen in Flüchtlingsunterkünften wurden Ge-
waltschutzkoordinator/innen, kindgerechte Räume (und 
Angebote) in Unterkünften finanziert, Vernetzungstreffen 
und Schulungen organisiert, Risiko- und Bedarfsanalysen 
sowie Materialien55 zur kinder- und jugendgerechten Qua-
litätsentwicklung von Unterkünften erarbeitet.56 Derzeit 
werden auf Projektbasis dezentrale Beratungs- und Un-
terstützungsstrukturen für Gewaltschutz in Flüchtlingsun-
terkünften gefördert. Die Ergebnisse dieser Bemühungen 
müssen zugänglich dokumentiert werden und es sollten 
flächendeckend Konsequenzen gezogen werden.

Der Deutsche Verein empfiehlt auf Bundes- und Ländere-
bene eine Erfassung und Auswertung, unter welchen Be-
dingungen geflüchtete Kinder und Jugendliche mit ihren 
Familien untergebracht sind.

 

52)	 Felicitas Urbanek, F.: Flüchtlingsarbeit in der Erziehungsberatung: Anforderungen 
an Berater/innen und Team, ZKJ 2016, S. 241.

53)	 Ca. 30 % der Asylerstanträge werden derzeit für Kinder unter drei Jahren gestellt, 
vgl. BAMF: aktuelle Zahlen 12/2019.

54)	 Vgl. Lewek, M./Naber, A.: Kindheit im Wartezustand – Studie zur Situation von 
Kindern und Jugendlichen in Flüchtlingsunterkünften in Deutschland (Deutsches 
Komitee für UNICEF 2017); Holthusen, B.: „Ich stehe auf, sitze herum (...) und 
bleibe sitzen, bis ich schlafe“. Geflüchtete Jugendliche – Warteschleifen in Unsi-
cherheit. Zeitpolitisches Magazin, 16. Jg., Nr. 34/2019, S. 23–27.

55)	 Plan International Deutschland e.V.: Handbuch Kinderschutz in Flüchtlingsunter-
künften (Fußn. 44); Save the Children e.V. Deutschland: „Unterbringungs-TÜV“. 
Zur Messung von Kinderrechten in Unterkünften für geflüchtete Menschen in 
Deutschland, 2018, https://www.savethechildren.de/fileadmin/user_upload/
Downloads_Dokumente/Berichte_Studien/2018/StC_Unterbringungs-Tuev.pdf.

56)	 Projekt DeBUG „Dezentrale Beratungs- und Unterstützungsstruktur für Gewalt-
schutz in Flüchtlingsunterkünften“: https://www.gewaltschutz-gu.de/projekte/de-
bug
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1.	 Vergabeverfahren und Betreiberverträge

Detaillierte Schutz- und Unterbringungskonzepte mit kla-
ren Standards und Vorgaben müssen verbindlicher und 
standardisierter Bestandteil von Ausschreibungen und Be-
treiberverträgen sein und bei Vergabeentscheidungen als 
zwingende Voraussetzung berücksichtigt werden.

Dazu gehören Vorgaben zu räumlichen Mindestanforde-
rungen, zum Betreuungsschlüssel in unterschiedlichen, 
klar definierten Aufgabenfeldern, zur Fachkräftegewin-
nung und -bindung, zur Qualifizierung des gesamten in 
der Unterkunft tätigen Personals, zu dessen Vergütung 
sowie zur Ehrenamtskoordination. Eine verlässliche Iden-
tifikation und Unterstützung besonders schutzbedürftiger 
Personen ist dabei zwingend sicherzustellen. Für Angebote 
im Sozialraum müssen Zugänge geschaffen werden.

Die zuständige Landesbehörde für Flüchtlingsangelegen-
heiten sollte mit dem zuständigen Landesjugendamt 
Schutzkonzepte erarbeiten, die als verbindlicher Bestand-
teil von Ausschreibungen und bei der Vertragsgestaltung 
berücksichtigt werden.

2.	 Qualitätssicherung und -entwicklung

Qualitätssicherung und -entwicklung sollte ein verbindli-
cher Bestandteil von Ausschreibungen und Betreiberver-
trägen sein, um die Überprüfung und Weiterentwicklung 
aller Standards zu gewährleisten. In die Formulierung der 
damit verbundenen Ziele sollten alle am Prozess beteilig-
ten Akteure einbezogen werden. Es sollte verbindlich als 
Aufgabe der Einrichtungsleitungen festgeschrieben wer-
den, in einem möglichst partizipativen Monitoringprozess 
unter Beachtung des Datenschutzes aus den gewonnenen 
Daten Handlungsnotwendigkeiten abzuleiten und entspre-
chend in die Unterbringungspraxis zu transportieren.

Neben der Überprüfung der Schutzstandards ist auch das 
Monitoring in regelmäßigen Abständen zu überprüfen 
und weiterzuentwickeln.

3.	 Betreuungsschlüssel, Fachkräftegewinnung und 
-bindung

Mehr als jeder andere Faktor bestimmt ein angemessener 
Betreuungsschlüssel die Lebensbedingungen geflüchteter 
Kinder und Jugendlicher in Unterkünften.

Darüber hinaus trägt er ganz wesentlich zur Arbeitszufrie-
denheit und langfristigen Bindung des Personals bei und 
sollte daher nicht als Hindernis, sondern als Ressource in 
Bezug auf Personalgewinnung verstanden werden. Der 
Deutsche Verein empfiehlt, Betreuungsschlüssel für be-
ratendes und betreuendes Personal in Unterkünften auf 
Landes- und kommunaler Ebene verbindlich festzulegen. 57

Die Berücksichtigung weiterer Berufsgruppen mit Sprach-
kenntnissen und pädagogischer Erfahrung bei Stellenaus-
schreibungen im Bereich Betreuung und Beratung kann die 
Auswahl fachlich und menschlich geeigneter Bewerber/
innen und ggf. sogar die Qualität und Niedrigschwellig-
keit der Angebote erhöhen. Zwingende Voraussetzungen 
sind jedoch aus Sicht des Deutschen Vereins verbindliche 

Weiterbildungs- und Supervisionsmöglichkeiten sowie die 
gezielte Förderung der Zusammenarbeit in multiprofessi-
onellen Teams auf der Basis eines verbindlichen Fachkräf-
teschlüssels.

4.	 Unterstützung des Ehrenamts

Ehrenamtliche Unterstützungsstrukturen leisten sowohl 
bei niedrigschwelligen Angeboten innerhalb der Unter-
künfte als auch beim Zugang zu Beratungseinrichtungen, 
Bildungs-, Kultur- und Freizeitangeboten unverzichtbare 
Dienste.

Sie sollten sowohl seitens der zuständigen Gebietskörper-
schaft als auch seitens der Unterkunft durch Fachkräfte 
mit hinreichendem Zeitkontingent für die Ehrenamtskoor-
dination begleitet und unterstützt werden. Bislang man-
gelt es vor allem an gesicherten Strukturen der Fortbildung 
und fachliche Begleitung für Ehrenamtliche.58

Seitens der Unterkunft muss das Vorliegen eines erweiter-
ten Führungszeugnisses gemäß § 44 Abs. 3 AsylG sowie 
die Einhaltung des Datenschutzes sichergestellt werden.

Schon bei der Entwicklung kommunaler Unterbringungs-
konzepte und Standards auf Landesebene sollten aus 
Sicht des Deutschen Vereins ehrenamtliche Strukturen 
frühzeitig und intensiv eingebunden werden. Die fachliche 
Verantwortung für die Zugänge zu Bildung, Freizeit und 
Beratungsangeboten liegt immer bei den Unterkünften 
und den zuständigen Behörden, sie darf nicht allein ehren-
amtlichen Strukturen überlassen werden.

5.	 Landesrechtliche Vorgaben

Die Umsetzung der in dieser Empfehlung genannten Stan-
dards für die Unterbringung geflüchteter Menschen und 
insbesondere geflüchteter Familien darf nicht von den Res-
sourcen einzelner Behörden oder Betreiberorganisationen 
abhängen. Die Verankerung von Unterbringungsstandards 
in Landesrecht, möglichst in Form von durch Landesparla-
mente demokratisch legitimierten Gesetzen und detaillier-
ten, verbindlichen Verordnungen für die flächendeckende 
Umsetzung von Qualitätsstandards und die Finanzierung 
durch die Länder ist daher nach Ansicht des Deutschen 
Vereins unabdingbar. Damit würden die Länder gemäß 
dem neu geschaffenen § 44 Abs. 2a AsylG „geeignete 
Maßnahmen treffen, um bei der Unterbringung Asylsu-
chender den Schutz von Frauen und schutzbedürftigen 
Personen zu gewährleisten“ und damit den Vorgaben der 
EU-Aufnahmerichtlinie entsprechen.  

57)	 So ermöglicht beispielsweise ein verpflichtender Betreuungsschlüssel von 1:50 für 
Asylsuchende im AsylbLG-Bezug in der Stadt Leipzig eine engmaschige Begleitung 
und Unterstützung geflüchteter Menschen in der Flüchtlingssozialberatung. Für 
geflüchtete Menschen im ALG-II-Bezug sowie bei besonderen Bedarfen/in speziel-
len Einrichtungen gelten abweichende Betreuungsschlüssel. Konzept „Wohnen für 
Berechtigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz in Leipzig“: https://eris.leipzig.
de/appl/laura/wp5/kais02.nsf/docid/7006B06775D44E99C1257C360042987F/$-
FILE/V-ds-3368-text.pdf

58)	 Unterstützungsangebote der Stadt Stuttgart für Freiwillige https://fluechtlinge.
stuttgart.de/unterstuetzungsangebote, z.B. Seminarreihe zu Familien in Unterkünf-
ten https://www.stuttgart.de/img/mdb/item/602304/149304.pdf; hauptamtliches 
Netzwerk (Kommune und Verbände der Liga der Freien Wohlfahrtspflege im 
Landkreis Karlsruhe https://www.landkreis-karlsruhe.de/Service-Verwaltung/The-
men-Projekte/Bildung-Integration/Migrations-Integrationsarbeit/Ehren-
amt-in-der-Migrations-Integrationsarbeit/Hauptamtliches-Netzwerk/.
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1. 	Ziele, Umschreibung und Adressaten

Aufsuchende Arbeit im SGB II soll die Erreichbarkeit von 
Leistungsberechtigten in prekären Lebenslagen wieder 
herstellen oder verbessern, die Mitwirkung von Leistungs-
berechtigten stabilisieren und eine passgenauere Beratung 
und Unterstützung ermöglichen.

Aufsuchende Arbeit im Sinne dieser Empfehlungen soll 
zur umfassenden Unterstützung von erwerbsfähigen Leis-
tungsberechtigten (§ 14 Abs. 1 SGB II) und zur Erfüllung 
der Beratungsaufgabe (§ 14 Abs. 2 Satz 3 SGB II) beitra-
gen. Aufsuchende Arbeit soll als fachlich versiertes Verfah-
ren in den Standards der Integrationsarbeit der Jobcenter, 
insbesondere des Fallmanagements, etabliert werden.

Bei dieser Handlungsmöglichkeit geht es um individuelle 
fachliche Entscheidungen und Angebote, nicht um einen 
verpflichtenden Regelstandard. Erfolgreiche aufsuchende 
Arbeit ist außerdem von besonderen Voraussetzungen ab-
hängig. Mit aufsuchender Arbeit wird ein überschaubarer 
Kreis von Leistungsberechtigten erreicht.

Erreicht werden sollen Leistungsberechtigte, die aufgrund 
von multiplen Problemen oder einer krisenhaften Lebenssi-
tuation den Kontakt zum Jobcenter nicht aufrechterhalten 
und den Fachkräften des Jobcenters Anlass zur Sorge ge-
ben. Das Aufsuchen dieser Personen sollte bei bestimmten 
Anhaltspunkten in Abstimmung mit den Kommunalen 
Diensten stattfinden (Sozialdienst, Sozialpsychiatrischer 
Dienst und Wohnungsnotfallhilfe). Zu Hause aufgesucht 
werden sollen des Weiteren Leistungsberechtigte, deren 
Teilnahme an Maßnahmen, die mit ihnen vereinbart wur-
de, gefährdet ist. Aufsuchende Arbeit ist außerdem eine 
Möglichkeit, die Beratung und Unterstützung von Leis-
tungsberechtigten zu erweitern, die es begrüßen, dass die 
Fachkraft eines Jobcenters sie in ihrer Häuslichkeit oder im 
Wohnumfeld aufsucht.

Aufsuchende Arbeit kann ein Ansatz sein festzustellen, 
ob ein wichtiger Grund für eine Pflichtverletzung oder ein 
Meldeversäumnis vorlag oder ob eine Leistungsminderung 
zu einer außergewöhnlichen Härte führen würde.

Aufsuchende Arbeit in der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende umfasst Kontakte, Beratung und Unterstützung 
bei Leistungsberechtigten zu Hause und im Wohnumfeld.1 
Die hauptsächliche Form der hier angesprochenen aufsu-
chenden Arbeit sind Hausbesuche. Aufsuchende Arbeit 
kann von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Jobcen-
ters oder von Dritten ausgeführt werden.

Die Präsenz von Jobcentern in Sozialräumen ist ebenfalls 
ein Ansatz, der die Möglichkeiten für Kontakte, Beratung 
und Unterstützung deutlich verbessern kann. Die dezen-
trale Präsenz erleichtert potenziellen und tatsächlichen 
Leistungsberechtigten insbesondere in ländlichen Gemein-
den und in peripheren Stadtquartieren den Zugang zu den 
Dienstleistungen des Jobcenters. Zu diesem Ansatz wird 
der Deutsche Verein eigene Empfehlungen erarbeiten.

Die aufsuchende Arbeit in der Häuslichkeit und im Woh-
numfeld, zu denen der Deutsche Verein hier Empfehlun-
gen vorlegt, ist zu unterscheiden und binnenorganisato-
risch wie informationell abzugrenzen von Maßnahmen des 
Außendienstes zur Bekämpfung von Leistungsmissbrauch. 
Aufsuchende Arbeit im Sinne dieser Empfehlungen ist 
auch nicht darauf ausgelegt, eine Form verdeckter Ermitt-
lung, etwa von „Schwarzarbeit“, zu etablieren.

Die Empfehlungen zielen darauf ab, aufsuchende Arbeit 
als Teil der Beratungspraxis in Jobcentern zu beschreiben, 
die Voraussetzungen und Grenzen ihres Einsatzes aufzu-
zeigen und sie fachlich weiter zu profilieren. Sie geben 
konkrete Hinweise, wie aufsuchende Kontakte, Beratung 
und Unterstützung in der Wohnung und im Wohnumfeld 
von Bedarfsgemeinschaften ausgestaltet werden können.

Adressaten der Empfehlungen sind die Träger der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende, die Jobcenter und die Träger, 
die Maßnahmen und Projekte mit Leistungsberechtigen 
für die Jobcenter durchführen.

Empfehlungen des Deutschen Vereins 
zu aufsuchender Arbeit als eine Hand-
lungsmöglichkeit in der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende – SGB II*

EMPFEHLUNGEN UND STELLUNGNAHMEN

*	 Ihre Ansprechpartner im Deutschen Verein: Dr. Andreas Kuhn. Die Empfehlungen 
wurden am 30. April 2020 vom Präsidium des Deutschen Vereins verabschiedet.

1)	Aufsuchende Arbeit im SGB II kann auch das Aufsuchen von Leistungsberechtigten 
an Praktikums- und Arbeitsplätzen umfassen. Das ist nicht Gegenstand dieser Emp-
fehlungen.
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2. 	Hausbesuche im Kontext des SGB II

Aufsuchende Arbeit kann im SGB II dazu dienen, den Kon-
takt zu Leistungsberechtigten wieder aufzunehmen oder 
zu erhalten (aa). Sie ist bei bestimmten Maßnahmen auch 
Teil des Förderungskonzeptes (bb). Darüber hinaus ermög-
lichen Hausbesuche eine erweiterte und vertiefende Be-
ratung und Unterstützung von Leistungsberechtigen (cc).

a) 	 Anlässe von Hausbesuchen

aa)	 Hausbesuche zur Kontaktaufnahme
Eine erhebliche Anzahl von Leistungsberechtigten unter-
bricht oder beendet den Kontakt zum Jobcenter, ohne die 
Hilfebedürftigkeit überwunden zu haben.2 Der Kontakt 
zum Jobcenter gilt als unterbrochen, wenn Beratungs- und 
Meldetermine nicht eingehalten werden.3

Ein gewichtiger Grund können psychische Beeinträchti-
gungen von Leistungsberechtigten sein. Der Anteil von 
krankenversicherten ALG II-Beziehern und -Bezieherinnen 
mit einer psychiatrischen Diagnose ist hoch. Im Jahr 2011 
lag dieser Anteil bei versicherten ALG II-Beziehern und 
-Bezieherinnen der AOK bei 40 %.4 Ein anderer Grund 
können Sanktionen sein, die das Jobcenter Leistungsbe-
rechtigten auferlegt.5

Aus diesen und weiteren Gründen kann es zu einem 
Vertrauensverlust und Störungen in der Zusammenarbeit 
zwischen Fachkraft und Leistungsberechtigten und zu 
einem Kontaktabbruch kommen, obwohl weiterhin Hilfe-
bedürftigkeit besteht.

Wenn Leistungsberechtigte auf schriftliche Einladungen 
nicht reagieren und auch telefonisch nicht erreichbar 
sind, plädiert der Deutsche Verein dafür, dass in solchen 
Fällen die Möglichkeit einbezogen wird, diese Personen 
an ihrer Meldeadresse aufzusuchen, um zu klären, ob 
sie dort erreichbar sind, und mit der betreffenden Person 
einen Kontakt herzustellen. Wenn die Person angetroffen 
wurde, sollte eine Wiederaufnahme der Zusammenarbeit 
angeboten werden. Im Bedarfsfall muss andere Hilfe ein-
geleitet werden (u.a. kommunale Sozialdienste, Sozialpsy-
chiatrischer Dienst).

bb)	 Hausbesuche als Bestandteil einer Maßnahme
Teil der Leistungsbeschreibung von Maßnahmen können 
Hausbesuche bei Teilnehmenden sein.6 Einige Jobcenter 
haben solche um mögliche Hausbesuche erweiterte Maß-
nahmen eingeführt, um langzeitarbeitslose erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte mit mehreren Vermittlungshemmnis-
sen besser fördern zu können.

Der Deutsche Verein begrüßt es, dass Jobcenter aufsu-
chende Arbeit ermöglichen, um die Teilnahme an Maß-
nahmen zu sichern und Abbrüche von Maßnahmen zu 
vermeiden. Der Hausbesuch sollte dazu dienen, den Kon-
takt zum abwesenden Leistungsberechtigten herzustellen 
und zu erkunden, warum die Teilnahme an der Maßnahme 
nicht zustande kam oder unterbrochen wurde. Angestrebt 
wird eine Vereinbarung darüber, dass die Teilnahme an der 
Maßnahme stattfindet bzw. fortgesetzt wird.

  
 
 

Die Hausbesuche können stattfinden, wenn zugewiesene 
Leistungsberechtigte ohne begründete Mitteilung oder 
Ankündigung die Maßnahme gar nicht erst antreten oder 
der Maßnahme fernbleiben. Leistungsberechtigte sollten 
bei der Vereinbarung der Teilnahme an der Maßnahme 
darüber informiert werden, dass die Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen des Trägers zu ihnen nach Hause kommen, 
wenn sie der Maßnahme fernbleiben.

cc)	 Hausbesuche zur Beratung und Unterstützung
Der Deutsche Verein begrüßt es, wenn Jobcenter Hausbe-
suche zum Zwecke der Beratung und Unterstützung in die 
Arbeitsvermittlung und das Fallmanagement integrieren. 
Hausbesuche können die Zusammenarbeit mit Leistungs-
berechtigten verbessern.

Praktische Erfahrungen zeigen, dass Hausbesuche um-
fassende Beratung und die Lösung praktischer Probleme 
ermöglichen.7 Wenn der Kontakt zwischen Fachkraft und 
den betreffenden Leistungsberechtigten bzw. Bedarfsge-
meinschaften positiv ist und erste Schritte der Zusammen-
arbeit gegangen wurden, sollte die Option bestehen, dass 
die Fachkraft eine leistungsberechtigte Person zu Hause 
besucht, vor Ort ihre Lebenssituation kennen lernt und 
dort berät.

Bei Hausbesuchen zum Zwecke der Beratung und Un-
terstützung der Bedarfsgemeinschaft können Fachkräfte 
die Stärken von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
anders wahrnehmen, sie erleben diese oftmals selbstbe-
wusster als im Jobcenter. Durch Hausbesuche können der 

2)	Für die Anzahl der Kontaktunterbrechungen wie für die Anzahl der Kontaktbeendi-
gungen liegen keine statistischen Daten vor. Für die Unterbrechungen liefert die 
Sanktionsstatistik einen Annäherungswert (s. Fußn. 3), dabei fehlen die nicht sank-
tionierten Meldeversäumnisse.

3)	Meldeversäumnisse mit Sanktionen gab es im Jahr 2018 fast 693.000, vgl. Bundes-
agentur für Arbeit, Statistik/Arbeitsmarktberichterstattung (Hrsg.): Sanktionen in der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II, Nürnberg 2019. Hinzu kom-
men die Meldeversäumnisse, für die ein wichtiger Grund vorliegt.

4)	Schubert, M. u.a.: Menschen mit psychischen Störungen im SGB II, Nürnberg: 
IAB-Forschungsbericht 2013, S. 32; neuere veröffentlichte Daten zu Diagnosen bei 
ALG II-Beziehern liegen nicht vor. Im zitierten IAB-Forschungsbericht werden Daten 
von Gesetzlichen Krankenkassen und des Wissenschaftlichen Dienstes der AOK dar-
gestellt und ausgewertet. Nach den Daten der AOK ist der Anteil krankenversicherter 
ALG II-Bezieher mit mindestens einer psychiatrischen Diagnose von 32,6 % im Jahr 
2007 auf 40,2 % im Jahr 2011 gestiegen, vgl. ebenda, Tabelle 4, S. 33. Für versicher-
te ALG II-Bezieher weist die TKK für das Jahr 2006 einen Anteil von 36,7 % aus. Die 
mit Abstand häufigsten psychischen Erkrankungen bei SGB-II-Beziehern sind affek-
tive Störungen, insbesondere depressive Episoden sowie neurotische, Belastungs- 
und somatoforme Störungen, insbesondere Angststörungen. Die geschätzte Gesamt-
prävalenz psychischer Störungen für die 18- bis 79-jährigen Erwachsenen in 
Deutschland liegt 2013 bei 27,7 %, vgl. Jacobi, F. u.a.: Psychische Störungen in der 
Allgemeinbevölkerung, in: Der Nervenarzt 1/2014, S. 77–87, hier: S. 83.

5)	Die Forschung zu Sanktionen im SGB II insgesamt stellt fest, dass es aufgrund der 
Sanktionierung zu einem erhöhten Abgang aus Arbeitslosigkeit in Beschäftigung 
kam, aber auch zu einem verstärkten Abgang aus Arbeitslosigkeit durch einen Rück-
zug vom Arbeitsmarkt, vgl. Bruckmeier, K. u.a.: Sanktionen, soziale Teilhabe und 
Selbstbestimmung in der Grundsicherung – IAB-Stellungnahme, Nürnberg 2018, 
S. 8 ff.

6)	Solche Maßnahmen werden nach § 16 SGB II i.V. mit § 45 SGB III vergeben.
7)	Vgl. Bartelheimer, P. u.a.: „Es lässt sich mit allen arbeiten“. PRIMUS – Arbeitsmarkt-

dienstleistung zwischen Vermittlung und Fallmanagement, Nürnberg: IAB-For-
schungsbericht 2012. Praktisch wirksame Problemlösungen bringen Bewegung in 
einen Fall, sie geben dem Handeln Vorzug vor der Planung, der Veränderung Vorzug 
vor dem Verschieben und Aufschieben, wozu es in einem klassischen Beratungspro-
zess oft kommt. Problemlösungen motivieren Leistungsberechtigte und versetzen sie 
in die Lage, eigenständig Veränderungen anzustoßen und zu realisieren, ebenda, 
S. 52. Die Empirie stellt das dichotome Konzept – die Fachkraft hat die Prozessver-
antwortung, der Leistungsberechtigte die Ergebnisverantwortung – nicht grundsätz-
lich infrage, zeigt aber, dass Abweichungen davon sehr wirksam sein können.
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Fachkraft auch Vermittlungshindernisse und Bedarfslagen 
deutlicher werden als in der Beratung am Schreibtisch im 
Büro.8 Das gilt z.B. für die familiäre Situation oder für den 
Zustand der Wohnung und das Wohnumfeld.

In jedem Fall hat die Fachkraft die Chance, den Unterstüt-
zungs- und Veränderungsbedarf in der Alltagswirklichkeit 
der Bedarfsgemeinschaft zu erkennen und wirksame prak-
tische Lösungen mit auf den Weg zu bringen (z.B. Bewer-
bungsunterlagen zusammenstellen) oder andere Hilfen zu 
vermitteln. Dann kann ermöglicht werden, dass eine Fach-
kraft des Jobcenters gemeinsam z.B. mit einer Fachkraft 
aus einer Schuldnerberatungsstelle eine Bedarfsgemein-
schaft zu Hause besucht. Das erleichtert die Inanspruch-
nahme von Hilfe und kann effektiv sein. Voraussetzung 
dafür ist immer, dass Leistungsberechtigte einverstanden 
sind, die Vorgehensweise mit ihnen vereinbart ist und sie 
jederzeit die Vereinbarung des Hausbesuchs ohne negative 
Konsequenzen annullieren können.

b) 	 Realisierung von Hausbesuchen

aa) 	 Zur Kontaktaufnahme
Aus Sicht des Deutschen Vereins sollten Hausbesuche zur 
Kontaktaufnahme immer schriftlich auf sicherem Weg 
angekündigt werden. Dabei muss auch darüber informiert 
werden, dass der Ankündigung jederzeit widersprochen 
werden kann, ohne dass dies negative Konsequenzen hat.

In der Regel werden Hausbesuche zur Kontaktaufnahme 
von zwei Mitarbeiter/innen des Jobcenters durchgeführt. 
Die Durchführung von Außenkontakten durch zwei Per-
sonen ist aus Gründen der Eigensicherung anzuraten. 
Zugleich sichert das damit hergestellte Vier-Augen-Prinzip 
die Ergebnisse einer Kontaktaufnahme. Der Deutsche 
Verein stellt fest, dass Hausbesuche zur Kontaktaufnahme 
besondere Organisationsmaßnahmen und hohe Sorgfalt in 
der Vorbereitung und Begleitung erfordern.

In jedem Fall ist es bei einem Hausbesuch zur bloßen 
Kontaktaufnahme nicht erforderlich, die Wohnung des 
Leistungsberechtigten zu betreten, wenn dieser angetrof-
fen wird. Es reicht aus, sich mit der betreffenden Person 
darüber zu verständigen, ob sie einen Termin im Jobcenter 
realisieren kann, bereit ist, einen Termin für einen nächsten 
Besuch in der Wohnung zu vereinbaren oder andere Hilfe 
braucht. Das sollte immer sehr diskret geschehen. Wenn 
die besuchte Person positiv auf den Hausbesuch reagiert 
und bereit dazu ist, kann ein vertiefendes Gespräch in der 
Wohnung stattfinden.

Wenn Fachkräfte des Jobcenters den Hausbesuch durch-
führen, signalisieren sie, dass es dem Jobcenter wichtig 
ist, den Kontakt wieder herzustellen, dass sich das Job-
center kümmert. Die Fachkräfte können das Vertrauen 
des Leistungsberechtigten zum Jobcenter wieder anbah-
nen oder wieder herstellen. Führt die Fachkraft den Haus-
besuch durch, die auch persönlicher Ansprechpartner für 
die besuchte Person ist, dann kann die Kontaktaufnahme 
der Beginn eines Beratungs- und Unterstützungsprozes-
ses sein.

Vor einem Hausbesuch sollte insbesondere mit dem Sozia-
len Dienst und dem Sozialpsychiatrischen Dienst der Kom-
mune geklärt werden, ob von dort Hausbesuche bei der 
Person durchgeführt wurden oder werden, die das Job-
center aufsuchen möchte. Klärungsbedarf besteht dann, 
wenn es um suchtmittelabhängige Menschen geht, um 
Menschen mit starken psychiatrischen Krankheitsbildern 
oder um Menschen, die ein hohes Aggressionspotenzial 
aufweisen. Wenn bei diesen Stellen und dem Jobcenter 
entsprechende Einverständniserklärungen vorliegen, kann 
diese Information gegeben werden, da es sich um Rah-
mendaten handelt (s.u. 2c). Diese Abstimmung ermöglicht 
die Erkenntnis, ob ein Hausbesuch überhaupt sinnvoll ist, 
ob ein Hausbesuch gemeinsam durchgeführt werden sollte 
oder die Mitarbeitenden des Jobcenters diesen eigenver-
antwortlich durchführen.

Freie Träger als Dritte können es leichter haben, einen 
Kontakt zu einer Person herzustellen, wenn diese den 
Hausbesuch einer Fachkraft des Jobcenters eher als Kont-
rolle und Einmischung in das Privatleben empfindet. Dritte 
können als „Mittler“ zwischen Leistungsberechtigten und 
Jobcenter fungieren. Auch auf diesem Wege zeigt das Job-
center, dass es sich darum kümmert, eine vertrauensvolle 
Zusammenarbeit wieder aufzubauen. Für Hausbesuche 
durch Dritte gelten dieselben Voraussetzungen und Be-
dingungen wie bei Hausbesuchen durch Fachkräfte des 
Jobcenters.

bb) 	 Zur Beratung und Unterstützung
Hausbesuche zum Zweck der Beratung und Unterstützung 
vor Ort müssen vorab verbindlich vereinbart worden sein. 
Dabei muss auch darüber informiert werden, dass der 
Vereinbarung jederzeit ohne negative Konsequenzen wi-
dersprochen werden kann und bis wann das möglich ist.

Bei einem Hausbesuch, um einen Beratungsprozess zu 
vertiefen und Unterstützung vor Ort zu ermöglichen, 
ist die Bedarfsgemeinschaft Gastgeber und zugleich hil-
febedürftig, die Fachkraft als Gast dort und als Behör-
denmitarbeiterin oder Behördenmitarbeiter. Bei solchen 
Hausbesuchen können für die Fachkraft Rollenkonflikte 
auftreten. Deshalb ist wichtig, dass sich Fachkräfte ihrer 
Rolle bewusst sind, sie gut reflektieren und mit möglichen 
Rollenkonflikten gut umgehen können.

Aus Sicht des Deutschen Vereins ist es möglich, dass Dritte 
bei Leistungsberechtigten Hausbesuche durchführen, um 
diese in ihrer Alltagswelt zu beraten und zu unterstützen. 
Das ist insbesondere dann angezeigt, wenn ein erhebli-
cher Unterstützungsbedarf zu vermuten, aber der Kontakt 
zwischen Fachkraft des Jobcenters und der betreffenden 
Bedarfsgemeinschaft schwierig ist. Dann kann der Hausbe-
such durch einen freien Träger neue Problemlösungen und 
den Abbau von Vermittlungshemmnissen ermöglichen. 
Die Bedarfsgemeinschaft erlebt eine Unterstützung durch 

8)	Beispielhaft werden die Grenzen klassischer Beratung im Amt und ihre Überwindung 
durch Besuche und Beratung vor Ort aufgezeigt von Ursula König und Andrea Lud-
wig in ihrem Beitrag „Innovative Formen der Beratung“, in: Der Landkreis 7/2019, 
S. 359.
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das Jobcenter, die sich auf die Zusammenarbeit mit der 
Fachkraft im Jobcenter positiv auswirken kann.9

c) 	 Rechtliche Rahmenbedingungen für Haus
besuche und die Übermittlung von Daten

Die Unverletzlichkeit der Wohnung ist grundrechtlich ge-
schützt (Art. 13 Abs. 1 GG). Ein Hausbesuch zur Kontakt-
aufnahme endet in der Regel an der Haustür. Hausbesuche 
zum Zwecke der Beratung und Unterstützung werden 
vorab verbindlich vereinbart. Sie finden statt, sofern Leis-
tungsberechtigte dem ausdrücklich zugestimmt haben.

Für eine erfolgreiche Integrationsstrategie müssen per-
sönliche Daten erhoben werden (Assessment). Es sollen 
alle Ansatzpunkte identifiziert werden, die für eine Inte-
grationsstrategie infrage kommen. Hausbesuche können 
ausdrücklich zu diesem Zweck vereinbart werden und die 
bisherige Datenerhebung erweitern und fundieren. Das 
sollte jedoch nicht ausschließen, dass vor Ort auch prak-
tisch wirksame Unterstützung stattfindet.

Es ist darauf zu achten, dass auch bei einem Hausbesuch 
nur Daten im Sinne des § 67a Abs. 1 SGB X erfragt und 
Beobachtungen mit den Leistungsberechtigten kommu-
niziert werden, die erforderlich sind, um den Auftrag des 
SGB II im konkreten Einzelfall zu erfüllen.10 Bei Hausbesu-
chen kann z.B. eine Wohnsituation festgestellt werden, 
die Anlass dazu gibt, diese im weiteren Beratungs- und 
Unterstützungsprozess zu berücksichtigen.

Soweit ein Assessment durch Fachkräfte des Jobcenters 
erfolgt, ist eine Übermittlung von Daten an andere Stellen 
in der Regel nicht erforderlich. Innerhalb des Jobcenters ist 
sichergestellt, dass die Sozialdaten nur Befugten zugäng-
lich sind oder nur an diese weitergegeben werden (§ 35 
Abs. 1 Satz 2 SGB I).

Wenn Dritte Hausbesuche durchführen, sollen die erho-
benen Daten in der Regel an die zuständige Fachkraft im 
Jobcenter übermittelt werden. Der Deutsche Verein hat 
vorgeschlagen, für diesen Fall zwischen Rahmen- und 
Prozessdaten zu unterscheiden.11 Mit Rahmendaten sind 
Informationen gemeint, die Auskunft geben über den 
Beginn, den Fortlauf und den Abbruch bzw. die verein-
barungsgemäße Beendigung eines Beratungsprozesses 
oder einer Maßnahme. Prozessdaten sind die im Bera-
tungsprozess oder bei der Umsetzung einer Maßnahme 
erhobenen und festgestellten Tatsachen bezüglich des 
Leistungsberechtigten. Auf Grundlage des § 61 Abs. 1 
SGB II ist es zulässig, dass Dritte Rahmendaten an das 
Jobcenter übermitteln. Das setzt voraus, dass die Vorschrif-
ten des § 67a Abs. 2 Nr. 2 SGB X für die Datenerhebung 
durch Dritte erfüllt wurden. Die Mitteilung, dass eine 
Person bei einem Hausbesuch angetroffen wurde oder 
nicht, ist als Rahmendatum einzuordnen. Das gilt auch 
für die Information, dass ein Leistungsberechtigter nach 
einem Hausbesuch wieder an einer Maßnahme teilnimmt, 
oder die Information, dass mit einer Bedarfsgemeinschaft 
mehrere Termine für Hausbesuche vereinbart wurden. Da-
rüber hinausgehende Daten sollten nicht ohne Beteiligung 
des Leistungsberechtigten direkt zwischen Dritten und 

Jobcenter übermittelt werden. Bei Hausbesuchen werden 
ggf. sehr persönliche Daten aufgenommen, die keinesfalls 
der Auskunftsplicht Dritter gegenüber dem Auftraggeber 
unterliegen.

Prozessdaten können in persönlichen Gesprächen von 
Fachkräften des Jobcenters, des mit dem Hausbesuch 
betrauten Dritten und Leistungsberechtigten übermittelt 
werden. Welche persönlichen Daten mitgeteilt werden, 
bestimmt der Leistungsberechtigte, indem er in die Über-
mittlung der Daten einwilligt. Die Einwilligung sollte 
schriftlich oder elektronisch vorliegen, um die Anforderun-
gen des Art. 7 Abs. 1 DSGVO zu erfüllen. Die Einwilligung 
muss auf die Folgen der Verweigerung der Einwilligung 
sowie auf die jederzeitige Widerrufsmöglichkeit hinweisen 
(§ 67b Abs. 2 SGB X).12 Der Deutsche Verein weist darauf 
hin, dass eine weitere rechtskonforme Möglichkeit der 
Datenübermittlung darin besteht, dass der Leistungsbe-
rechtigte den Bericht über das Beratungsgeschehen im 
Vorhinein erhält und dann in die Weitergabe des Berichts 
einwilligt. Das hat sich in der Praxis bewährt.13

d) 	 Voraussetzungen und Erfolgsbedingungen für 
Hausbesuche

Bei Hausbesuchen zur Kontaktaufnahme sollte im Vorfeld 
so weit wie möglich geklärt werden, mit welchen Anforde-
rungen zu rechnen ist. Soweit ein Risiko gesehen wird, ist 
ein Hausbesuch immer von zwei Fachkräften gemeinsam 
durchzuführen.

Erfolgsgarantien gibt es für Hausbesuche zur Kontaktauf-
nahme nicht. Bei diesen Hausbesuchen geht es zum einen 
um einfache Informationen, zum anderen ist völlig offen, 
was im einzelnen Fall erreicht werden kann.

Grundbedingung für beratende und unterstützende Haus-
besuche ist Freiwilligkeit. Sowohl die Fachkräfte als auch 
die beteiligten Leistungsberechtigten müssen ein Interesse 
an einem Hausbesuch haben und sich dafür entscheiden.

Wenn Leistungsberechtigte und Fachkräfte sich positiv 
aufeinander beziehen, an Problemlösungen und einer 
Erwerbsarbeitsperspektive arbeiten, kann die Verunsi-
cherung durch die Rollen von Gastgeber und Besucher14 
überwunden werden.

Voraussetzung für beratende und unterstützende Hausbe-
suche ist ein guter Kontakt zwischen Leistungsberechtig-
ten und Fachkraft. Es sollte ein gewisses Maß an Vertrauen 

  9)	 Vgl. Grathwol-Schuster, U.: Praxisbericht: Der Einsatz von Integrationslotsen – 
oder: wie der Intake im Case Management in der Beschäftigungsförderung ausse-
hen könnte, in: Case Management 1/2012, S. 26–28.

10)	 Die Erforderlichkeit nach § 67a Abs. 1 SGB I hat der Deutsche Verein in Hinweisen 
zur Datenübermittlung bei Beratungsleistungen (SGB II und SGB XII) differenziert 
dargestellt, vgl. NDV 2011, S. 204 ff., hier: S. 205.

11)	 Ebenda, S. 207. Die folgende Darstellung geht von dieser Unterscheidung aus und 
folgt der darauf bezogenen Zuordnung von zulässiger und nicht zulässiger Über-
mittlung von Daten zwischen Leistungserbringern und Leistungsträgern.

12)	 Mit diesen beiden Informationspflichten hat der Gesetzgeber in § 67b Abs. 2 
SGB X den Art. 7 Abs. 4 DSGVO umgesetzt – Freiwilligkeit einer Einwilligung.

13)	 Hinweise des Deutschen Vereins (Fußn. 10), S. 209.
14)	 Vgl. Gerull, S.: Hausbesuche in der Sozialen Arbeit. Eine arbeitsfeldübergreifende 

empirische Studie, Opladen u.a. 2014, S. 122–124.
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aufgebaut sein, damit solche Hausbesuche funktionieren 
können. Die beste Voraussetzung für beratende und un-
terstützende Hausbesuche ist ein „persönlicher Auftrag“ 
durch die Bedarfsgemeinschaft.

Anzustreben ist ein „Arbeitsbündnis“ zwischen Fachkraft 
und Leistungsberechtigten, das sich durch ein wechsel-
seitiges Vertrauensverhältnis auszeichnet. Dies setzt eine 
grundsätzliche Kooperationsbereitschaft beim Leistungs-
berechtigten und zugleich eine empathische und wert-
schätzende Haltung bei der Fachkraft voraus. Darüber 
hinaus ist es sinnvoll und notwendig, die Regeln für die 
Zusammenarbeit von Anfang an zu klären und entspre-
chende Vereinbarungen für die Gestaltung des Arbeits-
bündnisses zu treffen.15 Ein Vertrauensverhältnis entsteht 
durch Wertschätzung und Empathie, durch gemeinsame 
Klärung von Interessen, Bedürfnissen und Zielen ebenso 
wie von Problemen und Hindernissen, diese zu verwirkli-
chen bzw. zu erreichen. Hinzu kommen einvernehmliche 
Entscheidungen über Veränderungsschritte und Maß-
nahmen sowie die Erfahrung, dass Fachkräfte spürbare 
Veränderungen anstoßen oder auch umsetzen. Dann sind 
wirksame und nachhaltige Unterstützungs- und Verände-
rungsprozesse möglich.

Das „doppelte Mandat“ der Fachkräfte im SGB II muss 
so umgesetzt werden, dass ein solches Arbeitsbündnis 
zustande kommen kann: die Ausführung des Unterstüt-
zungsauftrags (§ 14 Abs. 1 SGB II) ist orientiert an einem 
solchen Arbeitsbündnis, die Eingliederungsvereinbarung 
nach § 15 SGB II ist tatsächlich eine Teilhabevereinbarung. 
Sanktionen nach §§ 31a und 32 SGB II sind kein Mittel, 
um Hausbesuche zur Beratung und Unterstützung durch-
zusetzen.

Fachkräfte, die aufsuchend arbeiten, müssen über eine 
geeignete Haltung für Hausbesuche verfügen. Sie müssen 
Interesse an den persönlichen Lebensbedingungen und 
Offenheit für die Situation vor Ort mitbringen. Sie brau-
chen Toleranz und die Bereitschaft, sich auf die alltags-
weltlichen Strukturen der Menschen einzulassen und eine 
persönliche Dienstleistungsbeziehung aufzubauen. Sensi-
bilität für unterschiedliche Kulturen und die Kompetenz 
damit umzugehen, sind in vielen Fällen erforderlich, z.B. 
bei der Art wie Gastfreundschaft gelebt wird.

Fachkräfte müssen mit einer größeren Bedarfsgemein-
schaft arbeiten können. Beratung findet ggf. auch statt, 
wenn Kinder anwesend sind. Bei Paaren mit unter-
schiedlichen Vorstellungen der Erwerbsintegration müssen 
möglicherweise Konflikte moderiert und andere weitere 
Beratung vermittelt werden.

Es ist wichtig, nur besonders qualifizierte und auf die 
besondere Interaktionssituation in den privaten Räumen 
der Leistungsberechtigten gut vorbereitete Fachkräfte mit 
Hausbesuchen zu betrauen. Das ist u.a. durch fachliche 
Fortbildung zu ermöglichen und abzusichern.

3. 	Kontakte in der Wohnumgebung

Fachkräfte können Leistungsberechtigten anbieten, sich 
an einem Ort in ihrer Wohnumgebung zu treffen, z.B. in 
einem Café, einem Bürgertreff oder einer öffentlichen Ein-
richtung. So kann eine entspannte Gesprächsatmosphäre 
begünstigt werden, die es Leistungsberechtigten erleich-
tert, belastende Themen anzusprechen. Die Fachkraft 
signalisiert damit ihre Bereitschaft, sich auf die Bedarfe 
und Wünsche eines Leistungsberechtigten einzustellen. 
Das kann als Entgegenkommen und Wertschätzung erlebt 
werden und einen vertrauensvollen Umgang miteinander 
stärken, der es wiederum erleichtert, auch schwierige Ver-
änderungsschritte anzugehen.

Der kurze Weg zu einem Beratungsgespräch in der Woh-
numgebung ist für Leistungsberechtigte mit Kindern oder 
Menschen mit eingeschränkter Mobilität eine praktische 
Entlastung. Kontakte in der Wohnumgebung können so-
wohl eine längerfristige Form der Beratung und Abwechs-
lung zu Kontakten im Jobcenter sein als auch Ausgangs-
punkt für Hausbesuche.

4. 	Implementation in den Jobcentern

Aus Sicht des Deutschen Vereins kann aufsuchende Arbeit 
im SGB II nur stattfinden, wenn diese von der Geschäfts-
führung und den Leitungskräften in den Jobcentern befür-
wortet und unterstützt wird.

Es ist förderlich für die Qualität aufsuchender Kontakte, 
Beratung und Unterstützung, wenn diese in die Beratungs-
strategie des Jobcenters aufgenommen und konzeptionell 
beschrieben sind. In der Strategie sollte (u.a.) geklärt sein, 
ob Dritte aufsuchende Arbeit durchführen dürfen.

Im Jobcenter sollte es auch Hinweise und Unterweisun-
gen zur Arbeitssicherheit und zum Gesundheitsschutz bei 
Hausbesuchen geben.

Die Fachkräfte, die motiviert sind, aufsuchend zu arbei-
ten, sollten sowohl durch Fortbildungen als auch durch 
kollegiale Beratung und Supervisionen in dieser Arbeit 
unterstützt werden. Außer Arbeitsmarktexpertise und Be-
ratungskompetenz brauchen die Fachkräfte hohe soziale 
Kompetenz und Flexibilität im Umgang mit Menschen und 
Situationen. Sie sollten die Möglichkeit haben, über die 
aufsuchende Arbeit zu berichten und diese zu reflektie-
ren. Die systematische Form von Erfahrungsaustausch und 
Reflexion ist wichtig, damit Fachkräfte den besonderen 
Anforderungen insbesondere von Hausbesuchen gerecht 
werden können, bloß informelle Möglichkeiten reichen 
dazu nicht.

Der Deutsche Verein empfiehlt, dass Curricula für die 
Fortbildung in aufsuchender Arbeit erarbeitet werden, und 

15)	 Empfehlungen des Deutschen Vereins zum Fallmanagement im Jobcenter, NDV 
2018, S. 49 ff., hier: S. 51.
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würde es begrüßen, wenn diese umgesetzt und Trainings-
module dazu angeboten werden.

Gerade bei Hausbesuchen und Kontakten in der Woh-
numgebung findet ein Erfahrungs-, Lern- und Optimie-
rungsprozess statt. Kontaktdichtekonzepte sollten auf 
der Grundlage von Umsetzungs- und Ergebnisdaten auf-
suchender Arbeit überprüft und angepasst werden. Bei 
der Einführung von Besuchen vor Ort ist es angezeigt, 
vorhandene Kontaktdichtekonzepte auszusetzen, um den 
Fachkräften an dieser Stelle den Freiraum zu geben, den 
sie brauchen, Erfahrungen mit Hausbesuchen zu machen 
und diese zu optimieren.

Aufsuchende Aktivitäten sind mit hohem personellem und 
organisatorischem Aufwand verbunden. Deshalb sollte der 
Erfahrungs-, Lern- und Optimierungsprozess bei der Rea-
lisierung von Hausbesuchen auch ein Evaluationsprozess 
sein. Der Deutsche Verein regt an, dass Jobcenter die Rea-
lisierung aufsuchender Arbeit erfassen und dokumentieren 
(wie viele Hausbesuche finden zu welchem Anlass statt, 
wie viele Kontakte im Wohnumfeld, welche Typen von 
Bedarfsgemeinschaften werden erreicht, welche Problem-
lösungen und Integrationsfortschritte werden realisierbar, 
die anders sehr schwer oder gar nicht zu erreichen sind).

Die aufsuchende Arbeit sollte durch die Fachkräfte im Rah-
men der vom Datenschutz gegebenen Grenzen gut und 
aussagefähig dokumentiert werden. Die Dokumentation 
sollte nicht nur Teil eines Fachverfahrens, sondern auch 
darauf ausgelegt sein, die benannte Evaluation der Haus-
besuche zu unterstützen. Die Bearbeitung dieser Aufgabe 
ist ebenso als Lern- und Optimierungsprozess anzugehen. 
Z.B. ist zu klären, ob Vermerke das Mittel der Wahl sind 
und/oder standardisierte Vorlagen für die Dokumentation 
von Hausbesuchen erarbeitet und eingesetzt werden soll-
ten.  
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Der Deutsche Verein begrüßt die Ankündigung der neuen 
Europäischen Kommission, angesichts von ökologischem, 
digitalem und demografischem Wandel ein starkes sozia-
les Europa zu verfolgen, das einen gerechten Übergang 
in die Gesellschaft der Zukunft ermöglicht. Er fordert die 
Setzung sozialer Ziele in einer europäischen Gesamtstrate-
gie ab 2021 und eine praxisgerechte EU-Strukturförderung 
zur Stärkung des sozialen Zusammenhalts. Zur Erreichung 
einer sozialen Aufwärtskonvergenz auf hohem Niveau un-
terstützt er die weitere Umsetzung der Europäischen Säule 
sozialer Rechte auf EU-Ebene und in den Mitgliedstaaten. 
Dabei sollen nationale, regionale und lokale sowie die 
Interessen der Zivilgesellschaft im europäischen Willensbil-
dungsprozess breit eingebunden werden.

1.	 Das soziale Europa stärken

In ihrer Mitteilung „Ein starkes soziales Europa für einen 
gerechten Übergang“ vom 14. Januar 20201 legt die neue 
Europäische Kommission dar, wie sie im Bereich der Sozi-
alpolitik auf den Wandel der Wirtschaft durch die Umstel-
lung auf eine klimaneutrale Arbeitsweise bis 2050, auf die 
Digitalisierung der Arbeitsprozesse und auf den demogra-
fischen Wandel insbesondere durch Bevölkerungsalterung 
und Landflucht reagieren will: „Die europäische Säule so-
zialer Rechte ist die europäische Antwort auf diese grund-
sätzlichen Ziele. Unsere Sozialstrategie besteht darin, dafür 
zu sorgen, dass der Wandel in Bezug auf Klimaneutralität, 
Digitalisierung und demografischen Wandel sozialverträg-
lich und gerecht erfolgt.“ Die Mitteilung enthält bereits 
eine Aufstellung von Initiativen auf EU-Ebene, die 2020 
und 2021 die Umsetzung der Europäischen Säule sozialer 
Rechte (ESSR) unterstützen sollen, und soll gleichzeitig 
den Weg bereiten für die Aufstellung eines Aktionsplans 
für die zukünftige Umsetzung der ESSR auf Ebene der EU 
und der Mitgliedstaaten, der Anfang 2021 veröffentlicht 
werden soll. Dazu will die Kommission mit der aktuellen 
Konsultation2 eine breit angelegte Debatte starten.

Der Deutsche Verein begrüßt die Ankündigung der Kom-
mission, angesichts von ökologischem, digitalem und de-
mografischem Wandel ein starkes soziales Europa zu ver-
folgen, das einen gerechten Übergang in die Gesellschaft 

 

der Zukunft ermöglicht. Aus Sicht des Deutschen Vereins3 
ist ein soziales Europa gekennzeichnet durch Aktivitäten 
der Europäischen Kommission, des Europäischen Parla-
ments und des Rats der EU, welche gemeinsam kräftige 
Impulse für eine soziale Aufwärtskonvergenz der mitglied-
staatlichen Sozialleistungssysteme auf hohem Niveau set-
zen, flankiert von einer auskömmlichen Strukturförderung 
zur Stärkung des sozialen Zusammenhalts und mit deut-
lichen sozialen Zielen in einer Gesamtstrategie zur politi-
schen Koordinierung in der EU, wobei nationale, regionale 
und lokale sowie die Interessen der Zivilgesellschaft im 
europäischen Willensbildungsprozess breit eingebunden 
sind. Dabei erfordert eine Vertiefung der sozialen Dimen-
sion der EU auch eine soziale Gestaltung der digitalen 
Transformation.

Der Deutsche Verein begrüßt, dass die Kommission in ihrer 
Mitteilung sowohl bereits für alle Quartale des Jahres 2020 
und für 2021 sozialpolitische Initiativen auf EU-Ebene an-
kündigt, die sich an der ESSR orientieren, als auch Anfang 
2021 einen Aktionsplan für die weitere Umsetzung der 
ESSR vorlegen will.

2.	 Soziale Ziele in einer europäischen 
Gesamtstrategie ab 2021 verfolgen

Bis Ende 2020 läuft die Strategie „Europa 2020“4, mit der 
die EU seit 2010 ein „intelligentes, nachhaltiges und inte-
gratives Wachstum“ verfolgt und zu deren Verwirklichung 
sie sich Kernziele u.a. in den Bereichen Beschäftigung, 
Bildung und soziale Eingliederung gesetzt hat. Der Europä-

Stellungnahme des Deutschen 
Vereins zur Konsultation der  
Europäischen Kommission zur 
Stärkung des sozialen Europas*

EMPFEHLUNGEN UND STELLUNGNAHMEN

*	 Ihre Ansprechpartnerin im Deutschen Verein: Britta Spilker. Die Stellungnahme wurde 
am 30. April 2020 vom Präsidium des Deutschen Vereins verabschiedet.	

1)	COM(2020) 14 vom 14. Januar 2020, https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/
TXT/?qid=1581416755072&uri=CELEX%3A52020DC0014.

2)	Konsultationsseite „Äußern Sie Ihre Meinung zur Stärkung des sozialen Europas“: 
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1487&langId=de; Portal: https://ec.euro-
pa.eu/eusurvey/runner/8257efae-81ed-bee9-ccab-e143deae5ea2.

3)	Erwartungen des Deutschen Vereins an die Europäische Union zur Europawahl 2019: 
Perspektiven für ein soziales Europa, NDV 2019, 49 ff.

4)	Mitteilung der Europäischen Kommission „Europa 2020 – Eine Strategie für intelli-
gentes, nachhaltiges und integratives Wachstum“ vom 3. März 2010, https://eur-lex.
europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1581952314736&uri=CELEX:52010DC2020; 
„Eine neue europäische Strategie für Beschäftigung und Wachstum“, Schlussfolge-
rungen des Europäischen Rates vom 17. Juni 2010, https://data.consilium.europa.eu/
doc/document/ST-13-2010-REV-1/de/pdf.
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ische Rat hat im Juni 2019 „Eine neue strategische Agenda 
2019–2024“ 5 vorgestellt, in der er sich nur sehr zurück-
haltend zu sozialen Grundsätzen und Rechten äußert. Der 
Deutsche Verein spricht sich mit Blick auf die Stärkung der 
sozialen Dimension in der EU erneut6 dafür aus, zentrale 
Elemente der Strategie „Europa 2020“ auch in einer neu-
en Gesamtstrategie der EU ab 2021 weiterzuführen. So 
sollen explizite soziale Ziele festgelegt und ihr Erreichen 
im „Europäischen Semester“ überwacht werden, ein-
schließlich des Monitorings der Umsetzung der ESSR, z.B. 
im „Social Scoreboard“. In einer Gesamtstrategie müssen 
nach Auffassung des Deutschen Vereins deutliche soziale 
Aspekte angelegt sein, um eine soziale Marktwirtschaft, 
die auf Vollbeschäftigung und sozialen Fortschritt zielt, 
bzw. die soziale Aufwärtskonvergenz auf einem hohen 
Niveau zu erreichen. Der europäische Mehrwert ergibt sich 
klar daraus, dass einzelne Unionsmitglieder den Austausch 
mit allen Mitgliedstaaten und eine konzertierte, effektive 
Koordinierung der Wirtschafts-, Beschäftigungs- und Sozi-
alpolitiken bei der Reaktion auf europaweite Phänomene 
alleine nicht leisten können.7

Eine neue Gesamtstrategie der EU muss aus Sicht des 
Deutschen Vereins8 auch die Ziele der „Agenda 2030 
für nachhaltige Entwicklung“ der Vereinten Nationen9 
integrieren, wie die Ziele zur Armutsbekämpfung, Verrin-
gerung von Ungleichheiten und zur Geschlechtergleich-
stellung.

3.	 EU-Strukturförderung zur Stärkung des 
sozialen Zusammenhalts praxisgerecht 
gestalten

Dem Deutschen Verein ist es wichtig, dass insbesondere 
der Verordnungsvorschlag für den Europäischen Sozial-
fonds ab 2021 (ESF+) die in der ESSR genannten Grundsät-
ze und Rechte berücksichtigt.10 Die EU soll darüber hinaus 
den Mitgliedstaaten als politische Union Impulse geben, 
ihre öffentliche Verantwortung bei der Gestaltung ihrer 
Sozialleistungssysteme und sozialen Dienste wahrzuneh-
men und eine sozialinvestive Politik anzustreben. Schon in 
ihrem „Sozialinvestitionspaket“ von 2013 hat die Europä-
ische Kommission unterstrichen, dass gerade die Länder 
mit den effizientesten Sozialsystemen zu den erfolgreichs-
ten und wettbewerbsfähigsten Volkswirtschaften der Welt 
gehören und die Mitgliedstaaten aufgerufen, verstärkt 
auf soziale Investitionen zu setzen. Der Deutsche Verein 
begrüßte schon damals ausdrücklich die Sichtweise der 
Europäischen Kommission, Ausgaben für soziale Aufgaben 
als nachhaltige Investitionen in die Menschen und den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt und nicht ausschließlich 
als Kostenfaktor wahrzunehmen.11

Um die EU-Förderung möglichst praxisgerecht aufzulegen, 
setzt sich der Deutsche Verein dafür ein, die Zivilgesell-
schaft nach dem Partnerschaftsprinzip einzubinden. Der 
partnerschaftliche Ansatz ermöglicht die intensive Betei-
ligung von zivilgesellschaftlichen Partnern auf der Ebene 
der Förderprogrammentwicklung und -umsetzung auf 
mitgliedstaatlicher Ebene. Die partnerschaftliche Ausge-
staltung der Fonds ist nachweislich ein Erfolgsfaktor für 

 
 
 

die Umsetzung des aktuellen ESF und des Europäischen 
Hilfsfonds für die am stärksten benachteiligten Perso-
nen (EHAP) in Deutschland. Sie soll ausdrücklich in der 
neuen ESF+-Verordnung verankert werden, so wie sie 
in der neuen EU-Dachverordnung definiert ist. Um die 
Strukturförderung wirksam auf das Ziel der Aufwärtskon-
vergenz auszurichten, ist es notwendig, dass die Euro-
päische Kommission effektive Maßnahmen ergreift, um 
den Mittelabruf zu steigern. Dazu gehört auch, dass die 
EU-Kofinanzierungssätze aus der laufenden Förderperiode 
beibehalten werden, um sicherzustellen, dass möglichst 
viele Projektträger Mittel aus den ESF+-Programmen ab 
2021 nutzen können. Die Erfahrungen in der Praxis ha-
ben gezeigt, dass Projektträger höhere Eigenanteile oft 
nicht aufbringen können. Hinzu kommt, dass die vorge-
schlagenen Förderquoten gemessen am organisatorischen 
und finanziellen Aufwand, der bei der Beantragung und 
Abrechnung von ESF-Mitteln entsteht, einen zu geringen 
Anreiz setzen.

4.	 Soziale Aufwärtskonvergenz auf hohem 
Niveau verfolgen

Genauso wie eine prosperierende Wirtschaft in der EU 
den Menschen Teilhabe an der Gesellschaft und am Ar-
beitsmarkt ermöglicht, beruht dauerhafter wirtschaftlicher 
Erfolg auf einer effektiven, effizienten Sozialpolitik. Der 
Deutsche Verein fordert, das Potenzial und die Instrumen-
te, die in den Verträgen angelegt sind,12 auszuschöpfen, 
um die soziale Dimension der EU zu vertiefen.13

Der Deutsche Verein ist der Auffassung14, dass Sozialpolitik 
sowohl einen Beitrag zu Wachstum und Beschäftigung 
leisten kann als auch aus eigenem Recht eine Säule der 
EU-Politik sein sollte. Die ESSR als Richtschnur zur besse-
ren Umsetzung sozialer Grundsätze und Rechte in kon-
krete Rechtsvorschriften muss deshalb als ein tragendes 
Element des zukünftigen Europäischen Wirtschafts- und 

  5)	 https://www.consilium.europa.eu/media/39963/a-new-strategic-agenda-2019-
2024-de.pdf.

  6)	 Erwartungen des Deutschen Vereins an die Bundesregierung für ihren Vorsitz im 
Rat der Europäischen Union 2020, NDV 2020, 11 ff.; Erwartungen des Deutschen 
Vereins an die Europäische Union zur Europawahl 2019: Perspektiven für ein so-
ziales Europa, NDV 2019, 49 ff.

  7)	 Erwartungen des Deutschen Vereins an die Europäische Union zur Europawahl 
2019: Perspektiven für ein soziales Europa, NDV 2019, 49 ff.

  8)	 Erwartungen des Deutschen Vereins an die Bundesregierung für ihren Vorsitz im 
Rat der Europäischen Union 2020, NDV 2020, 11 ff.; Erwartungen des Deutschen 
Vereins an die Europäische Union zur Europawahl 2019: Perspektiven für ein so-
ziales Europa, NDV 2019, 49 ff.

  9)	 https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/nachhaltigkeitspolitik/ziele-fu-
er-eine-nachhaltige-entwicklung-weltweit-355966.

10)	 Erwartungen des Deutschen Vereins an die Bundesregierung für ihren Vorsitz im 
Rat der Europäischen Union 2020, NDV 2020, 11 ff.; Erwartungen des Deutschen 
Vereins an die Europäische Union zur Europawahl 2019: Perspektiven für ein so-
ziales Europa, NDV 2019, 49 ff.

11)	 Stellungnahme des Deutschen Vereins zur Mitteilung der Europäischen Kommissi-
on „Sozialinvestitionen für Wachstum und sozialen Zusammenhalt“, NDV 2013, 
298 f.

12)	 Art. 3 Abs. 3 EUV, Art. 8–10 AEUV, Art. 26–34 der Charta der Grundrechte der EU, 
Art. 4 Abs. 2 i.V.m. Art. 151 ff. AEUV, Art. 5 Abs. 3 i.V.m. Art. 156 AEUV, Art. 5 Abs. 2 
i.V.m. Art. 145 ff. AEUV, Art. 157 AEUV, Art. 162 ff. AEUV

13)	 Erwartungen des Deutschen Vereins an die Europäische Union zur Europawahl 
2019: Perspektiven für ein soziales Europa, NDV 2019, 49 ff.

14)	 Erwartungen des Deutschen Vereins an die Europäische Union zur Europawahl 
2019: Perspektiven für ein soziales Europa, NDV 2019, 49 ff.; Stellungnahme des 
Deutschen Vereins für die Stärkung der sozialen Dimension der EU-Politik – wirk-
same und verlässliche Sozialleistungssysteme schaffen, NDV 2016, 65.
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Sozialmodells verstanden werden.15 Der Deutsche Verein 
unterstützt das Ziel, mit der ESSR eine soziale Aufwärts-
konvergenz im Sinne eines verbesserten wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhalts in der EU zu forcieren und 
die Mitgliedstaaten in diesem Sinne bei Reformvorhaben 
zu unterstützen. Dabei macht er darauf aufmerksam, dass 
die notwendige Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Traditionen und Systeme der Sozialpolitik in den einzelnen 
Mitgliedstaaten durch die Wahrung der mitgliedstaatli-
chen Kompetenzen sowie die Beachtung des Grundsatzes 
der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit bei den einzel-
nen EU-Initiativen zur Umsetzung der Säule erfolgt.16

5.	 Weitere Umsetzung der „Europäischen 
Säule sozialer Rechte“

Mit der ESSR wurde 2017 ein Plan vereinbart,17 die soziale 
Dimension der EU politisch zu stärken und auf eine Auf-
wärtskonvergenz der mitgliedstaatlichen Sozialsysteme 
hinzuwirken. Die ESSR benennt 20 beschäftigungs- und 
sozialpolitische Grundsätze und soziale Rechte, die in allen 
EU-Mitgliedstaaten verwirklicht werden sollen. Die ersten 
Vorhaben im Rahmen der ESSR sind mittlerweile zu gel-
tendem EU-Recht geworden, z.B. Mindeststandards für die 
Barrierefreiheit von Produkten und Dienstleistungen, die 
schriftliche Fixierung von Arbeitsverträgen und die Freistel-
lung berufstätiger Eltern und pflegender Angehöriger für 
Betreuungs- und Pflegeaufgaben.18 Wichtig ist nun, dass 
weitere Initiativen zur Umsetzung der übrigen Grundsätze 
und Rechte der ESSR folgen. Entscheidend ist für den 
Deutschen Verein nicht, dass die ESSR als Text existiert, 
sondern dass sie durch geeignete Umsetzungsinitiativen 
auf Ebene der EU und in den Mitgliedstaaten eine verbes-
serte soziale Lebenswirklichkeit der Menschen unterstützt 
und so einen verbesserten wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt in der EU befördert.19

Der Deutsche Verein fordert dabei die Europäische Kom-
mission und die Mitgliedstaaten erneut auf,20 die vom 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) 
vorgeschlagenen Prinzipien für wirksame und verlässliche 
Sozialleistungssystemen aufzunehmen und ihre Sozial-
leistungssysteme auf dieser Basis weiterzuentwickeln: 
Prinzip des Mindestschutzes, Bedarfsprinzip, Bestimmt-
heitsprinzip, Prinzip der Zugänglichkeit, Verhältnismä-
ßigkeitsprinzip, Solidarprinzip, Prinzip der Eigenverant-
wortung, Teilhabeprinzip, Strukturprinzip, Prinzip der 
Selbstbestimmung der Nutzer, Prinzip der Rechtssicher-
heit, Prinzip der Gemeinwohlorientierung, Prinzip der 
Transparenz, Prinzip der Vernetzung, Prinzip der Au-
genhöhe, Qualitätsprinzip, Koordinierungsprinzip.21 Zur 
Verbesserung der sozialen Lage in den Mitgliedstaaten 
verweist der Deutsche Verein erneut22 auf die guten Er-
fahrungen mit dem in Deutschland geltenden Grundsatz 
der Subsidiarität, inklusive einer aktiven Rolle der Zivilge-
sellschaft23, sowie auf die solidarische Finanzierung der 
Sozialleistungssysteme. Er fordert die Mitgliedstaaten 
auf, eine sozialpolitische Konvergenz der europäischen 
Sozialleistungssysteme auf einem anspruchsvollen Niveau 
anzustreben und dabei die regionalen und kommunalen 
Akteure, die Sozialversicherer sowie die Akteure der Zivil-

gesellschaft, wie zum Beispiel die Freie Wohlfahrtspflege, 
einzubinden.

Vor diesem Hintergrund möchte der Deutsche Verein auf 
Grundlage seiner langjährigen praktischen Erfahrungen 
in Deutschland der Europäischen Kommission, dem Eu-
ropäischen Parlament, dem Rat und den Mitgliedstaaten 
Hinweise zu einzelnen Politikfeldern geben,24 die die EU in 
der Europäischen Säule sozialer Rechte aufgegriffen hat:

a) 	 EU-Gleichstellungsstrategie mit breitem Ansatz 
verfolgen (Grundsatz 2 der ESSR)

Der Deutsche Verein begrüßt, dass die Europäische Kom-
mission eine „Strategie für die Gleichstellung der Ge-
schlechter 2020–2025“ verabschiedet hat.25 Er ist der Auf-
fassung,26 dass das bisherige „strategische Engagement“, 
basierend auf einem Arbeitsdokument der Kommissions-
dienststellen, unzureichend war und es einer mehrjährigen 
politischen Strategie der gesamten EU-Kommission bedarf, 
die engagiert durch die EU und ihre Mitgliedstaaten umge-
setzt wird. Der Deutsche Verein begrüßt, dass die Strategie 
sich nicht nur auf den Grundsatz der Lohntransparenz 
fokussiert, sondern auch auf gute Arbeitsbedingungen. 
„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ ist ein wichtiger Aspekt 
zur Senkung des höheren Armutsrisikos für Frauen. Aber 

15)	 Erwartungen des Deutschen Vereins an die Europäische Union zur Europawahl 
2019: Perspektiven für ein soziales Europa, NDV 2019, 49 ff.; Stellungnahme des 
Deutschen Vereins zur Europäischen Säule sozialer Rechte, NDV 2018, 64 ff.

16)	 Erwartungen des Deutschen Vereins an die Europäische Union zur Europawahl 
2019: Perspektiven für ein soziales Europa, NDV 2019, 49 ff.; Stellungnahme des 
Deutschen Vereins zur Europäischen Säule sozialer Rechte, NDV 2018, 64 ff.

17)	 Interinstitutionelle Proklamation zur europäischen Säule sozialer Recht, Amtsblatt 
C 428/10, 13. Dezember 2017, https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/
PDF/?uri=CELEX:32017C1213(01)&from=DE.

18)	 Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. 
April 2019 über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleis-
tungen, ABl. L 151 vom 7. Juni 2019, S. 70; Richtlinie (EU) 2019/1152 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 über transparente und 
vorhersehbare Arbeitsbedingungen in der Europäischen Union, ABl. L 186 vom 11. 
Juli 2019, S. 105; Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 20. Juni 2019 zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Eltern 
und pflegende Angehörige und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU, ABl. L 
188 vom 12. Juli 2019, S. 79.

19)	 Stellungnahme des Deutschen Vereins zur Europäischen Säule sozialer Rechte, 
NDV 2018, 64 ff.

20)	 Stellungnahme des Deutschen Vereins zur Europäischen Säule sozialer Rechte, 
NDV 2018, 64 ff.; Stellungnahme des Deutschen Vereins für die Stärkung der so-
zialen Dimension der EU-Politik – „wirksame und verlässliche Sozialsysteme 
schaffen“ vom 15. Dezember 2015, NDV 2016, 63 ff.

21)	 „Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema 
Grundsätze wirksamer und verlässlicher Sozialleistungssysteme“ vom 17. Septem-
ber 2015 (SOC/520), https://webapi.eesc.europa.eu/documentsanonymous/eesc-
2015-01011-00-02-ac-tra-de.docx.

22)	 Stellungnahme des Deutschen Vereins zur Europäischen Säule sozialer Rechte, 
NDV 2018, 64 ff.

23)	 Das Prinzip der Subsidiarität bedeutet vereinfacht: Was der Einzelne, die Familie oder 
Gruppen und Körperschaften aus eigener Kraft tun können, darf weder von einer 
übergeordneten Instanz noch vom Staat an sich gezogen werden. Es soll sicherge-
stellt werden, dass Kompetenz und Verantwortung des jeweiligen Lebenskreises 
anerkannt und genutzt werden. Das schließt allerdings die staatliche Pflicht mit ein, 
die kleineren Einheiten falls nötig so zu stärken, dass sie entsprechend tätig werden 
können. Die im Subsidiaritätsprinzip zum Ausdruck kommende Anerkennung sozialer 
Initiativen ermöglicht dem hilfebedürftigen Bürger ein Wahlrecht. Dieses hat seine 
Wurzeln in den Verfassungsrechten: Achtung der Würde des Menschen, Freiheit der 
Person und ihrer Entfaltung, Freiheit des Bekenntnisses.

24)	 Stellungnahme des Deutschen Vereins zur Europäischen Säule sozialer Rechte, 
NDV 2018, 64 ff.

25)	 „Eine Union der Gleichheit: Strategie für die Gleichstellung der Geschlechter 
2020–2025“, COM(2020) vom 5. März 2020, https://eur-lex.europa.eu/legal-con-
tent/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0152&qid=1584274208646&from=DE

26)	 Erwartungen des Deutschen Vereins an die Bundesregierung für ihren Vorsitz im 
Rat der Europäischen Union 2020, NDV 2020, 11 ff.
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es geht auch um die gerechte Verteilung von Betreu-
ungs- bzw. Pflegeaufgaben und der Hausarbeit zwischen 
Frauen und Männern, um die Auflösung von hartnäckigen 
Geschlechtsstereotypen und um Maßnahmen zur wirksa-
men Vermeidung von Gewalt gegen Frauen. Erforderlich 
ist die Verfolgung eines breiten Ansatzes zum Abbau 
von Diskriminierungen von Frauen auf EU-Ebene und in 
den Mitgliedstaaten. Dabei sollten die Erfahrungen und 
Anregungen aus der Gleichstellungsarbeit der zivilgesell-
schaftlichen Organisationen, der kommunalen und der 
regionalen Verwaltungen bei der Entwicklung der neuen 
Strategie genutzt werden.

b) 	 Antidiskriminierungsregelungen auf EU-Ebene 
stärken (Grundsatz 3 der ESSR)

Der Deutsche Verein würde einen neuen Richtlinienvor-
schlag der Kommission begrüßen, um das Diskriminie-
rungsverbot besser umzusetzen.27 Die ESSR formuliert 
neben dem Recht auf Verwirklichung der Geschlechter-
gleichstellung auch das Recht aller Personen auf Gleich-
behandlung im Hinblick auf Sozialschutz, Bildung und den 
Zugang zu öffentlich verfügbaren Gütern und Dienstleis-
tungen. Dies entspricht den primärrechtlichen Diskrimi-
nierungsverboten der Verträge. Derzeit fehlt es allerdings 
an einer sekundärrechtlichen Regelung zum Schutz vor 
Diskriminierung aus Gründen der Religion oder Weltan-
schauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuel-
len Ausrichtung gemäß der Art. 18, 19 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der EU (AEUV) im Lebensalltag, außerhalb 
von Beschäftigung und Beruf.

c) 	 Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben 
(Grundsatz 9 der ESSR)

Maßnahmen zur verbesserten Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf kommen den Familienmitgliedern zugute, in-
dem sie zu einem erhöhten Wohlbefinden beitragen. Sie 
können aber auch die Beschäftigungsquoten, insbesonde-
re von Frauen, erhöhen und die Volkswirtschaft stärken. 
Hier spricht sich der Deutsche Verein für eine Vereinbar-
keit von Berufs- und Privatleben im gesamten Lebens-
verlauf aus. Denn Vereinbarkeit bezieht sich nicht allein 
auf die Phase der Kindererziehung, sondern ist auch ein 
Anspruch für die Pflege von Angehörigen. Der Deutsche 
Verein spricht sich daher für eine nennenswerte zeitliche 
Entlastung28 für die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf 
aus. Für die Vereinbarkeit von Kindererziehung und Beruf 
ist der bedarfsgerechte Ausbau von Betreuungsangebo-
ten essenziell.29 Neben infrastrukturellen und monetären 
Rahmenbedingungen stellt Zeit die wichtigste Ressource 
für familiale Fürsorge dar. Erforderlich ist hier nicht nur 
die reine Zeit zwischen Sorgegeber und Sorgeempfänger, 
sondern auch Zeit für und mit dem Partner/der Partnerin 
als „Kern“ der Familie, Individualzeit sowie Sozialzeit, mit 
der Familien sich in unterschiedliche soziale Netzwerke 
integrieren können.30 Eine nachhaltige Familienpolitik hat 
daher neben monetären und infrastrukturellen auch zeit-
politische Maßnahmen zu realisieren.31

d)	 Grundsicherung (Grundsatz 14 der ESSR)

Der Deutsche Verein bekräftigt,32 dass das Ziel der Strate-
gie „Europa 2020“ zur Armutsbekämpfung in verstärkter 

 
 

Weise verfolgt werden sollte. Maßnahmen der Existenz-
sicherung leisten hier einen grundlegenden Beitrag. Sie 
können Menschen vor sozialer Ausgrenzung bewahren 
und sie darin befähigen, ihr individuelles Potenzial aus-
zuschöpfen. Dieser Ansatz beruht auf der Wahrung der 
Würde eines jeden einzelnen Menschen und dem Grund-
gedanken der Solidarität. Die Anstrengungen müssen 
darauf ausgerichtet sein zu verhindern, dass Menschen 
überhaupt in Armut geraten, bzw. sie auf ihrem Weg aus 
(z.T. langjähriger) Armut zu unterstützen.33 Der Deutsche 
Verein bekräftigt den Hinweis des EWSA, dass in den Mit-
gliedstaaten „solidarische Finanzierungen und rechtliche 
Absicherungen [in der Existenzsicherung] teilweise verbes-
serungsbedürftig sind“34. Existenzsicherung kann und soll-
te einen wesentlichen Beitrag zur Ermöglichung von Teil-
habe leisten.35 Die finanziellen Leistungen zur Sicherung 
des Lebensunterhalts müssen Leistungsberechtigten einen 
gewissen Freiraum verschaffen, der sie in die Lage versetzt, 
Eigenbemühungen und Aktivitäten mit Zielrichtung einer 
Beschäftigungsaufnahme vorzunehmen.36

Der Deutsche Verein begrüßt in diesem Sinne die Bestre-
bungen der EU in der ESSR, angemessene Mindesteinkom-
mensleistungen in den Mitgliedstaaten zu schaffen, und 
ermutigt die Bundesregierung, gemäß ihren Ankündigun-
gen im geltenden Koalitionsvertrag einen EU-Rahmen für 
nationale Grundsicherungssysteme zu entwickeln.37

e) 	 Alterseinkünfte und Ruhegehälter (Grundsatz 15 
der ESSR)

Ein nachhaltiges System der Altersvorsorge trägt zur Ar-
mutsprävention bei. Auf individueller Ebene dient es in 
erster Linie der Sicherung eines Ruhestandseinkommens, 
das älteren Menschen einen würdigen Lebensstandard 
ermöglicht.38 In Deutschland stellt nach Ansicht des 

 

27)	 Erwartungen des Deutschen Vereins an die Bundesregierung für ihren Vorsitz im 
Rat der Europäischen Union 2020, NDV 2020, 11 ff.

28)	 Stellungnahme des Deutschen Vereins zum Referentenentwurf des Bundesministe-
riums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales über ein Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege 
und Beruf, NDV 2014, 466 ff.

29)	 Stellungnahme des Deutschen Vereins zur Europäischen Säule sozialer Rechte, 
NDV 2018, 64 ff.; Empfehlungen des Deutschen Vereins zur lokalen Familienzeit-
politik, NDV 2013, 296 ff.

30)	 Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Vereinbarkeit von Familien- und Er-
werbsleben, NDV 2009, 513 ff.

31)	 Empfehlungen des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge e. V. zur 
Weiterentwicklung des Systems monetärer Unterstützung von Familien und Kin-
dern, NDV 2019, 449 ff.

32)	 Stellungnahme des Deutschen Vereins zur Europäischen Säule sozialer Rechte, 
NDV 2018, 64 ff.

33)	 Stellungnahme des Deutschen Vereins zu den Schlussfolgerungen des Rates der 
Europäischen Union über gemeinsame Grundsätze für die aktive Eingliederung 
zugunsten einer wirksameren Armutsbekämpfung, NDV 2009, 304 ff.; Stellung-
nahme des Deutschen Vereins zur Europäischen Plattform gegen Armut und sozi-
ale Ausgrenzung, NDV 2011, 152 ff.

34)	 Stellungnahme des Deutschen Vereins zur Europäischen Säule sozialer Rechte, 
NDV 2018, 64 ff.; Stellungnahme des Deutschen Vereins für die Stärkung der so-
zialen Dimension der EU-Politik – wirksame und verlässliche Sozialsysteme schaf-
fen“ vom 15. Dezember 2015, NDV 2016, 63 ff.

35)	 Stellungnahme des Deutschen Vereins zur Europäischen Säule sozialer Rechte, 
NDV 2018, 64 ff.

36)	 Empfehlungen des Deutschen Vereins für eine Weiterentwicklung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende (SGB II) vom 12. September 2017, NDV 2017, 433, 438.

37)	 Erwartungen des Deutschen Vereins an die Bundesregierung für ihren Vorsitz im 
Rat der Europäischen Union 2020, NDV 2020, 11 ff.

38)	 Stellungnahme des Deutschen Vereins zum Weißbuch der Europäischen Kommissi-
on „Eine Agenda für angemessene, sichere und nachhaltige Pensionen und Ren-
ten“, NDV 2012, 465 ff.
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Deutschen Vereins39 die gesetzliche Rentenversicherung 
die wichtigste Säule bei der Sicherung angemessener 
Ruhestandseinkommen dar. Sie wird ergänzt durch die 
Möglichkeiten der betrieblichen und privaten Altersvor-
sorge. Kritisch hatte der Deutsche Verein den Vorschlag 
der Kommission gesehen, wonach im Wege eines Auto-
matismus das gesetzliche Renteneintrittsalter an die Ent-
wicklung der Lebenserwartung geknüpft werden sollte.40 
Er begrüßt daher, dass die Kommission diesen Vorschlag 
nach Vorlage der Europäischen Säule sozialer Rechte nicht 
mehr aufgegriffen hat.

f) 	 Inklusion von Menschen mit Behinderungen 
(Grundsatz 17 der ESSR)

Mit dem Übereinkommen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen (UN-BRK), das sowohl die EU-Mitglied-
staaten als auch die Europäische Union selbst unterzeich-
net haben, sind Maßnahmen zur Stärkung der Rechte 
von Menschen mit Behinderungen sowie zur Inklusion 
einzuführen. Auch wenn die Umsetzung der UN-BRK die 
Unterzeichnerstaaten vor zum Teil große Herausforderun-
gen stellt, sind Sozialleistungssysteme auf die Gruppe von 
Menschen mit Behinderungen auszurichten und entspre-
chend anzupassen, um eine umfangreiche Teilhabe zu ge-
währleisten.41 Der Deutsche Verein weist darauf hin, dass 
es sich bei der Inklusion von Menschen mit Behinderungen 
um eine wichtige Querschnittsaufgabe handelt, die bei 
der Umsetzung der Europäischen Säule sozialer Rechte in 
sämtlichen 20 Politikfeldern, insbesondere auch im Bereich 
der Bildung42, angemessen berücksichtigt werden muss. Er 
begrüßt, dass die Kommission für 2021 die Vorlage einer 
verstärkten Strategie für Menschen mit Behinderungen 
angekündigt hat, die auf den Ergebnissen der laufenden 
Evaluierung der Europäischen Strategie für Menschen mit 
Behinderungen 2010–20202 aufbaut.

g) 	 Langzeitpflege (Grundsatz 18 der ESSR)

Im Sinne der ESSR hat jede Person das Recht auf bezahlba-
re und hochwertige Langzeitpflegedienste, insbesondere 
häusliche Pflege und Dienste in der lokalen Gemeinschaft. 
Im Zuge des demografischen Wandels erhöht sich europa-
weit die Anzahl der Menschen, die Pflege und Unterstüt-
zung im Alltag benötigen. Grundlegend ist eine Gewähr-
leistung des Zugangs zu Pflegeleistungen. Nach Ansicht 
des Deutschen Vereins sollten pflegebedürftige Menschen 
möglichst lange in ihrem gewohnten/familiären Umfeld 
leben können. Dies erfordert die Sicherstellung der Unter-
stützung bei der Alltagsbewältigung, der medizinischen 
und pflegerischen Versorgung und der sozialen Teilhabe. 
Dabei sollte sich die Entscheidung über die ambulante 
oder stationäre Erbringung von Leistungen immer an den 
individuellen Lebensumständen und Bedürfnissen des ein-
zelnen Menschen ausrichten. Ambulante Pflege vor Ort er-
fordert Rahmenumstände, die den pflegenden Menschen, 
insbesondere Angehörigen, ihre Tätigkeit ermöglicht. Da-
rüber hinaus sind die Vermeidung bzw. die Verringerung 
von Pflegebedürftigkeit von großer Bedeutung.43  

39)	 Stellungnahme des Deutschen Vereins zur Europäischen Säule sozialer Rechte, 
NDV 2018, 64 ff.

40)	 Stellungnahme des Deutschen Vereins zur Europäischen Säule sozialer Rechte, 
NDV 2018, 64 ff.

41)	 Stellungnahme des Deutschen Vereins zur Europäischen Säule sozialer Rechte, 
NDV 2018, 64 ff.

42)	 Stellungnahme des Deutschen Vereins zur Europäischen Säule sozialer Rechte, 
NDV 2018, 64 ff.; Empfehlungen des Deutschen Vereins: Von der Schulbegleitung 
zur Schulassistenz in einem inklusiven Schulsystem vom 14. Dezember 2016, NDV 
2017, 59 ff.

43)	 Stellungnahme des Deutschen Vereins zur Europäischen Säule sozialer Rechte, 
NDV 2018, 64 ff.; „Pflegesystem den gesellschaftlichen Strukturen anpassen! 
Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Weiterentwicklung der Pflege“, NDV 
2013, 385 ff.
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Ausschreibungs- und Vergabeverfahren gehören seit 
der Jahrtausendwende zum Steuerungsrepertoire 
öffentlicher Sozialleis-
tungsträger, insbeson-
dere in den Rechts-
kreisen des SGB II und 
SGB III, und werden 
seit dieser Zeit kont-
rovers diskutiert. Die 
nachstehende quali-
tativ-empirische Un-
tersuchung knüpft an 
diesen Diskurs an und 
präsentiert aktuelle 
empirische Daten der 
am Dienstleistungs-
prozess beteiligten 
Akteure. Im Mittel-
punkt der Analyse 
steht die Fragestellung, ob Ausschreibungs- und 
Vergabeverfahren tatsächlich die geeigneten Instru-
mente darstellen, um die Qualität und Wirtschaftlich-
keit von Maßnahmen der beruflichen Eingliederung 
sicherzustellen.

1.	 Einleitung und Problemdarstellung

Spätestens seit Anfang der 1990er-Jahre müssen sich Or-
ganisationen des Sozial- und Gesundheitswesens vermehrt 
mit wettbewerbsähnlichen Elementen auseinandersetzen.1 
Nicht zuletzt wurde die Kritik an Wohlfahrtsverbänden 
und der staatlichen Verwaltung laut, dass soziale Organi-
sationen sich von ihrer Stellung als „verlängerter Arm der 
Verwaltung“2 beziehungsweise „Anhängsel der öffentli-
chen Verwaltung“3 zu lösen haben. Mit der Einführung 
neuer Steuerungselemente im Zuge des New Public Ma-
nagements4 und der im November 2005 eingerichteten 
Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsma-
nagement (KGSt) wurde das Verhältnis zwischen den 
öffentlichen und freien Trägern der Wohlfahrtspflege neu 
konfiguriert und durch zahlreiche wettbewerbsähnliche 
Elemente ergänzt.5 Eine Entwicklung, die in der fachlichen 

Debatte der letzten 30 Jahre hinlänglich unter dem Begriff 
der „Quasi Märkte“6 diskutiert wurde.

Dieser Paradigmen-
wechsel sozialstaatlicher 
Handlungslogik verfolg-
te ebenso das Ziel, dass 
sich das Soziale den ge-
sellschaftlichen Verän-
derungen stetig anpasst 

Michael Boecker und Melanie Münzer

Der Einfluss von Vergabe und Aus-
schreibung auf die Erbringung  
sozialer Dienstleistungen

Ergebnisse einer qualitativen Befragung von Mitarbeitenden eines 
Förderzentrums und eines Jobcenters

1) � U. a. Dahme, H.-J./Wohlfahrt, N.: 
Aktivierungspolitik und der Um-
bau des Sozialstaates. Gesell-
schaftliche Modernisierung 
durch angebotsorientierte Sozial-
politik, in: Dahme, H.-J./Otto, 
H.-U./Trube, A./Wohlfahrt, N. 
(Hrsg.): Soziale Arbeit für den 
aktivierenden Staat, Opladen 
2003, S. 75–100; Merchel, J.:
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2017, S. 17.

3)	Wöhrle (Fußn. 2), S. 24.
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5)	Boecker (Fußn. 4).
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und weiterentwickelt, aber auch ihre Klientel dazu befä-
higt, vorhandene Rechte einzufordern und gleichzeitig die 
ihnen auferlegten Pflichten im Sinne eines neuen Verständ-
nisses von Eigenverantwortung nachzukommen. Die Auf-
gaben beziehungsweise der Arbeitsauftrag der Sozialen 
Arbeit erhält einerseits Aufwind durch eine klare Bestim-
mung, auf der anderen Seite werden die zur Verfügung 
gestellten Mittel und Ressourcen knapper gehalten.7 Der 
Sozialstaat nimmt die Organisationen des Sozialen mit der 
Erwartungshaltung weiter in die Pflicht, dass sie Marktlü-
cken verdichten, die der Staat selbst nicht erschließen kann.

Mit der Einführung von Leistungs-, Entgelt- und Qualitäts-
vereinbarungen wollte der Gesetzgeber sein Versprechen 
einlösen, auf der einen Seite Planungssicherheit zu ermög-
lichen, aber auch die Eigenverantwortung und Vielfalt der 
freien Träger zu stärken und gleichzeitig den Wettbewerb 
der unterschiedlichen Anbieter zu forcieren.8 In den Ver-
einbarungen ist differenziert darzustellen, welche Leistun-
gen der jeweilige Anbieter zu welchem Entgelt erbringen 
wird und wie die Qualität der Leistungserbringung sicher-
gestellt werden kann (vgl. u.a. §§ 78 ff. SGB VIII, §§ 75 ff. 
SGB XII). Die Vergütung der Leistungen erfolgt in der Regel 
im Kontext des sozialrechtlichen Dreiecks als nichtschlüs-
sige Tauschbeziehung9 zwischen Leistungsempfänger/in, 
Leistungserbringer und öffentlichem Leistungsträger.

Anders gestaltet sich die Rechtsbeziehung bei der Vergabe 
von Leistungsverträgen.10 Handelt es sich bei der Entgelt-
finanzierung um eine dreiseitige Rechtsbeziehung, so wird 
bei Ausschreibung von Leistungsverträgen der freie Träger 
unmittelbar verpflichtet, eine bestimmte Leistungserbrin-
gung sicherzustellen.

Scheiden Leistungsverträge derzeit noch im Jugendhil-
fe- und Sozialrecht aus, wenn es um individuelle Rechts-
ansprüche geht und das Wunsch- und Wahlrecht der Leis-
tungsempfänger/innen Anwendung findet, so spielen sie 
bei den Vergabeverfahren der Bundesagentur für Arbeit 
in den Bereichen des SGB II und SGB III eine zentrale Rolle 
und werden hier immer wieder kontrovers diskutiert.11

Diese aktuelle Diskussion möchten wir mit dem vorliegen-
den Beitrag aufgreifen und kritisch reflektieren. Neben 
einer Vielzahl an theoretischen Diskursen, nicht zuletzt 
im Kontext der Reformierung des deutschen Kartellrechts, 
aufgrund geänderter europäischer Vorgaben, lassen sich 
kaum empirisch belastbare Daten zu den Folgen des 
Vergaberechts im SGB II und SGB III für die beteiligten 
Akteure heranziehen. Dieser Forschungsfrage hat sich eine 
explorativ qualitative Studie am Fachbereich Angewandte 
Sozialwissenschaften der Fachhochschule Dortmund an-
genommen und erste Ergebnisse generiert. Hierbei wollen 
wir den Fokus insbesondere auf Erfolg, Wettbewerb und 
Qualität dieser Maßnahmen richten, um nicht zuletzt 
die Frage zu diskutieren, ob die genannten Verfahren 
einen effizienten und effektiven Beitrag zur Lösung ar-
beitsmarktpolitischer Probleme beitragen können. Hierzu 
werden wir kurz das Feld der Beruflichen Eingliederung 
im Kontext von SGB II und SGB III darstellen und auf die 
rechtlichen Rahmenbedingungen verweisen. Nach einigen 

 

 

Ausführungen zum Stand der theoretischen Debatte so-
wie den Spannungsfeldern der Ökonomisierung Sozialer 
Arbeit erläutern wir die methodische Vorgehensweise. 
Hieran schließt sich die Darstellung und Interpretation der 
Ergebnisse an. Der Beitrag schließt mit einem Ausblick für 
die handelnden Akteure Sozialer Arbeit.

2.	 Ausschreibungen von Maßnahmen zur 
beruflichen Eingliederung im SGB II  
und SGB III

Ausschreibungen sind ein Instrument des Vergaberechts, 
unter dem die Gesamtheit der Rechtsnormen subsumiert 
wird, die ein Träger der öffentlichen Verwaltung zu beach-
ten hat, wenn er sich zur Erfüllung seiner Aufgaben am 
freien Markt Sachen und Dienstleistungen beschafft.12 Ziel 
der Vergabe ist es, die natürliche Wettbewerbssituation der 
Anbieter zu nutzen, um ein bestmögliches Preis-Leistungs-
verhältnis zu erhalten. Das nationale Vergaberecht und 
weitere Bestimmungen ergeben sich konsequenterweise 
aus dem europäischen Recht. Hier will der Gesetzgeber 
die wirtschaftliche und sparsame Verwendung öffentlicher 
Mittel sicherstellen. Ebenso gilt es, transparente Verfahren 
für alle interessierten Unternehmen zu schaffen und somit 
staatliche Willkür und Korruption zu verhindern. Öffent-
liche Aufträge sind immer dann nach den vergaberecht-
lichen Bestimmungen des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen (GWB) auszurichten, wenn bestimmte 
Schwellenwerte überschritten werden. Dieser liegt nach 
der Anpassung des deutschen Kartellvergaberechts auf-
grund veränderter europäischer Rahmenbedingungen bei 
750.000,– € (GWB i.V.m. Art. 8 der Richtlinie 2014/23EZ 
und Art. 4 der Richtlinie 2014/24EU). Wird dieser Schwel-
lenwert unterschritten, gilt nationales Recht mit der Folge, 
dass Vergaben nur auf nationaler beziehungsweise regio-
naler Ebene bekannt gemacht werden müssen. 13

Sind Ausschreibungen für den Bereich des Jugendhilfe- 
und Sozialhilferechts derzeit noch nicht vorgesehen,14 fin-
den sie seit den 2000er-Jahren sukzessive für Maßnahmen 
der Arbeitsförderung (SGB III) und der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende (SGB II) Anwendung.

  7)	 Dahme, H.-J./Wohlfahrt, N.: Soziale Dienstleistungspolitik. Eine kritische Bestands-
aufnahme, Wiesbaden 2015, S. 18 ff.

  8)	 Falterbaum, J.: Rechtliche Grundlagen Sozialer Arbeit. Eine praxisorientierte Ein-
führung, 3. Aufl., Stuttgart 2009, S. 145.

  9)	 Kolhoff, L.: Finanzierung der Sozialwirtschaft. Eine Einführung, 2. Aufl., Wiesbaden 
2017; Boecker, M./Weber, M.: Bedarf, Steuerung, Wirkung – Zur Gestaltbarkeit 
sozialer Leistungserbringung im Dreiecksverhältnis, in: Archiv für Wissenschaft und 
Praxis der sozialen Arbeit, Heft 3/2018, S. 4–17.

10)	 Bieker (Fußn. 1), S. 210 f.
11)	 U. a. Boecker (Fußn. 4), S. 113 f.; Schellberg, K.: Finanzierung der Sozialwirtschaft, 

in: Grunwald, K./Langer, A. (Hrsg.): Sozialwirtschaft. Handbuch für Wissenschaft 
und Praxis, Baden-Baden 2018, S. 499–513, S. 510.

12)	 Novakovic, A.: Vergaberecht, in: Deutscher Verein für öffentliche und private Für-
sorge e. V. (Hrsg.): Fachlexikon der Sozialen Arbeit, 8. Auflage, Baden-Baden 2017, 
S. 951 f.; Bieker (Fußn. 1), S. 211; Schellberg (Fußn. 11), S. 509.

13)	 Novakovic (Fußn. 12), S. 951 f. Ausführlich zu den rechtlichen Rahmenbedingun-
gen, siehe Fülling, D.: Die Reform des Vergaberechts und ihre Auswirkungen auf 
die Erbringung sozialer Dienstleistungen, in: Sozialrecht. Zeitschrift für Sozialbera-
tung aktuell, Heft 6/2017, S. 227.

14)	 Die Reform des Vergaberechts sieht explizit auch die Konzessionsvergabe bei so-
zialen Dienstleistungen vor (Anhang IV der EU-Richtlinie 2014/23 zu § 153 GWB). 
Inwieweit dies Einfluss auf die Bedeutung von Vergaben in weiteren Sozialgeset-
zen in der Bundesrepublik Deutschland haben wird, soll an dieser Stelle nicht 
diskutiert werden.
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Derzeit sieht der Staat für den Bereich der Beruflichen 
Eingliederung zahlreiche Maßnahmen zur Förderung und 
Aktivierung von gesellschaftlich benachteiligten Personen, 
wie beispielsweise Schulabbrecherinnen und Schulab-
brecher oder Schülerinnen und Schüler mit besonderem 
Förderbedarf sowie Langzeitarbeitslose jeden Alters, vor. 
Diese festgestellte Verpflichtung ergibt sich aus § 16 Abs. 1 
Nr. 2 SGB II in Verbindung mit § 45 Abs.1 Satz 1 Nr. 1, 2, 3 
und 5 SGB III. So sollen Maßnahmen zur Aktivierung und 
Beruflichen Eingliederung dazu beitragen, dass (Langzeit-)
Arbeitslose durch die Teilnahme an Maßnahmen besser in 
den ersten Arbeitsmarkt vermittelt werden können. Im Be-
reich der Beruflichen Eingliederung werden die Maßnah-
men zumeist mittels öffentlicher Ausschreibung vergeben.

3.	 Die Berufliche Eingliederung im Spannungs
feld ökonomischer und fachlicher 
Interessenkonflikte

In § 1 Abs. 1 SGB I weist der Gesetzgeber darauf hin, dass 
das Recht des Gesetzbuchs zur Verwirklichung sozialer 
Gerechtigkeit und sozialer Sicherheit beitragen soll. Als 
weitere Ziele im Sinne des Gesetzbuchs werden unter 
anderem die Sicherung eines menschenwürdigen Daseins, 
die freie Persönlichkeitsentwicklung und das Recht auf 
eine frei gewählte Tätigkeit zur Sicherung des Lebensun-
terhalts genannt. Ebenso gilt es, besondere Belastungen 
des Lebens, auch durch Hilfe zur Selbsthilfe, abzuwenden 
oder auszugleichen. Aus § 1 Abs. 2 SGB I ergibt sich der 
Auftrag und somit das Mandat der Sozialen Arbeit. Dabei 
lässt sich das Mandat in vier unterschiedliche Geltungsbe-
reiche aufteilen – ein Präventionsauftrag, ein Aktivierungs-
auftrag, ein Kontroll- und Hilfeauftrag und ein Auftrag der 
Teilhabe.15 Für die Berufliche Eingliederung konkretisiert 
sich der Auftrag in den §§ 19 und 19a des SGB I sowie in 
den ausführlichen Bestimmungen des SGB II und SGB III. 
Dieser Auftrag Sozialer Arbeit formuliert somit wesentliche 
Rahmenbedingungen ihrer institutionellen Verortung.

So unterliegen soziale Organisationen spezifischen sozi-
alen Zielen und Verpflichtungen. Organisationen Sozialer 
Arbeit sollen „einen gesellschaftlich und sozialpolitisch 
definierten Bedarf an Sozialer Hilfe, Förderung und Aus-
gleich von Benachteiligungen [...] decken und dadurch zu 
einem im Sozialstaatsauftrag formulierten sozialen Frieden 
bei[...]tragen“16.

Jedoch ist mit der Einführung der sogenannten Qua-
si-Märkte die Bewältigung der Aufgaben in der Sozialen 
Arbeit durch Zunahme an Komplexität schwieriger gewor-
den. Zunehmend steuern marktliche Wettbewerbselemen-
te soziale Organisationen und ihr Handeln. Sie beeinflussen 
die personelle beziehungsweise professionelle Gestaltung 
der Organisation und nehmen gleichwohl Einfluss auf tra-
ditionelle Strukturen, sodass der anwaltschaftliche Einsatz 
für die Klientel in den Hintergrund rückt.17 Außerdem 
erfüllt der Markt nicht den gewünschten Koordinierungs- 
und Steuerungsmechanismus, da durch das nicht-schlüssi-
ge Tauschverhältnis den Konsumenten kaum Macht zuteil 
wird, da sie keine Kaufkraft besitzen.18 Gleichsam schrän-
ken der hohe Einfluss und die staatlichen Vorgaben in 

den Produktbeschreibungen die sozialen Organisationen 
in ihrer Gestaltung und Zielbestimmung der Leistungser-
bringung enorm ein und verursachen durch den hohen 
Legitimations- und Qualitätsdruck eine Verdrängung der 
Werteorientierung sozialer Organisationen.19

Dabei wird der Tatsache, dass Qualität durch ihren subjekti-
ven Charakter schwer messbar beziehungsweise darstellbar 
ist, kaum Rechnung getragen. Ebenso besteht die Gefahr, 
dass zwischenmenschliches, subjektives und professionelles 
Handeln, was nicht greifbar, messbar oder kontrollierbar 
ist, gänzlich vernachlässigt wird. Darüber hinaus impliziert 
eine gute Qualität von Maßnahmen nicht automatisch, 
dass diese auch erfolgreich sind und ihre Wirkung entfal-
ten. Letztlich können also keine verlässlichen Aussagen zur 
Kausalität von Input (Maßnahmen und Programme), Pro-
zessen und daraus resultierenden Effekten (Wirksamkeiten) 
abgeleitet werden.20 Wissenschaftliche Kausalität kann so-
mit höchstens als sehr wahrscheinlich und plausibel, nicht 
jedoch als erwiesener Ursache-Wirkungszusammenhang 
dargestellt werden. Diese Unschärfe des Qualitäts- und 
Wirkungsbegriffs in der Sozialen Arbeit und bei sozialen 
Dienstleistungen birgt die Gefahr, dass potenzielle Aus-
schreibungen insbesondere anhand preislicher Parameter 
bewertet und verglichen werden. So zweifelt auch Bieker 
daran, „[d]ass Ausschreibungen und ähnlich modellierte 
Verfahren durch den provozierten Wettbewerbsdruck die 
Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung fördern [...]“21. 
Er geht sogar noch weiter, indem er darauf hinweist, dass 
solche Verfahren zu Beschäftigungsunsicherheit, Lohn-
verfall bei sozialpädagogischen Fachkräften, fehlender 
Planungssicherheit der Träger führen und damit eine lang-
fristige Personalpolitik nicht möglich ist.22 Diese organisati-
onalen Bausteine sind indes ein unerlässlicher Bestandteil, 
um die Qualität und Effektivität sozialer Dienstleistungen 
wahrscheinlich werden zu lassen. Ob die in der Fachdiskus-
sion vielfach diskutierten Spannungsfelder sich auch empi-
risch darstellen lassen, soll in den nachstehenden Kapiteln 
weiter ausgeführt werden. Hierzu werden wir zuerst die 
methodische Vorgehensweise erläutern.

4.	 Methodisches Vorgehen

Die im nächsten Kapitel dargestellten Ergebnisse wurden 
im Rahmen eines qualitativ-explorativen Forschungsde-
signs generiert. Qualitative Forschungsdesigns haben den 
Vorteil einer sehr offenen und unvoreingenommenen 
Haltung der Forschenden. Darüber hinaus bieten sie die 

 

15)	 Wendt, P.-U.: Lehrbuch Soziale Arbeit, Weinheim 2018, S. 165 ff.
16)	 Merchel (Fußn. 1), S. 76.
17)	 Wöhrle (Fußn. 2), S. 17 ff.
18)	 Finis Siegler, B.: Ökonomik Sozialer Arbeit, 2. Aufl., Freiburg im Breisgau 2009, 

S. 157.
19)	 Dahme, H.-J./Wohlfahrt, N.: Strömungen und Risiken der Verwaltungsmodernisie-

rung in der Jugendhilfe, in: Hensen, G. (Hrsg.): Markt und Wettbewerb in der Ju-
gendhilfe. Ökonomisierung im Kontext von Zukunftsorientierung und fachlicher 
Notwendigkeit, Weinheim und München 2006, S. 71 f.

20)	 Boecker/Weber (Fußn. 9); Boecker, M./Weber M.: Wirkungen Sozialer Arbeit mess-
bar machen. Eine kritische Bestandsaufnahme, in: Blätter der Wohlfahrtspflege, 
Heft 6/2019, S. 229–235.

21)	 Bieker (Fußn. 1), S. 210.
22)	 Bieker (Fußn. 1), S. 210 f., Koslowski, T.: Was bedeutet die Teilnahme an Vergabe-

verfahren für einen Wohlfahrtsverband, in: Sozialrecht. Zeitschrift für Sozialbera-
tung aktuell, Heft 6/2017, S. 230 f.
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Möglichkeit, in einem noch sehr unerforschten Feld erste 
Ergebnisse zu generieren, an die sich weitere quantitative 
Forschungsmethoden anschließen können.23 Im Mittel-
punkt unserer Studie steht die Fragestellung, ob die zuvor 
genannten Verfahren zur Vergabe und Ausschreibung von 
Maßnahmen im SGB II- und SGB III-Rechtskreis einen effi-
zienten und effektiven Beitrag zur Lösung arbeitsmarktpo-
litischer Probleme leisten können. Hierbei wollen wir den 
Fokus insbesondere auf Erfolg, Wettbewerb und Qualität 
dieser Maßnahmen richten. Darüber hinaus wollen wir die 
Auswirkungen auf die am Dienstleistungsprozess beteilig-
ten Akteure diskutieren.

Als Ausgangspunkt für das Methodendesign wurde ein 
statistisches Sampling gewählt, in dem der Umfang und 
die Merkmale vorab bekannt sind und die Ziehung der 
Stichprobe nach einem vorgefertigten Plan erfolgt.24

Wichtig für die Sample-Entscheidung war, dass die For-
schungsfragen beantwortet werden können. Hierfür stellt 
insbesondere der Feldzugang einen wichtigen Aspekt 
dar, da die Forschungsfrage nicht durch jede beliebige 
Person beantwortet werden kann. Dabei sollte bekannt 
sein, wer über welche Informationen verfügt und was für 
Informationen beschafft werden müssen, um die leitenden 
Forschungsfragen beantworten zu können.25

Die Auswahl der zu befragenden Personen hängt außer-
dem vom Erkenntnisinteresse ab, da diese Auswahl die 
Qualität der zu generierenden Daten beeinflusst.26 Um 
tiefgründige Erkenntnisse erhalten zu können, wurden die 
befragten Personen nach bestimmten, vorher festgelegten 
Kriterien ausgesucht,27 da eine Variation von Faktoren die 
Darstellung von Wirkungen ermöglicht.28 Ebenso kann 
durch die Einbeziehung von Variationen herausgefiltert 
werden, ob in verschiedenen Geltungsbereichen bezie-
hungsweise Positionen innerhalb der Organisation die 
gleiche Wirkung entsteht.29

Für die vorliegende qualitative Studie wurden folgende 
Kriterien bestimmt:

•	 Die befragten Personen sollten in Verbindung mit der 
Maßnahme „Förderzentrum“ nach § 16 Abs. 1 SGB II 
i.V.m. § 45 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1, 2 und 5 SGB III stehen,

•	 den Ablauf des Ausschreibungsverfahrens kennen und

•	 unterschiedlichen Handlungsbereichen angehören.

Damit wird das Ziel verfolgt, eine breite Sichtweise auf 
ökonomische Auswirkungen und verschiedene Berüh-
rungspunkte mit Ökonomisierung in der Praxis des sozia-
len Bereichs generieren zu können.

Um einen tiefgehenden Einblick in die Forschungsfragen 
zu erhalten, wurden insgesamt fünf Interviews mit Ex-
pertinnen und Experten geführt.30 Das Wort „Experten“ 
signalisiert, dass die Personen über ein besonderes (Fach-)
Wissen verfügen, welches sie aus einer unmittelbaren 
Beteiligung und dessen besondere Perspektive auf den zu 

untersuchenden Sachverhalt erhalten.31 Durch das Exper-
teninterview wird einerseits das spezifische und detaillierte 
Sonderwissen dieser Person zu einem bestimmten Sach-
verhalt generiert, andererseits kann durch die mit dem 
Expertenstatus einhergehende Deutungsmacht ein weite-
rer Rückschluss auf Wahrnehmungen und Empfindungen 
dieser Person zu einem bestimmten Thema gezogen wer-
den.32 Zur Durchführung der Experteninterviews wurden 
im Vorfeld Leitfragen formuliert und in eine thematisch 
sinnvolle Reihenfolge gebracht.33

Befragt wurden sowohl Mitarbeitende eines gemeinnüt-
zigen Wohlfahrtsverbandes einer deutschen Großstadt 
als auch  Mitarbeitende des örtlichen Jobcenters. Im Ein-
zelnen wurden befragt (anonymisiert): Frau Schmidt (K1), 
die befristet angestellte Bachelorabsolventin des Trägers 
der freien Wohlfahrtspflege und seit 3,5 Jahren sozialpä-
dagogische Fachkraft der Maßnahme „Förderzentrum“. 
Herr Hauser (K2), Einrichtungsleiter und seit vielen Jahren 
zuständig für Maßnahmen der beruflichen Eingliederung 
desselben Trägers, ebenso wie Herr Schulz (K3), Beauftrag-
ter für Vergabeverfahren und konzeptionelle Weiterent-
wicklung dieser Maßnahmen. Um gegebenenfalls einen 
anderen Blickwinkel auf die Ökonomisierung und ihre 
Folgen im sozialen Bereich erhalten zu können, wurden 
zwei Mitarbeiterinnen des örtlichen Jobcenters befragt, 
Frau Schuster (K4) und Frau Möller (K5), welche über 
langjährige Erfahrungen als Betreuerinnen der Maßnahme 
„Förderzentrum“ verfügten.

Die Maßnahme „Förderzentrum“ war anfangs eine 
Projektmaßnahme, die durch das Regionale Einkaufs-
zentrum Nordrhein-Westfalen für SGB II-Träger34 – wie 
das Jobcenter – geplant und konzipiert wurde. Sie ist 
für erwachsene Personen des Rechtskreises SGB II ausge-
legt. Die Mindeststandards dieser Maßnahme umfassen 
die Arbeitsmarktintegration sowie den Abbau multipler 
Vermittlungshemmnisse von langzeitarbeitslosen Men-
schen. Teilnehmende sollen die Möglichkeit haben, 
eine Berufswahl zu entwickeln, sich anhand bestimmter 
Arbeitsfelder zu orientieren und ihren Fähigkeiten so-
wie Fertigkeiten entsprechend eine Arbeitsaufnahme zu 
prüfen. Die Gestaltung des Gesamtkonzeptes wird den 
Leistungserbringenden frei gelassen. Eine regelmäßige 
Begleitung des „Förderzentrums“ wird durch das Jobcen-
ter unterstützend durchgeführt.

 

23)	 Flick, U.: Qualitative Sozialforschung. Eine Einführung, 8. Aufl., Reinbek bei Ham-
burg 2017.

24)	 Flick (Fußn. 23), S. 161.
25)	 Gläser, J./Laudel, G.: Experteninterviews und qualitative Inhaltsanalyse, Wiesbaden 

2010, S. 117.
26)	 Gläser/Laudel (Fußn. 25), S. 117.
27)	 Przyborski, A./Wohlrab-Sahr, M.: Qualitative Sozialforschung. Ein Arbeitsbuch, in: 

Mohr, A. (Hrsg.): Lehr- und Handbücher der Soziologie, 4., erweiterte Auflage, 
München 2014, S. 182 f.

28)	 Gläser/Laudel (Fußn. 25), S. 98.
29)	 Gläser/Laudel (Fußn. 25), S. 100.
30)	 Hussy, W./Schreier, M./Echterhoff, G.: Forschungsmethoden in Psychologie und 

Sozialwissenschaften, 2. Aufl., Berlin 2013, S. 223.
31)	 Gläser/Laudel (Fußn. 25), S. 11.
32)	 Przyborski/Wohlrab-Sahr (Fußn. 27), S. 119.
33)	 Przyborski/Wohlrab-Sahr (Fußn. 27), S. 121.
34)	 Im Folgenden wird das Jobcenter stellvertretend für alle SGB II-Träger aufgeführt.
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Alle Interviews wurden mit ausreichend Zeit und ohne 
Störeinflüsse von außen in den jeweiligen Einzelbüros der 
befragten Personen durchgeführt. Die Aufzeichnung der 
durchgeführten Interviews ermöglicht, dass keine Daten 
verloren gehen und eine detaillierte Auswertung des ge-
sammelten Datenmaterials durchgeführt werden kann.35 
Alle Interviews wurden transkribiert. Die Auswertung er-
folgte mit der qualitativen Inhaltsanalyse nach Mayring.36 
Für die qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring ist die For-
schungsfrage bedeutend. Die Leitfragen der Forschungs-
studie geben die Richtung vor, auf was das gewonnene 
Datenmaterial hin untersucht werden soll. Dadurch konnte 
eine Selektion von wichtigen und unwichtigen Daten 
erfolgen.37 Durch Anwendung der qualitativen Inhaltsana-
lyse kann eine große Datenmenge zielgerichtet analysiert 
und schrittweise auf relevante Textteile reduziert werden, 
ohne dessen Inhalt zu verändern. Die Reduktion erfolg-
te durch Bildung von Kategorien, welche die jeweiligen 
Kernaussagen widerspiegeln.38 Je genauer die Kategorien 
eingegrenzt sind, desto einfacher ist die exakte Zuordnung 
der jeweiligen Textstellen.

5.	 Ergebnisdarstellung – Erfolg, Wettbewerb 
und Qualität beruflicher Eingliederung

Im Folgenden werden wir die Ergebnisse der Studie vor-
stellen. Hierbei konzentrieren wir uns auf die drei zent-
ralen Kategorien: Erfolg, Wettbewerb und Qualität der 
Maßnahme „Förderzentrum“.

Kategorie Erfolg

Je nachdem, welcher Blickwinkel auf Erfolg angewendet 
wird, kommen die Expertinnen und Experten zu unter-
schiedlichen Aussagen. So definieren die Mitarbeitenden 
des Wohlfahrtsverbandes Erfolg überwiegend als positive 
Rückmeldung der Klientel, dass diese ihre selbstgesteckten 
Ziele durch das Unterstützungsangebot des Leistungs-
erbringers erreichen konnten (u.a. K1). Dabei spielt die 
Wertschätzung durch Äußerungen der Klientel, wie bei-
spielsweise: „Es war gut bei euch. Vielen Dank!“ oder 
„Es ist schön, dass ich bald wieder Wochenende habe. 
[...] Früher konnte ich das gar nicht sagen“, eine entschei-
dende Rolle (K2). Gleichwohl zählt K2 es auch als Erfolg, 
dass Teilnehmende sich beim Jobcenter darüber beschwert 
haben, dass die erneute Ausschreibung der Maßnahme 
„Förderzentrum“ verloren wurde und sie nicht zu einem 
anderen Träger wechseln wollen. Dies zeigt ihm, dass die 
Arbeit erfolgreich war und er hofft, dass sich so etwas 
herumsprechen wird. In diesem Zusammenhang bedeutet 
Erfolg auch, dass die Fachkräfte der Sozialen Arbeit mit 
ihrem fachlichen Handeln erfolgreich waren und dass das 
Zusammenwirken der Team- und Kooperationspartner 
insoweit effektiv verlaufen ist. K3 hebt aber auch hervor, 
dass in Zeiten der Ökonomisierung der Blick auf Erfolg in 
der Sozialen Arbeit durchaus auch wirtschaftlich geprägt 
ist, da Erfolg als Umsetzung unternehmerischer Ziele defi-
niert wird. In der eigenen Organisation erfolgt dies durch 
Zielformulierungen in Form von Jahreszielen, welche an-
hand von Kennzahlen und qualitativen Zielformulierungen 
überprüft werden. Ebenso weist K1 darauf hin, dass die 
erreichten Vermittlungsquoten für die Zahlung von Prämi-

 

enzahlungen des Leistungsträgers eine bedeutende Rolle 
spielen. Durch diesen zusätzlichen finanziellen Mittelzu-
fluss wird die Kalkulation des Preis-/Leistungsverhältnisses 
für die Gewinnung weiterer Ausschreibungen begünstigt, 
was wiederum das Überleben der Organisation sichert. 
Die jährlichen Teilziele der Organisation zielen auf die Er-
reichung eines Gesamtziels ab. Auch dabei steht die wirt-
schaftliche Erhaltung der Organisation im Vordergrund, 
sodass durch Qualitätsnachweise und Optimierung des 
Preis-Leistungsverhältnisses eine Legitimation gegenüber 
dem Leistungsträger, aber auch der Klientel, stattfindet.

K4 und K5 hingegen definieren Erfolg ausschließlich an 
dem Fortschritt der Teilnehmenden. So stellt K4 unter 
anderem fest: „Für mich ist nicht Erfolg die Integration. 
Für mich ist Erfolg, wenn der Weg weiter geht oder wenn 
auch eine Stabilisierung erreicht wird.“ K5 ergänzt diese 
Sichtweise, in dem sie weiter ausführt: „Gut, Erfolg de-
finiere ich eigentlich so, wenn ich meine gesteckten Ziele 
auch erreiche. Finde ich, dann habe ich Erfolg.“

Kategorie Wettbewerb und Qualität

Grundsätzlich beschreiben alle Expertinnen und Experten 
Ausschreibungsverfahren von Maßnahmen als ein politi-
sches Instrument (K2), um einen Wettbewerb in der So-
zialen Arbeit zu initiieren. Es liegt in der Logik der Sache, 
dass Vergabeverfahren erst durch Angebote verschiedener 
Leistungserbringer ihren Zweck erfüllen können (K3). Die 
Aufgabe des Wettbewerbs ist es, das wirtschaftlichste An-
gebot herauszufiltern, indem durch ein Bewertungssystem 
des Ausschreibungsverfahrens das beste Preis-Leistungs-
verhältnis ermittelt wird (K3). Dieser Mechanismus schafft 
ein Konkurrenzdenken unter den Leistungsanbietern, so-
dass automatisch gleichwohl ein Preisdruck entsteht (K3). 
Dieser Wettbewerb um Preis und Qualität der Maßnahmen 
benötigt die Flexibilität der Marktteilnehmenden und setzt 
eine Vergleichbarkeit der Leistungen voraus (K2).

K4 und K5 betonen, dass es aus Sicht des Leistungsträ-
gers egal ist, welche soziale Organisation eine Leistung 
erbringt. Ihnen kommt es ausschließlich darauf an, ob 
der Anbieter alle geforderten Kriterien der Leistungsbe-
schreibung gut umsetzen würde und das Preis-Leistungs-
verhältnis wirtschaftlich ist, sodass die Klientel bzw. die 
Kunden das bestmögliche Angebot erhalten können. Eine 
Belebung des Konkurrenzdenkens der Leistungserbringer 
ist seitens des Leistungsträgers gewollt, da das Angebot 
dem Gebot der Wirtschaftlichkeit unterliegt und so der 
Preis zugunsten des Leistungsträgers beeinflusst wird (K4). 
Alle Leistungsanbieter haben in einem solchen Verfahren 
die gleichen Voraussetzungen und können sich auf eine 
Ausschreibung bewerben. Die Konzeptbeschreibungen 
der Leistungserbringer zeigen, wie die einzelnen Anbieter 
die geforderten Kriterien theoretisch umsetzen würden, 
und dies führt durch ein festgeschriebenes Bewertungssys-
tem mittels Punktevergabe durch den Leistungsträger zu 

35)	 Gläser/Laudel (Fußn. 25), S. 157.
36)	 Mayring, P.: Einführung in die qualitative Sozialforschung, 6. Aufl., Weinheim und 

Basel 2016.
37)	 Gläser/Laudel (Fußn. 25), S. 63.
38)	 Mayring (Fußn. 36), S. 114.
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einer inhaltlichen Bewertung des eingereichten Konzepts. 
Anschließend kann das beste Preis-Leistungsverhältnis 
bestimmt werden, indem das Ergebnis der inhaltlichen Be-
wertung in Relation zu den abgegebenen Preisen gesetzt 
wird (K4/K5). Der Leistungsträger macht sich bei der Be-
wertung von Konzepten frei von (Vor-)Urteilen gegenüber 
den am Ausschreibungsverfahren Teilnehmenden. Ebenso 
ist bei der Bewertung die Stimmigkeit der Inhalte zu den 
geforderten Kriterien sowie die Bewertungsmatrix wichtig 
(K4/K5).

Von den Expertinnen und Experten des Leistungserbrin-
gers wird der Wettbewerb unter den Leistungserbringern 
zumeist problembehaftet wahrgenommen. So weist unter 
anderem K2 darauf hin, dass Konzeptinhalte und gelebte 
Praxis der Maßnahmen teilweise stark voneinander abwei-
chen. Eine ebenso große Gefahr wird darin gesehen, dass 
bei der Bewertung von Konzepten häufig mit dem Mittel-
wert (2 Punkte) bewertet wird, da hier keine schriftliche 
Begründung erfolgen muss. Eine Aufwertung (3 Punkte) 
oder Abwertung (1 Punkt) muss hingegen ausführlich be-
gründet werden. In der Folge würden viele der eingereich-
ten Konzepte mit einer (annähernd) gleichen Punktzahl 
bewertet, sodass letztlich der abgegebene Preis über den 
Zuschlag entscheidet. Dies ist wiederum kritisch für soziale 
Organisationen, die qualitativ erfahrene Fachkräfte mit 
entsprechend hohen Personalkosten vorhalten würden. 
Die Konsequenzen beschreibt K3 als gravierend, da bei 
Ausschreibungen häufig sehr niedrige Preise angesetzt 
werden, die letztlich die Qualität der Maßnahmen nicht 
mehr gewährleisten können und langjährig etablierte 
soziale Organisationen durch diesen Druck „zerstört“ und 
vom Markt verdrängt werden können (K2). Private Anbie-
ter, die gewinnorientiert handeln, werden dagegen durch 
ein solches Ausschreibungsverfahren begünstigt. Große 
Organisationen stellen fest, dass sich diese Anbieter bun-
desweit auf Ausschreibungen bewerben, die den größten 
finanziellen Anreiz bieten. Damit werden regionale Anbie-
ter verdrängt und regionale Vernetzungen aufgehoben. 
Somit fördert das Ausschreibungsverfahren ebenfalls die 
Aufhebung regionaler Netzwerke durch die Isolation von 
Leistungen, da diese einzeln aufgesplittet und angeboten 
werden und durch das Ausschreibungsverfahren durch un-
terschiedliche Anbieter ausgeführt werden, die ggf. nicht 
nur regional ansässig sind (K2).

Ebenso bewirkt der starke Preisdruck, dass soziale Orga-
nisationen häufige Personalwechsel und unqualifiziertes 
und damit günstiges Personal bevorzugen. Außerdem 
fördert der Wettbewerb kurze Ausschreibungszeiträume 
beziehungsweise Leistungsdauern, was mehrere Auswir-
kungen für die Praxis der Sozialen Arbeit mit sich bringt. 
Personalkosten werden auch dadurch eingespart, dass 
Verträge auf die Laufzeit des Projektes beziehungsweise 
der Maßnahme befristet werden (K2). Kurze Laufzeiten 
und viele Ausschreibungsverfahren von Leistungen be-
dingen, dass sich Leistungserbringer andauernd in Aus-
schreibungsverfahren und ständigen Neuaufbauphasen 
befinden. Dies hat zur Folge, dass Leistungserbringer 
kaum Entwicklungspotenziale für die Leistungserbringung 
entwickeln können und sich in „Endlosschleifen“ von 

kurzfristigen Ausschreibungen wiederfinden, sodass die 
Fachlichkeit verloren geht und ständige innerbetriebliche 
(Um-)Strukturierungen stattfinden. Daraus entstehen wei-
tere Planungsunsicherheiten für soziale Organisationen, 
was diese vor immer wieder neue Herausforderungen 
durch eine schnelle Umsetzung einer Maßnahme stellt und 
etablierte Strukturen bei Verlust einer Maßnahme auflöst 
(K2/K3). Der Markt bewegt sich genauso schnell, sodass 
soziale Organisationen durch die Teilnahme am Markt ge-
zwungen sind, schnelllebiger zu agieren. Dies führt zu der 
Gefahr, dass öffentliche Geldmittel durch schnelle Hand-
lungen fehlinvestiert werden (K2). Letztlich sind sich alle 
Befragten des Leistungserbringers einig, dass Wettbewer-
be durch Ausschreibungsverfahren nicht in den Bereich der 
Sozialen Arbeit gehören. K1 bringt zum Ausdruck, dass 
es ihrem professionellen Selbstverständnis von Sozialer 
Arbeit widerspricht, wenn ökonomische Messgrößen von 
Erfolg, wie zum Beispiel Vermittlungsquoten, wichtiger als 
Qualität und die Wünsche und Bedürfnisse der Klientel 
genommen werden. Dieses Spannungsfeld gilt es täglich 
auszuhalten.

6.	 Diskussion und Ausblick

Die Diskussionen in der Theorie und Praxis der Sozialen 
Arbeit zeigen, dass soziale Dienstleistungen trotz der 
eingangs skizzierten Ökonomisierungsprozesse ihre klas-
sische Funktion der Bearbeitung und Vermeidung sozialer 
Probleme und Problemlagen behalten haben.39 Dabei 
leisten Fachkräfte der Sozialen Arbeit Unterstützung und 
Stabilisierung bei spezifischen Problemlagen, ermöglichen 
Tagesstrukturen und erarbeiten individuelle Perspektiven 
mit ihrer Klientel. Soziale Arbeit verfolgt hierbei einen 
eigenen Anspruch und gleicht gesellschaftliche Ungerech-
tigkeiten und Benachteiligungen aus. Um diesen Auftrag 
erfüllen zu können, müssen sich Sozialarbeiterinnen und 
Sozialarbeiter neuen Herausforderungen stellen.40

Durch die Einführung ökonomischer Prinzipien werden 
Fachkräfte der Sozialen Arbeit vielfältig in der Erfüllung 
ihrer Aufgaben beeinflusst und müssen mit neuen He-
rausforderungen und Rahmenbedingungen umgehen. 
Daraus ergeben sich verschiedene Spannungsfelder in der 
Praxis, wodurch die Anwaltschaft Sozialer Arbeit erschwert 
wird.41

Dahme und Wohlfahrt weisen darauf hin, dass die Refor-
men des Sozialstaats der 1990er-Jahre eine Markt- und 
Wettbewerbsorientierung verfolgten und die Öffnung 
des Marktes für private Leistungserbringer zum Ziel hat-
te. Hierdurch sollten (Personal-)Kosten eingespart und 
Leistungen gekürzt werden.42 Durch politisch veränderte 
Gesetzesgrundlagen und Vorschriften, die mit der Ökono-
misierung einhergehen, wurde das Vergabeverfahren für 
Maßnahmen im SGB II- und SGB III-Rechtskreis in der Pra-

39)	 Boecker (Fußn. 4), S. 206 ff.; Hielscher, V./Nock, L./Kirchen-Peters, S./Blass, K.: 
Zwischen Kosten, Zeit und Anspruch. Das alltägliche Dilemma sozialer Dienstleis-
tungsarbei, Wiesbaden 2013, S. 13.	

40)	 Hielscher/Nock/Kirchen-Peters/Blass (Fußn. 43).
41)	 U. a. Wöhrle et al. (Fußn. 1); Grunwald, K./Langer, A. (Hrsg.): Sozialwirtschaft. 

Handbuch für Wissenschaft und Praxis, Baden-Baden 2018.
42)	 Dahme/Wohlfahrt (Fußn. 7), S. 17 f.
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xis der Sozialen Arbeit verankert. Die Auswirkungen dieser 
politischen Entscheidungen sind weitreichend und führen 
zu erheblichen Spannungsfeldern, wie die empirischen 
Ergebnisse unserer Studie aufzeigen konnten.

Die Begrenzung öffentlicher Mittel und das Vergabever-
fahren fordern wirtschaftlich verantwortungsbewusstes 
Handeln sozialer Organisationen. Grundsätzlich steht der 
Gedanke dahinter, dass Kosten durch eine effektive sowie 
effiziente Leistungs- und Angebotskalkulation seitens 
der Leistungserbringer reduziert werden. Dazu treten an 
der Ausübung interessierte Organisationen miteinander 
in einen Wettbewerb, was ein Konkurrenzdenken unter-
einander hervorruft. Dieser Konkurrenzdruck führt aber 
dazu, dass soziale Organisationen sich mit dem Ange-
botspreis gegenseitig soweit unterbieten, dass professi-
onelles Handeln verloren geht (K3) und eine qualitative 
Leistungserbringung kaum noch möglich ist.43 Qualifi-
ziertes Fachpersonal stellt einen großen Kostenpunkt für 
Organisationen der Sozialen Arbeit, auch im Bereich beruf-
licher Eingliederungshilfe, dar. Wer an dieser Stelle Kosten 
spart, begünstigt Lohndumping und prekäre Arbeitsplätze. 
Durch die Kürze der Laufzeiten von Ausschreibungen (zu-
meist auf ein bis zwei Jahre) sind soziale Organisationen 
einem erhöhten Risiko ausgesetzt. Dieses Risiko wird in 
der Folge auf die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
abgewälzt, indem sie sich nicht langfristig an das Personal 
binden. Vermehrte Personalwechsel stehen indes konträr 
einer qualitativ hochwertigen Leistungserbringung ent-
gegen. Auch die Bindungen zur Klientel werden durch 
schnelle und viele Fluktuationen des Personals be- bzw. 
verhindert.44 Dies zeigen auch die empirischen Ergebnisse 
unserer Studie. So wird Personal parallel in mehreren Maß-
nahmen eingesetzt und Fachkräfte Sozialer Arbeit erleben 
nicht zuletzt eine starke Verdichtung ihrer Arbeitsinhalte. 
„Sie brauchen einfach nur Personal, dann müssen sie die 
nur schlecht genug bezahlen, dann kriegen sie den [Zu-
schlag] auch. […] [Das Personal wird] von ihren Träger[n] 
verheizt“, so K2 in seinem Interview.

Werden Ausschreibungen verloren, kann dies das Ende 
einer sozialen Organisation bedeuten. Ausschreibungen 
müssen also gewonnen werden, auch wenn das bedeutet, 
dass regionale Strukturen und Netzwerke dadurch auf-
reißen. Leistungserbringer können unter Umständen kein 
ganzheitliches Leistungsangebot mehr für ihre Klientel 
anbieten, und diese werden somit der Gefahr ausgesetzt, 
dass sie für verschiedene Problemlagen zu unterschiedli-
chen Leistungserbringern geschickt werden bzw. gehen 
sollen (K3). So weist auch Finis Siegler darauf hin, dass der 
Markt seinen Koordinierungsmechanismus nicht ausrei-
chend erfüllt, wenn es um die Bedürfnisse und Wünsche 
der Klientel geht.45 Die Klientel ist bei einem Wechsel 

des Leistungserbringers außerdem gezwungen, gewohnte 
Strukturen zu verlassen, sich veränderten Bedingungen er-
neut anzupassen und bei einem anderen Leistungserbrin-
ger neu anzufangen. Bei einem „unfreiwilligen“ Wechsel 
schürt dies bei der Klientel Unsicherheiten bis hin zu 
Existenzängsten (K1). Ihre individuelle Meinung und per-
sönlichen Erfahrungen mit einer Maßnahme finden durch 
das Bewertungssystem einer Neuausschreibung keinerlei 
Berücksichtigung.46

Qualität, Erfolg und Wirksamkeit sozialer Dienstleistungen 
lassen sich anhand unterschiedlicher Kriterien messen.47 
Da auf der Seite des Leistungsträgers zumeist Mitarbei-
tende aus der Verwaltung vorgehalten werden, welche 
die Besonderheiten sozialpädagogischer Dienstleistungs-
erbringung nicht verstehen, besteht eine besondere He-
rausforderung im Nachweis von Qualität und Wirkung. 
Erschwerend kommt für die Soziale Arbeit hinzu, dass sie 
versucht, den Logiken der anderen Akteure48 gerecht zu 
werden, weil diese sich sonst abwenden würden. Dadurch 
vernachlässigen soziale Organisationen jedoch ihre eige-
nen Ziele und Leitbilder.49 Dies bleibt nicht ohne Folgen für 
die Fachkräfte Sozialer Arbeit. So stellt K2 dazu treffend 
fest: „Wenn man dann sieht, wir sollen uns selbst um 
Menschen kümmern, die ohne Arbeit sind, beschäftigen 
dann aber Menschen, denen wir selbst solche Perspektiven 
nicht bieten können, weil diese Projekte auch so angelegt 
sind. Das ist ein Widerspruch in sich.“ Dies zeigt, in wel-
che moralische Bedrängnis soziale Organisationen durch 
die Schaffung eines künstlichen Markts geraten sind. Dass 
dies weitreichende Folgen für das Selbstverständnis Sozi-
aler Arbeit und professionellen Handelns aufwirft, ist im 
wissenschaftlichen Diskurs keine neue Erkenntnis und in 
der Praxis tägliches Erleben.

Umso wichtiger sind die kontinuierlichen Bemühungen, 
den eigenen Professionsbegriff zu schärfen und eigene 
Haltungen deutlich zu machen.  

 

43)	 Albert, M.: Soziale Arbeit im Wandel. Professionelle Identität zwischen Ökonomi-
sierung und ethischer Verantwortung, Hamburg 2006, S. 91; Hielscher et al. (Fußn. 
43), S. 241 ff.; Koslowski (Fußn. 22), S. 230.

44)	 Boecker (Fußn. 4), S. 114; Albert (Fußn. 47), S. 99 ff.; Wöhrle (Fußn. 2), S. 21.
45)	 Finis Siegler (Fußn. 18), S. 157.
46)	 Finis Siegler (Fußn. 18), S. 97 f.
47)	 Boecker/Weber (Fußn. 20); Borrmann, S./Thiessen B. (Hrsg.): Wirkungen Sozialer 

Arbeit. Potentiale und Grenzen der Evidenzbasierung für Profession und Disziplin, 
in: Theorie, Forschung und Praxis der Sozialen Arbeit, Band 12, Opladen, Berlin 
2016.

48)	 Wendt, W. R.: Organisation und Management vor Fachlichkeit und Methode in der 
Sozialen Arbeit, in: Wöhrle, A./Fritze, A./Prinz, T./Schwarz, G. (Hrsg.): Sozialma-
nagement – Eine Zwischenbilanz, Wiesbaden 2017, S. 12 ff.

49)	 Dahme/Wohlfahrt (Fußn. 19), S. 65 f.; Finis Siegler (Fußn. 18), S. 127.
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1.	 Einleitung

Der vorliegende Artikel basiert auf einer explorativen 
Kurzstudie, die darauf abzielte, die spezifischen Bedarfe 
von Alleinerziehenden in prekären Lebenslagen in Berlin 
zu erheben. Die quali-
tative Studie wurde im 
Jahr 2019 im Auftrag 
der Berliner Landeskom-
mission zur Prävention 
von Kinder- und Fami-
lienarmut durchgeführt. 
Ein ausführlicher Bericht 
liegt vor.1 Ein wesent-
liches Ziel der Landes-
kommission zur Präven-
tion von Kinder- und Fa-
milienarmut ist es, eine 
gesamtstädtische Strate-
gie dafür zu entwickeln, 
wie das Armutsrisiko 
von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien in Berlin 
verringert werden kann und wie arme Familien und ihre 
Kinder besser unterstützt werden können.

Ein besonderer Fokus liegt hierbei auf der Situation Allein-
erziehender. Berlin wird aufgrund seines überproportional 
hohen Anteils an Alleinerziehenden verschiedentlich als 
„Hauptstadt der Alleinerziehenden“ bezeichnet.2 Mehr 
als ein Viertel aller Familien mit minderjährigen Kindern 
in Berlin sind Ein-Eltern-Familien (Stand: 2018: 26,3 %). 
Etwas über 85 % der Alleinerziehenden sind Frauen und 
etwa 30 % der Alleinerziehenden haben einen Migrati-
onshintergrund.

Rund 143.000 Alleinerziehende gab es im Jahr 2018 in 
Berlin, davon 95.000 Alleinerziehende mit minderjährigen 
Kindern. Im Hinblick auf soziodemografische Merkmale 
zeigen sich nur geringfügige Unterschiede3 zwischen Al-
leinerziehenden und anderen Eltern mit Kindern unter 18 
Jahren im Haushalt.4

Zwar stieg die Erwerbstätigenquote Alleinerziehender in 
Berlin kontinuierlich an und lag im Jahr 2018 bei 71,1 %.5 

Ein hoher Anteil von ihnen ist jedoch teilzeitbeschäftigt 
(38 %). Die Erwerbslosenquote ist überdurchschnittlich 
hoch und liegt bei 10,9 %.6 Ein hoher Anteil der im 
Jahresdurchschnitt 2018 gemeldeten 13.296 alleinerzie-
henden Arbeitslosen (Bestandszahlen) ist im Rechtskreis 

SGB II (87,7 %) regist-
riert, lediglich 12,3  % im 
Rechtskreis SGB III. Be-
trachtet man die Allein-
erziehenden im Leis-
tungsbezug des SGB II, 
so beziehen 60,6 % 
SGB II-Leistungen bereits 
48 Monate und länger.7

Im Jahresdurchschnitt 
bezogen 2018 in Berlin 
45.423 erwerbsfähige 
Alleinerziehende Leis-
tungen nach dem SGB II. 
Davon waren aber nur 

28,5 % arbeitslos gemeldet. Daran wird ersichtlich, dass 
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die finanzielle Situation von Alleinerziehenden über-
durchschnittlich häufig kritisch ist. Knapp die Hälfte aller 
Alleinerziehenden in Berlin (47 %) ist auf Leistungen nach 
dem SGB II angewiesen. Demgegenüber erhält jede fünfte 
Paarfamilie mit Kind(-ern) Leistungen nach dem SGB II.8

Alleinerziehende zählen zu den besonders armutsgefähr-
deten Personengruppen. In Berlin lag die Armutsrisiko-
quote Alleinerziehender im Jahr 2014 bei 21,4 %.9 Gründe 
hierfür liegen darin, dass nur eine Person erwerbstätig sein 
kann und Alleinerziehende aufgrund des zeitlichen Betreu-
ungsaufwands dem Arbeitsmarkt oft nur eingeschränkt 
zur Verfügung stehen. Hinzu kommt, dass überwiegend 
Frauen alleinerziehend sind und frauentypische Branchen 
mit geringen Löhnen einhergehen.10 Oftmals sind Al-
leinerziehende zudem mit steigenden Kosten nach einer 
Trennung oder Scheidung und fehlenden Kinderbetreu-
ungsmöglichkeiten konfrontiert.

Gleichzeitig gibt es eine Vielzahl von Leistungen, mit 
denen Alleinerziehende unterstützt werden (können). 
Im Rahmen einer Evaluation von Prognos11 wurden al-
lein über 150 verschiedene familienpolitische Leistungen 
aufgeführt, von denen eine Vielzahl für die Gruppe der 
Alleinerziehenden von Relevanz sind. Zu den im Rahmen 
dieser Evaluation gelisteten Leistungen12 kommen weitere, 
regional unterschiedlich gestaltete Leistungen und Ange-
bote hinzu, beispielsweise kommunale Leistungen oder 
Beratungsangebote.

Alleinerziehende haben neben einem erhöhten Armuts-
risiko oftmals mit weiteren Herausforderungen im Span-
nungsfeld der Verantwortung für die Kinder und der 
Probleme des Alltags zu kämpfen. Zu Aspekten der Ar-
beitsmarktintegration und Arbeitsmarktorientierung und 
insbesondere zur Situation von Alleinerziehenden im 
SGB  II kann dabei durchaus auf vielfältige Forschung zu-
rückgegriffen werden.13 Im Hinblick auf Themen wie All-
tagsorganisation, die Situation auf dem Arbeitsmarkt oder 
soziale Kontakte gibt es jedoch noch Forschungsbedarf.14

2.	 Methodisches Vorgehen

Die Studie verfolgte das Ziel, spezifische Bedarfe und 
Problemlagen von Alleinerziehenden in prekären Lebens-
lagen in Berlin explorativ zu erfassen. Ebenso sollten die 
Strategien, die die Betroffenen im Umgang mit prekären 
Lebenslagen entwickeln, untersucht werden. Darüber 
hinaus sollten die Bedarfe der Betroffenen mit der Ange-
botslandschaft in Berlin abgeglichen werden und eruiert 
werden, ob die vorhandenen Angebote adäquat bei der 
Zielgruppe ankommen. Um diesen Forschungszielen ge-
recht zu werden, wurde ein qualitatives Erhebungsdesign 
entwickelt, das einerseits die Zielgruppe und andererseits 
die „Expertenlandschaft“ eng einbezog.

In einem ersten Schritt wurde eine umfangreiche Litera-
turanalyse vorgenommen, um einen Überblick über den 
Forschungsstand zu spezifischen Bedarfen von Alleinerzie-
henden in prekären Lebenslagen zu gewinnen. Anschlie-
ßend wurden leitfadengestützte Experteninterviews ge-

führt. Die Auswahl der Interviewpartnerinnen und -partner 
für die Experteninterviews erfolgte in einem zirkulären Pro-
zess. Frühe Interviewpartnerinnen und -partner benannten 
weitere potenzielle Gesprächspartner aus anderen Institu-
tionen. Im Rahmen der Studie wurde mit Vertreterinnen 
aus 13 Institutionen in Berlin gesprochen, die sich mit 
ihren (Beratungs-)Angeboten (auch) an die Zielgruppe von 
Alleinerziehenden richten. Die problemzentrierten Einzel- 
und Gruppeninterviews wurden zwischen Mitte Dezember 
2018 und Mitte März 2019 durchgeführt, anschließend 
transkribiert und mit der Methode der qualitativen Inhalts-
analyse ausgewertet.

Des Weiteren fanden 15 qualitative Interviews mit Alleiner-
ziehenden in Berlin zwischen Mitte Februar und Mitte April 
2019 statt. Ziel war es, für die Studie alleinerziehende 
Mütter und Väter zu gewinnen, die sich in prekären Le-
benslagen befinden. Es ist dabei jedoch zu beachten, dass 
die Definition von „prekärer Lebenslage“ nicht eng an ei-
ner finanziellen Komponente ausgerichtet wurde, sondern 
alle Lebensbereiche umfassen konnte (z.B. Gesundheit, 
Wohnen). Für die Rekrutierung der Alleinerziehenden 
wurden zwei Wege gewählt. Zum einen wurden die Or-
ganisationen, mit denen die Experteninterviews geführt 
worden waren, darum gebeten, ein Informationsblatt 
und einen Aufruf zur Teilnahme an der Studie über ihre 
Verteiler weiterzugeben. Zum anderen wurde die Bitte zur 
Teilnahme auch über Facebook-Seiten geteilt, die sich an 
Alleinerziehende in Berlin richten.

Insgesamt konnten 14 Frauen und ein Mann im Alter zwi-
schen 32 und 55 Jahren für die Studie gewonnen werden. 

  8)	 Vgl. Stellungnahme der Landeskommission zur Prävention von Kinder- und Famili-
enarmut vom 9. November 2018, Berlin, S. 1.

  9)	 Vgl. Abgeordnetenhaus Berlin: Strategie zur Bekämpfung von Kinderarmut und 
Verbesserung gesellschaftlicher Teilhabechancen in Berlin, Drucks. 17/3129, S. 4.

10)	 Vgl. Asmus, A./Pabst, F.: Armut Alleinerziehender, in: Der Paritätische Gesamtver-
band (Hrsg.): Menschenwürde ist Menschenrecht. Bericht zur Armutsentwicklung 
in Deutschland 2017, Berlin 2017, https://www.isl-ev.de/attachments/artic-
le/1726/armutsbericht-2017_aktuell.pdf; letzter Aufruf: 3. April 2019, S. 22 f.

11)	 Prognos: Gesamtevaluation der ehe- und familienpolitischen Maßnahmen und 
Leistungen in Deutschland. Endbericht an das Bundesministerium der Finanzen 
und das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Berlin 2014.

12)	 „In dem Tableau enthalten sind Maßnahmen aufgrund bundes- oder landesgesetz-
licher Regelungen im Steuer- und Sozialrecht, die an das Vorhandensein eines 
Kindes, an Schwangerschaft und Mutterschaft oder an die Eltern-Kind-Beziehung 
anknüpfen, sowie ausschließlich ehebezogene Leistungen, die einen engen Bezug 
zu Erziehung und Betreuung von Kindern haben und materiell für Familien rele-
vant sind.“ (Prognos [Fuß. 11], S. 3).

13)	 Vgl. beispielsweise Achatz, J./Hirseland, A./Lietzmann, T./Zabel, C.: Alleinerziehen-
de Mütter im Bereich des SGB II. Eine Synopse empirischer Befunde aus der 
IAB-Forschung, in: IAB-Forschungsbericht 8/2013, Nürnberg: Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung; Bartelheimer, P./Henke, J./Marquardsen, K./Schelkle, 
B./Schwarze, H.: IBA – Integriertes Beratungsangebot für Alleinerziehende. For-
schungsbericht, Göttingen 2015; IAQ/FIA/GendA: Bewertung der SGB II-Umset-
zung aus gleichstellungspolitischer Sicht, Abschlussbericht für das Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales, Forschungsbericht 396, Duisburg, Berlin und Marburg 
2009; Kull, S./Riedmüller, B.: Auf dem Weg zur Arbeitsmarktbürgerin? Neue Kon-
zepte der Arbeitsmarktpolitik am Beispiel alleinerziehender Frauen, Berlin 2007; 
Schwarzkopf, M.: Doppelt gefordert, wenig gefördert. Alleinerziehende Frauen in 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende, Berlin 2009; Zabel, C.: Beschäftigungswir-
kung von Maßnahmen im SGB II: Alleinerziehende profitieren am meisten von 
Weiterbildung. IAB-Kurzbericht 2012, S. 12.

14)	 Vgl. aber beispielsweise Heintz-Martin, V. K./Langmeyer A. N.: Economic Situation, 
Financial Strain and Child Wellbeing in Stepfamilies and Single-Parent Families in 
Germany, Journal of Family and Economic Issues (2019), https://doi.org/10.1007/
s10834-019-09653-z; Zagel, H.: Alleinerziehen im Lebensverlauf. Familiendynami-
ken und Ungleichheit im Wohlfahrtsstaat, Wiesbaden 2018; Rattay, P./v. d. Lippe, 
E./Borgmann, L.-S./Lampert, T.: Gesundheit von alleinerziehenden Müttern und 
Vätern in Deutschland, Journal of Health Monitoring 4 (2) 2017.
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Ihre Bildungs- und Berufsbiografien unterschieden sich 
ebenso voneinander wie ihre aktuelle Lebenssituation. Die 
Anzahl der Kinder der Befragten reichte von einem Kind 
bis zu drei Kindern und diese waren zwischen sieben Mo-
naten und 22 Jahre alt. Es ist zu beachten, dass die Befrag-
ten zwar in unterschiedlichen Bezirken Berlins leben, aber 
aufgrund der qualitativen Ausrichtung der Studie nicht 
alle Bezirke abgedeckt werden konnten. Die Interviews 
mit den Alleinerziehenden wurden an einem Ort durchge-
führt, den sie sich selbst aussuchen konnten. Im Anschluss 
wurden die Interviews transkribiert und ebenfalls anhand 
der qualitativen Inhaltsanalyse ausgewertet.

Grundsätzlich ist zu beachten, dass die Studie keinen 
Anspruch auf Repräsentativität erhebt. Vielmehr sollten 
die qualitativen Interviews einen Einblick in die Problem-
lagen und Bedarfe von Alleinerziehenden in Berlin geben. 
Anhand der qualitativen Interviews konnten vielfältige 
Hinweise auf Optimierungsbedarfe hinsichtlich der Ange-
botslandschaft und Unterstützungsstrukturen gewonnen 
werden.

3.	 Ergebnisse

Im Rahmen der Studie wurden in den durchgeführten In-
terviews viele Themengebiete angesprochen. Dazu zählen 
finanzielle Unterstützungsleistungen, Konflikte um Um-
gangsregeln und Sorgerecht, die Betreuung der Kinder, 
die Integration in den Arbeitsmarkt, soziale Netzwerke, 
Gesundheit und Wohnen sowie die Frage der Transparenz, 
Qualität und räumlichen Entfernung von Angeboten. Der 
vorliegende Artikel beschränkt sich auf eine Auswahl der 
Themengebiete, die sich im Rahmen der Interviews als 
zentrale Herausforderungen für die befragten Alleinerzie-
hende herausgestellt haben.

Finanzielle Unterstützungsleistungen

Finanzielle Probleme oder zumindest (teils erhebliche) 
finanzielle Einschränkungen stellten für alle 15 befragten 
Alleinerziehenden eine große Herausforderung dar. Auf-
grund ihrer Familienkonstellation kann nur eine Person 
erwerbstätig sein, und das aufgrund der Kinderbetreuung 
oftmals auch nur eingeschränkt. Zum Zeitpunkt der In-
terviews waren 12 der 15 befragten Alleinerziehende auf 
sozialstaatliche Leistungen in Form von Arbeitslosengeld II, 
Unterhaltsvorschuss angewiesen oder erhielten Elterngeld. 
Eine Befragte bezog Arbeitslosengeld I.

Den Unterhaltsvorschuss bekam ein Drittel der befragten 
Alleinerziehenden, in der Regel waren die Väter unter-
haltssäumig. Die Reform des Unterhaltsvorschusses zum 
1. Juli 2017 führte durch die Aufhebung der Altersgren-
ze und der Höchstleistungsdauer zu einer Erweiterung 
des Bezugskreises. Zum Zeitpunkt der Interviews gab es 
allerdings auch Verliererinnen der Reform. Vor allem Ge-
ringverdienende konnten in die Situation kommen, dass 
der Unterhaltsvorschuss auf Kinderzuschlag, Wohngeld 
oder Leistungen nach dem Bildungs- und Teilhabepaket 
(BuT) anspruchsmindernd wirkte. So wurde der Unter-
haltsvorschuss beispielsweise voll auf den Kinderzuschlag 
angerechnet, was zu einem Wegfall der Leistung führen 

konnte. Mit dem Starke-Familien-Gesetz, das seit dem 1. 
Juli 2019 in Kraft ist, wurde eine Anpassung vorgenom-
men. Der Unterhaltsvorschuss wird beim Kinderzuschlag 
als Einkommen des Kindes nicht mehr voll, sondern nur 
noch zu 45 % angerechnet.

Von den befragten Alleinerziehenden bezogen etwa 
ein Drittel Arbeitslosengeld II, die Mehrzahl von ihnen 
aufstockend zum Arbeitseinkommen. An den Bezug von 
Arbeitslosengeld II sind weitere Unterstützungsleistungen 
geknüpft, wie beispielsweise die Leistungen für Bildung 
und Teilhabe (BuT) und diverse weitere Vergünstigungen 
für Kinder und Eltern in Berlin (z.B. durch den berlinpass). 
Dies hat zur Konsequenz, dass mit geringen Verbesse-
rungen des Einkommens aus Berufstätigkeit der Verlust 
diverser Unterstützungsleistungen einhergehen kann.15 
An dieser Stelle des Sozialleistungssystems werden Anrei-
ze gesetzt, im Leistungsbezug zu verbleiben. So äußerten 
einige der Befragten, dass sie sich genau überlegen müss-
ten, inwieweit sich eine Arbeitsaufnahme oder eine Erhö-
hung der Arbeitszeit auf die finanzielle Situation auswirkt, 
wenn gleichzeitig Vergünstigungen wie beispielsweise die 
Erstattung der GEZ oder der berlinpass wegfallen. Einzel-
ne Befragte machten die Erfahrung, dass sie dann in der 
Summe schlechter dastanden als zu Zeiten, in denen sie 
SGB II-Leistungen erhielten.

Die Mehrzahl der Kinder der befragten Alleinerziehenden 
hatte aktuell oder in der Vergangenheit Anspruch auf 
Leistungen des Bildungs- und Teilhabepaketes. Dennoch 
zeigten die Interviews auf, dass nicht alle Teilleistungen 
des Pakets allen bekannt waren. Hingewiesen wurde auch 
darauf, dass die Antragstellung sehr kompliziert sei und 
teilweise als stigmatisierend empfunden wurde. Finanzi-
ell sei die Leistung oftmals wenig lohnenswert. Mit dem 
Starke-Familien-Gesetz wurden zum 1. August 2019 die 
Leistungen angehoben und die Beantragung vereinfacht. 
Inwiefern diese Veränderungen zu einer spürbaren Entlas-
tung der Alleinerziehenden geführt haben, kann aufgrund 
des späteren Zeitpunktes der Reformen anhand dieser 
Studie nicht aufgezeigt werden.

Eltern, die zwar ihren eigenen Bedarf durch Erwerbsein-
kommen bestreiten können, aber nicht über die Mittel ver-
fügen, um den Bedarf der Kinder zu decken, können den 
Kinderzuschlag beantragen. Zwar ist der Kinderzuschlag 
aufgrund der Regelungen zur Einkommensanrechnung 
bislang nur für eine kleinere Gruppe von Alleinerziehen-
den von Relevanz,16 aber unsere Interviews lassen vermu-
ten, dass er nur wenigen potenziellen Empfängerinnen 
und Empfängern bekannt ist.

Elterngeld bezogen zum Zeitpunkt des Interviews vier 
Alleinerziehende. Sehr häufig wurde Kritik an dem Antrag 
geäußert, der als sehr komplex empfunden wurde. Darü-
ber hinaus wurde berichtet, dass eine externe Beratung bei 
Beratungsstellen in Anspruch genommen werden musste, 

15)	 Vgl. Achatz u.a. (Fußn. 13), S. 36 f.
16)	 Vgl. Lenze, A.: Alleinerziehende unter Druck. Rechtliche Rahmenbedingungen, fi-

nanzielle Lage und Reformbedarf. Studie im Auftrag der Bertelsmann Stiftung, 
Gütersloh 2014, S. 71.
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aber auch diese nicht in allen Fällen weiterhelfen konnten. 
Zudem sei die Bearbeitungsdauer bei der Bewilligung der 
Anträge sehr lang. Dies bestätigten auch die befragten 
Expertinnen.

Grundsätzlich wurde anhand der Interviews ersichtlich, 
dass sowohl die befragten Expertinnen als auch die 
Alleinerziehenden die unterschiedlichen Leistungen als 
sehr unübersichtlich beschrieben. Es sei sehr schwierig, 
sich darin zurechtzufinden, und als problematisch wurde 
empfunden, dass es keinen übergreifenden Akteur gibt, 
der über alle potenziell in Frage kommenden Leistungen 
berät. In der Regel würde jede Institution nur über die 
eigenen Leistungen und Angebote informieren, was dazu 
führt, dass die Betroffenen oftmals weite Wege zwischen 
den verschiedenen Behörden in Anspruch nehmen müss-
ten. Darüber hinaus hätten sich viele Beratungen zu Un-
terstützungsleistungen als unvollständig oder fehlerhaft 
erwiesen. Vor diesem Hintergrund sind Initiativen wie die 
des VAMV (Verband alleinerziehender Mütter und Väter), 
der mittlerweile eine Broschüre für Alleinerziehende sowie 
eine Handreichung für die Beratung erstellt hat, in denen 
aufgezeigt wird, welche Leistungen für Alleinerziehende 
mit kleinem Einkommen zur Verfügung stehen und welche 
Leistungen vorrangig sind, sehr positiv zu sehen.17

Betreuung der Kinder

Ein weiteres zentrales Thema stellte für alle befragten Al-
leinerziehenden die Kinderbetreuung dar, da an sie sowohl 
Möglichkeiten der Erwerbsarbeit als auch Freizeit(-aktivi-
täten) und Regeneration geknüpft sind. Trotz des Rechts-
anspruchs auf einen Kinderbetreuungsplatz oder die Be-
treuung durch eine Tagesmutter ab dem ersten Lebensjahr 
stellt die entsprechende Unterbringung der Kinder für 
viele der Alleinerziehenden eine große Herausforderung 
dar. Auch wenn es unter den Alleinerziehenden Personen 
gab, die relativ schnell einen Platz für ihre Kinder bekamen 
(oftmals Frauen mit älteren Kindern), war die Mehrzahl mit 
massiven Problemen und Ängsten konfrontiert. Sie berich-
teten über lange Wartelisten und die Herausforderung, 
sich bei mehreren Kitas bewerben zu müssen. Insbesonde-
re die Ungewissheit, ob zu dem benötigten Zeitraum ein 
Platz frei werden wird, führte bei vielen von ihnen zu der 
Sorge, dass sie nicht zu der vereinbarten Zeit in ihren Job 
zurückkehren bzw. eine Arbeit aufnehmen können.

Unterstützung bei der Kitasuche oder einem freien Platz 
bei einer Tagesmutter erhielten die befragten Alleinerzie-
henden mehrheitlich von Freunden oder Bekannten. Von 
den Jugendämtern fühlten sie sich diesbezüglich hingegen 
häufig alleingelassen, wenngleich es auch vereinzelt Un-
terstützung gab.

Neben der Herausforderung, einen geeigneten Kita- oder 
Hortplatz zu erhalten, stellt die Frage der Kinderbetreu-
ung grundsätzlich ein Thema dar, mit der sich alle Allein-
erziehenden beschäftigen müssen. Von den Befragten 
hatte die Mehrheit keine Familie in Berlin und nicht alle 
können auf ein soziales Netzwerk zurückgreifen, das sie 
diesbezüglich unterstützt. Einzelne Befragte deckten Be-
treuungszeiten über Babysitter ab, für die meisten stellte 

dies aber keine Option dar, da sie die Kosten hierfür nicht 
tragen konnten.

Grundsätzlich stehen für Personen, die aufgrund ihrer Ar-
beitszeiten eine Betreuung der Kinder über die Kita-/Hort-
zeiten hinaus benötigen, verschiedene Möglichkeiten zur 
Verfügung, wie beispielsweise das öffentlich geförderte 
Projekt MoKiS (Mobiler Kinderbetreuungsservice für Eltern 
mit besonderen Arbeitszeiten), die flexible Kinderbetreu-
ung18 oder auch die kitaergänzende Betreuung durch Kin-
dertagespflege. Die Grundproblematik ist, dass zum einen 
die Bedarfe häufig nicht gedeckt werden können oder 
keine Betreuungspersonen zur Verfügung stehen. Zum 
anderen werden viele Alleinerziehende nicht über diese 
Möglichkeiten informiert. So gab von Seiten der Befragten 
nur eine Frau an, die kitaergänzende Betreuung durch Kin-
dertagespflege in Anspruch zu nehmen. Auch sie war erst 
nach langer Suche darauf aufmerksam gemacht worden.

Gesundheit

Die schwierige finanzielle Situation von vielen Alleinerzie-
henden sowie die Doppelbelastung durch Erwerbstätigkeit 
und alleiniger Verantwortung für die Kinder stellen Belas-
tungsfaktoren dar, die sich gesundheitlich negativ auswir-
ken können. Weitere Stressfaktoren, wie beispielswiese 
Konflikte mit dem ehemaligen Partner bzw. der ehemali-
gen Partnerin, können dies noch verstärken.

Das Thema Gesundheit wurde in den Interviews sehr häu-
fig von den Alleinerziehenden angesprochen. Sie berichte-
ten von Phasen, in denen sie gesundheitlich stark belastet 
waren und mit Erschöpfungszuständen, Depressionen, 
Ängsten und Gefühlen der Überforderung konfrontiert 
waren. Aber auch körperliche Probleme waren durch die 
hohen Belastungen, denen sie als Alleinerziehende ausge-
setzt sind, und den geringen Zeitressourcen, die ihnen für 
Entspannung und Bewegung zur Verfügung stehen, nicht 
selten. Dies stützt die Ergebnisse einer Studie des VAMV,19 
die ebenfalls aufzeigt, dass neben Arbeit, Haushalt und 
Zeit für das Kind/die Kinder keine Zeit für Bewegung und 
Entspannung vorhanden ist (83 %) oder die Kinderbetreu-
ung fehlt (60 %). Die befragten Alleinerziehenden und die 
Expertinnen in dieser Studie äußerten vielfach den Wunsch 
nach präventiven Entlastungsangeboten, die sich jedoch 
an den Bedarfen der Alleinerziehenden orientierten müss-
ten, wie beispielsweise Kursangebote, die eine parallele 
Kinderbetreuung anbieten.

Als besonders belastend erlebten die befragten Allein-
erziehende Situationen, in denen sie aufgrund einer 
schwereren Erkrankung die Kinderbetreuung nicht mehr 
selbst sicherstellen konnten und nicht in der Lage waren, 
ihr Kind/ihre Kinder ausreichend zu versorgen. Fehlt es an 
einem sozialen Netzwerk, das Hilfestellung anbieten kann, 

 

17)	 https://www.vamv.de/uploads/media/VAMV_Broschuere_Kleines_Einkommen_FI-
NAL_2020.pdf; https://www.vamv.de/uploads/media/VAMV_Broschuere_Klei-
nes_Einkommen_Berater-FINAL_2020.pdf

18)	 In Lichtenberg gibt es beispielsweise ein entsprechendes Projekt, das neben der 
flexiblen Kinderbetreuung außerhalb der Kitaöffnungszeiten auch Abhol- und 
Bringdienste zur Verfügung stellt oder auch die Betreuung zuhause.

19)	 VAMV (Verband alleinerziehender Mütter und Väter): Alleinerziehend und gesund 
sein?! Wissenswertes zum Thema Gesundheitsförderung, Berlin 2018.
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kommen die Alleinerziehenden an ihre Belastungsgrenzen. 
Zwar besteht in solchen Fällen nach § 38 SGB V die Mög-
lichkeit einer Haushaltshilfe und der Betreuung der Kinder, 
aber die Antragstellung und das vorgesehene Verfahren 
wurden als unflexibel und als große Hürde wahrgenom-
men. So machte beispielsweise eine der Befragten deut-
lich, dass es bei einer schwereren Erkrankung fast nicht 
leistbar sei, eine entsprechende Bescheinigung beim Arzt 
zu holen, den Antrag auszufüllen und bei der Kranken-
kasse einzureichen und sich im Anschluss daran um die 
Organisation der entsprechenden Dienste zu kümmern.

Bei einzelnen Befragten haben Überlastungssituationen 
und das Auf-sich-allein-gestellt-Sein auch zeitweise zu 
dem Gefühl geführt, nicht mehr für das Wohlergehen 
ihres Kindes/ihrer Kinder ausreichend sorgen zu können. 
Den Gang zum Jugendamt haben sie dennoch vermieden, 
aus Sorge, dass dies mit negativen Folgen verknüpft sein 
könnte. Von Seiten der befragten Expertinnen wurde 
darauf hingewiesen, dass es deshalb immens wichtig sei, 
entsprechende Befürchtungen abzubauen und niedrig-
schwellige Angebote zur Verfügung zu stellen. Des Weite-
ren seien verstärkt proaktive Hilfen von Seiten der verant-
wortlichen Institutionen notwendig, um die betroffenen 
Alleinerziehenden in der komplexen Angebotslandschaft 
und den teils intransparenten Hilfestrukturen nicht alleine 
zu lassen.

Transparenz, Qualität und räumliche Entfernung 
von Angeboten

Im Rahmen der Studie sollte auch der Frage nachgegangen 
werden, wie die Angebotsstruktur für Alleinerziehende in 
Berlin zu bewerten sei und ob die Angebote die Bedarfe 
decken. Auch wenn sich die Angebotslandschaft in Berlin 
zwischen den Bezirken unterscheidet, ist festzuhalten, 
dass es in Berlin grundsätzlich keine bzw. kaum Angebots-
lücken gibt. Es sind zahlreiche Informations-, Beratungs-, 
Freizeit- und Unterstützungsangebote für Alleinerziehende 
vorhanden.

Die Problematik liegt vielmehr in der zersplitterten An-
gebotslandschaft, die dazu führt, dass die vorhandenen 
Angebote wenig transparent sind. So wurde in den 
Interviews immer wieder deutlich, dass es für Alleinerzie-
hende schwierig ist, sich in dem unübersichtlichen Un-
terstützungssystem zurechtzufinden und es einen hohen 
Rechercheaufwand erfordert, um Kenntnis von Angeboten 
zu erhalten. Darüber hinaus führt die zersplittere Ange-
botslandschaft auch dazu, dass Alleinerziehende häufig 
weitere Wege auf sich nehmen müssen, da die Angebote 
räumlich weit voneinander entfernt sind. Dies birgt die 
Gefahr, dass Alleinerziehende „verloren“ gehen oder auf-
geben, da sie sich überfordert fühlen. Die unterdessen in 
einzelnen Bezirken etablierten Netzwerkkoordinationsstel-
len („Anlaufstellen für Alleinerziehende“) und die eben-

falls etablierte Gesamtkoordination sehen es deshalb als 
einen wichtigen Auftrag an, die Unterstützungslandschaft 
für Ratsuchende transparenter zu machen.

Zudem verwiesen die befragten Alleinerziehenden auch 
auf die Heterogenität der Qualität der Beratungsange-
bote. So wurde mehrfach auf unvollständige und/oder 
wenig empathische Beratung hingewiesen, wenngleich 
natürlich auch einige Alleinerziehende positive Erfahrun-
gen gemacht haben. Auffällig schlecht schnitten bei den 
befragten Alleinerziehenden die Beratungsleistungen der 
Erziehungs- und Familienberatungen der Jugendämter 
und der freien Träger, aber auch der Jugendämter insge-
samt ab. Nur drei der von uns befragten Alleinerziehenden 
hatten positive Erfahrungen gemacht, sechs dagegen 
verwiesen auf schlechte Erfahrungen mit den Beratungs-
leistungen der Jugendämter. Auch die befragten Exper-
tinnen berichteten davon, dass die Jugendämter oftmals 
personell schlecht ausgestattet seien, Abwehrberatung 
oder lückenhafte Beratung durchführen und sich wenig 
empathisch zeigten.

Häufig wurde von Seiten der Interviewpartnerinnen und 
-partner der Wunsch nach einem „Wegweiser“ geäußert, 
der einen themen- und behördenübergreifenden Über-
blick über die vorhandenen Leistungen und Angebote in 
Berlin gibt. Zudem wurde des Öfteren eine zentrale Stelle 
eingefordert, die eine kompetente und allgemeine Sozial-
beratung über alle Themengebiete zur Verfügung stellt.

4.	 Fazit

In Berlin leben überproportional viele Alleinerziehende 
und sie gehören zu den besonders armutsgefährdeten 
Personengruppen, wie Zahlen der öffentlichen Statistik 
aufzeigen. Ziel der Landeskommission zur Prävention von 
Kinder- und Familienarmut war es, mit einer explorati-
ven Studie Eindrücke von den spezifischen Bedarfen von 
Alleinerziehenden in prekären Lebenslagen in Berlin zu 
erhalten und zu eruieren, ob die vorhandene Angebots-
strukturen in der Stadt diese Bedarfe decken können. 
Durch die qualitativen Interviews mit Alleinerziehenden 
und Expertinnen konnten die vielfältigen Herausforde-
rungen, mit denen Alleinerziehende konfrontiert sind, 
herausgearbeitet werden. Insbesondere finanzielle Belas-
tungen, die Frage nach der Betreuung der Kinder sowie 
die Auswirkungen auf die Gesundheit stellen mitunter 
größere Problemfelder für die Betroffenen dar. In Berlin 
gibt es viele Unterstützungsleistungen und -angebote für 
Alleinerziehende, aber auch eine Vielzahl an Bedarfen, die 
bislang nicht zufriedenstellend gedeckt werden können. 
Es mangelt insbesondere an einer Transparenz der Ange-
botsstrukturen, wohnortnahen Unterstützungsstrukturen, 
und die Beratungs- und Servicequalität ist teilweise sehr 
heterogen und optimierungsfähig.  



285

NDVJuni 2020

Gutachten

Beschäftigung von Entsen-
dearbeitnehmerinnen und 
-arbeitnehmern im Arbeit-
gebermodell?

Gutachten vom 23. April 2020 – G  2/20

Entsendearbeitnehmerinnen und -ar-
beitnehmer können nicht über das 
Arbeitgebermodell finanziert wer-
den, da dieses voraussetzt, dass die 
pflegebedürftige Person selbst Ar-
beitgeber bzw. Arbeitgeberin der 
Pflegekraft ist und nicht ein im Aus-
land ansässiges Unternehmen.

–dn– Der Deutsche Verein hat auf Anfra-
ge eines Mitglieds, das Träger der Sozial-
hilfe ist, folgendes Gutachten erstellt:

1. Im Anschluss an das Gutachten des 
Deutschen Vereins vom 27. August 
20181 zu den „Zulassungsvoraussetzun-
gen“ von Pflegekräften im Bereich der 
häuslichen Pflegehilfe nach § 64b SGB XII 
widmet sich das vorliegende Gutachten 
der Frage, ob Entsendearbeitnehmerin-
nen und -arbeitnehmer von pflegebe-
dürftigen Menschen im Arbeitgebermo-
dell im Sinne des § 64f SGB XII beschäf-
tigt werden können. Das hätte zur Folge, 
dass für die Inanspruchnahme der Pfle-
geleistungen von Entsendearbeitneh-
merinnen und -arbeitnehmern aus dem 
osteuropäischen Raum, deren Arbeitge-
ber keine Vereinbarungen gemäß 
§§ 75 ff. SGB XII mit dem Sozialhilfeträ-
ger oder mit der Pflegekasse (vgl. § 76a 
SGB XII) abgeschlossen haben, eine Kos-
tenübernahme auf der Grundlage des 
§ 64f Abs. 3 SGB XII erfolgen könnte.

2. Der Deutsche Verein erstellt satzungs-
gemäß Gutachten zu allgemeinen 
Grundsatzfragen des Sozialrechts, ohne 
zur Bearbeitung von Einzelfällen Stellung 
zu nehmen. Daher wird grundsätzlich 
nicht auf die Regelungen einzelner Län-
der eingegangen. Nach Maßgabe dieser 
Grundsätze beschränkt sich die Bearbei-
tung auf die ihr zugrunde liegenden all-
gemeinen sozialrechtlichen Fragen.

3. Gemäß § 64f Abs. 3 SGB XII sollen, 
soweit die Sicherstellung der häuslichen 
Pflege für Pflegebedürftige der Pflege-
grade 2, 3, 4 oder 5 im Rahmen des Ar-
beitgebermodells erfolgt, die angemes-
senen Kosten übernommen werden. Bei 
dem sogenannten Arbeitgebermodell 
stellt die pflegebedürftige Person ihre 
Pflege durch von ihr selbst beschäftigte 
besondere Pflegekräfte sicher (vgl. § 63b 
Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 2 SGB  XII). Die 
Pflegekräfte sind nicht bei einem durch 

  1)	 Vgl. Gutachten des Deutschen Vereins vom 27. Au-
gust 2018 – G 3/17, NDV 2019, 89.

  2)	 Vgl. Krahmer/Höfer, in: Bieritz-Harder/Conradis/Thie: 
Sozialgesetzbuch XII, 11. Aufl. 2018, § 63b Rdnr. 17.

  3)	 Vgl. Wahrendorf, in: Grube/Wahrendorf/Wahrendorf, 
SGB XII, 6. Aufl. 2018, § 63b Rdnr. 16.

  4)	 Vgl. Krahmer/Höfer, in: Bieritz-Harder/Conradis/Thie: 
Sozialgesetzbuch XII, 11. Aufl. 2018, § 64f Rdnr. 10 f.

  5)	 Vgl. VG Dresden, Beschluss vom 17. Februar 2017, 1 
L 179/17.

  6)	 Vgl. LSG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 7. Novem-
ber 2018, L 8 SO 25/18 B ER.

  7)	 Vgl. Meßling, in: jurisPK-SGB XII, 3. Aufl., § 63b Rd-
nr. 42, Stand: 1. Februar 2020; LSG Baden-Württem-
berg, Urteil vom 25. September 2019, L 7 SO 
4668/15.

  8)	 Zur Privilegierung des Arbeitgebermodells durch 
weitere Kostenübernahme für die angestellte Pflege-
kraft während eines Krankenhausaufenthalts nach 
§ 63b Abs. 4 SGB XII, vgl. Meßling, in: ju-
risPK-SGB XII, 3. Aufl., § 63b Rdnr. 48 ff., Stand: 1. 
Februar 2020.

  9)	 BGBl. I 2016 S. 3191.
10)	 Vgl. Meßling, in: jurisPK-SGB XII, 3. Aufl., § 63b Rd-

nr. 43, Stand: 1. Februar 2020; LSG Baden-Württem-
berg, Urteil vom 25. September 2019, L 7 SO 
4668/15.

11)	 Vgl. Gutachten des Deutschen Vereins vom 27. Au-
gust 2018 – G 3/17, NDV 2019, 89.

Versorgungsvertrag zugelassenen Pflege-
dienst (§§ 71 ff. SGB XI) angestellt und 
auch nicht selbst von den Pflegekassen 
gemäß § 77 Abs. 1 Satz 4 SGB XI zur 
Leistungserbringung zugelassen. Ihre Fi-
nanzierung über den Sachleistungsan-
spruch gegen die Pflegeversicherung ist 
daher nicht möglich. Das Arbeitgeber-
modell wäre damit faktisch unmöglich, 
wenn nicht die Regelung in § 63b Abs. 6 
Satz 1 SGB XII den Pflegebedürftigen von 
der Pflicht zur vorrangigen Inanspruch-
nahme der Sachleistungen der Pflegever-
sicherung befreien würde.2 Stellen Pfle-
gebedürftige im Rahmen des Arbeitge-
bermodells ihre Pflege durch von ihnen 
selbst beschäftigte besondere Pflegekräf-
te sicher, können sie demnach vom Trä-
ger der Sozialhilfe nicht zur Inanspruch-
nahme von ambulanten Sachleistungen 
nach dem SGB XI verwiesen werden. Al-
lerdings ist ein geleistetes Pflegegeld 
nach den Vorschriften des SGB XI anzu-
rechnen.3 Nach § 64f Abs. 3 SGB XII hat 
der Sozialhilfeträger im Regelfall die Kos-
ten zu übernehmen, soweit sie angemes-
sen sind.4

4. Fraglich ist, ob es sich bei einem Ent-
sendearbeitsverhältnis überhaupt um ein 
Arbeitgebermodell handeln kann. Im so-
genannten Entsendemodell wird die Pfle-
gekraft von einem ausländischen Unter-
nehmen „entsendet“. Das Unternehmen 
trägt alle Arbeitgeberpflichten, versichert 
den Mitarbeiter bzw. die Mitarbeiterin in 
seinem Heimatland und leistet dort seine 
Sozialabgaben. Die passende Pflegekraft 
wird in vielen Fällen in Zusammenarbeit 
mit einer (deutschen) Vermittlungsagen-
tur ermittelt. Bei Urlaub oder Krankheit 
der Pflegekraft stellt diese ggf. eine ge-
eignete Vertretung zur Verfügung.

5. Beim Arbeitgebermodell ist – worauf 
der Name schon hindeutet – der bzw. die 
Pflegebedürftige selbst Arbeitgeber bzw. 
Arbeitgeberin.5 Bei diesem Modell wird 
ein direkter Arbeitsvertrag zwischen pfle-
gebedürftiger Person und Pflegekraft ab-
geschlossen.6 Alle Arbeitgeberpflichten, 
wie etwa Sozialversicherung und Abfüh-
rung der Lohnsteuer für die Pflegekraft, 
hat der bzw. die Pflegebedürftige selbst 
zu erfüllen. Auch arbeitsrechtliche Be-
stimmungen, einschließlich der Regelun-
gen zum Mindestlohn, Urlaub und 
Krankheit, hat er bzw. sie zu beachten.7

6. Das Arbeitgebermodell stellt schon 
insoweit ein privilegiertes Modell der 
häuslichen Pflege dar,8 als nur unter sei-
ner Anwendung die Möglichkeit der 
Kostenübernahme für die Beschäftigung 
einer besonderen Pflegekraft geblieben 
ist. Mit dem Begriff der besonderen Pfle-
gekraft in § 63b Abs. 4 SGB  XII knüpft 
der Gesetzgeber an die frühere Regelung 
des § 65 Abs. 1 Satz 2 Alternative 1 
SGB XII a.F. an. Danach konnte häusliche 
Pflege auch ohne Einschaltung von Pfle-

	  
	  
	  
	  
	  
	  
	  

gediensten durch eine besondere Pflege-
kraft erfolgen, die zwar keine Person aus 
dem privaten Umfeld sein durfte, ande-
rerseits aber auch nicht Fachkraft sein 
musste. Nach Abschaffung dieser Rege-
lung durch das Pflegestärkungsgesetz III9 
zum 1. Januar 2017 ist häusliche Pflege 
grundsätzlich als Sachleistung und folg-
lich mithilfe von Pflegediensten zu erfül-
len, mit denen entsprechende Vereinba-
rungen mit dem Sozialhilfeträger oder 
der Pflegekasse bestehen. Die Beschäfti-
gung einer besonderen Pflegekraft im 
Arbeitgebermodell stellt daher eine Aus-
nahme dar.10

7. Nach alledem können Entsendearbeit-
nehmer und -arbeitnehmerinnen nicht 
über das Arbeitgebermodell finanziert 
werden. Arbeitgeber ist in diesem Fall 
nicht die pflegebedürftige Person, son-
dern der Entsendearbeitgeber bzw. die 
Entsendearbeitgeberin, in der vorliegen-
den Fallkonstellation eine Agentur, die 
sich im osteuropäischen Ausland befin-
det. Die in der Fragestellung des Gutach-
tens des Deutschen Vereins vom 27. Au-
gust 2018 angedeutete Option einer 
Kostenerstattung für entsendete Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen über 
das Arbeitgebermodell11 besteht daher 
nicht.

 
	  
	

Von den hauptamtlichen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern des Deut-
schen Vereins haben außer den voll-
ständig genannten zu dieser Ausgabe 
beigetragen:

−dn− 	 = 	 Dorette Nickel

−rm− 	 = 	 Ralf Mulot
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Persönliche
Nachrichten

Hubertus Junge †

–rm– In den letz-
ten beiden Jahr-
zehnten haben 
sich die Metho-
den der Informa-
t i o n s b e s c h a f -
fung und -verar-
beitung in allen 
wissenschaftl i-
chen Disziplinen 
– und auch in 
der Sozialen Ar-
beit – grundle-

gend verändert. Digitale Medien und 
Portale haben häufig schon das Erbe von 
Lexika und kiloschweren Handbüchern 
übernommen, was Verlage zum Umden-
ken und zu neuen Geschäftsmodellen 
zwingt. Nicht zuletzt Fachzeitschriften 
sind von dieser Entwicklung betroffen, 
auch wenn sie häufig noch der Ort sind, 
wo aktuelle Trends und kontroverse Mei-
nungen zur Diskussion gestellt werden. 
In Zeiten rückläufiger Auflagen und digi-
taler Konkurrenzen kommt den handeln-
den Personen, den Herausgeber/innen, 
Redaktionen und Schriftleitungen eine 
besonders wichtige Funktion zu. Ihre 
strategischen Entscheidungen, inhaltli-
chen Positionierungen und verlegerische 
Weitsicht entscheiden oft über Wohl und 
Wehe einer Fachzeitschrift. Mehr als 25 
Jahre lang brachte Hubertus Junge seine 
publizistische und fachliche Expertise als 
Schriftleiter der „Caritas-Korrespondenz“ 
und der Zeitschrift „Jugendwohl“ ein 
und prägte so über viele Jahre die Fach-
diskussion vor allem im Bereich der Kin-
der- und Jugendhilfe.

Hubertus Junge wurde am 28. November 
1928 im niederschlesischen Liegnitz, 
dem heutigen Legnica, rund 60 km west-
lich von Breslau geboren. Auf seinen 
Einsatz als Flakhelfer und im Reichsar-
beitsdienst folgte die Vertreibung aus der 
Heimat. Die Abiturprüfung legt Junge 
1948 in Fulda ab. Auf dem Weg zum 
Sozialarbeiter absolvierte er 1948 bis 
1950 Vorpraktika in Heimen der Jugend-
hilfe. In den Jahren 1950 bis 1952 wurde 
Hubertus Junge am Seminar für Wohl-
fahrtspfleger des Deutschen Caritasver-
bandes in Freiburg zum Sozialarbeiter 
ausgebildet und verbrachte ein Jahres-
praktikum als Heimerzieher in einem Ju-
gendwohnheim des Caritasverbandes 
Wiesbaden.1953 begann er ein Studium 
der Volkswirtschaft in Mainz und später 
in Freiburg, das er 1955 mit dem Diplom 
abschloss.

Noch im gleichen Jahr trat Hubertus Jun-
ge seinen Dienst bei der Zentrale des 
Deutschen Caritasverbandes in Freiburg 

an. Zehn Jahre lang war er Referent im 
Referat Vertriebenen- und Flüchtlingshil-
fe, ehe er zum Leiter des Referates Orga-
nisation und Mitgliedschaft avancierte 
und in dieser Funktion eine Reihe von 
neuen und wirksamen Organisations- 
und Werbemitteln entwickelte. Aller-
dings lag das Interessensgebiet von Hu-
bertus Junge seit seiner Ausbildungszeit 
im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe, 
sodass er mit der Ernennung zum Leiter 
der Abteilung Jugendhilfe im Jahre 1967 
endlich eine Aufgabe übertragen bekam, 
in der er Einfluss auf die jugendpoliti-
schen Entwicklungen nehmen konnte – 
zumal mit der Abteilungsleitung auch die 
Geschäftsführung des Verbandes katho-
lischer Einrichtungen der Heim- und Heil-
pädagogik verbunden war. Bereits 1973 
wurde Hubertus Junge in die Direktion, 
den Geschäftsführenden Vorstand, des 
Deutschen Caritasverbandes gewählt, 
dem er bis zu seiner Pensionierung ange-
hörte.

Im Jahre 1975 war ihm die Schriftleitung 
der „Caritas-Korrespondenz“ übertragen 
worden, einer zentralen Mitgliederzeit-
schrift, die Ende der 1990er-Jahre in der 
„neuen caritas“ aufging. 1978 über-
nahm Hubertus Junge neben seinem 
Amt als Abteilungsleiter für Jugendhilfe 
die Schriftleitung für die Zeitschrift „Ju-
gendwohl“ und nutzten als „Streiter für 
die Jugendhilfe“ alle sich ergebenden 
Synergieeffekte, um Veränderungen und 
Weiterentwicklungen im Jugendhilfe-
recht voranzubringen. In „seinen“ Zeit-
schriften sowie in den Schriftenreihen 
des „Lambertus-Verlages“ war er mehr 
als 20 Jahre lang das Sprachrohr des 
Deutschen Caritasverbandes in allen Fra-
gen des Jugendwohlfahrtsgesetzes.

Heribert Mörsberger, der frühere Gene-
ralsekretär des Deutschen Caritasverban-
des, erinnert sich an Hubertus Junge mit 
den Worten: „Es waren seine klaren, 
fachlich fundierten, politisch ausgewo-
genen und weltanschaulich für jeder-
mann erkennbaren Positionen und der 
Stil, wie er dieses alles nach außen ver-
treten und sich damit Respekt und Aner-
kennung weit über den eigenen Ver-
bandsbereich hinaus verschafft hat.“ 
Mörsberger erinnert auch an das „Jun-
ge-Votum“, das in die Geschichte der 
Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Ju-
gendhilfe (AGJ) eingegangen sei. Huber-
tus Junge hatte für die AGJ als „arbeits-
gemeinschaftlichem Zusammenschluss 
unterschiedlicher Organisationen und 
Institutionen bei der Verfolgung jugend-
politischer Zielvorstellungen gegenseiti-
gen Respekt und weitgehende Überein-
stimmung in den Fachfragen als Voraus-
setzung für die erfolgreiche Vertretung 
der Interessen der Jugendhilfe“ gefor-
dert und damit die Grundlagen für die 
Zusammenarbeit innerhalb der AGJ for-
muliert, die bis heute nachwirken.

Als Fachmann der Kinder- und Jugendhil-
fe und als erfolgreicher Zeitschriftenre-

dakteur genoss Hubertus Junge auch 
außerhalb des Caritasverbandes hohes 
Ansehen. Neben der Mitwirkung in der 
AGJ engagierte er sich besonders in den 
Gremien des Deutschen Vereins, vor al-
lem in dessen Fachausschuss „Jugendhil-
fe, Jugendförderung, Jugendpolitik“ und 
im Hauptausschuss, dem er 20 Jahre lang 
– von 1971 bis 1991 – angehörte. In 
diese Zeit fiel die Diskussion um eine 
Reform der Jugendhilfe, in die sich Hu-
bertus Junge u.a. als Mitglied der Regie-
rungskommission maßgeblich einge-
bracht hat.

Ende 1991 trat Hubertus Junge in den 
Ruhestand. In Würdigung seiner „großen 
Verdienste um Gesellschaft und Kirche 
und insbesondere um die Verbesserung 
der Lebensbedingungen und Chancen 
junger Menschen“ überreichte ihm der 
Freiburger Regierungspräsident im Sep-
tember 1995 das durch den Bundesprä-
sidenten verliehene Bundesverdienst-
kreuz am Bande.

Am 5. April 2020 ist Hubertus Junge im 
Alter von 91 Jahren gestorben. Der Deut-
sche Verein trauert um einen langjähri-
gen, streitbaren Kämpfer für die Rechte 
von Kindern und Jugendlichen.

Werner Just

–rm– Der ent-
scheidende Im-
puls zur Grün-
dung des Katho-
l i s c h e n - M ä n -
ne r- Fü r so rge - 
Vereins, des spä-
teren Sozial-
dienstes Katholi-
scher Männer 
(SKM), ging von 
einer Frau aus. 

Agnes Neuhaus, die Vorsitzende des Ka-
tholischen Fürsorgevereins für Mädchen, 
Frauen und Kinder (heute: Sozialdienst 
katholischer Frauen – SkF) und Mitglied 
im Zentralausschuss des Deutschen Ver-
eins, hatte in einem Referat bei der 57. 
Generalversammlung der Katholiken 
Deutschlands 1910 eine offene katholi-
sche Jugendfürsorgearbeit vor Ort gefor-
dert. Zwei Jahre später wurde in Essen 
der Katholische-Männer-Fürsorge-Verein 
gegründet. Sein Ziel war es, den infolge 
der Industrialisierung entstandenen Not-
ständen, der Verarmung und Verelen-
dung in Städten zu begegnen, von de-
nen Familien, Kinder und Jugendliche in 
besonderer Weise betroffen waren.

Auch in Köln gründete sich ein Katholi-
scher Fürsorge-Verein, der Kinder in Ob-
hut nahm und sie in Familien und Ein-
richtungen unterbrachte. Bereits 1915 
wurde der Zweck des Vereins – so die 
Satzung – auf den „Schutz und die Ret-
tung für Knaben und Männer in geistiger 
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und sittlicher Not und Gefahr“ ausge-
dehnt. Anfangs bedeutete dies u.a. die 
Mitarbeit in der Jugendgerichtshilfe, im 
Vormundschaftswesen, in der öffentli-
chen Fürsorgeerziehung, in der Fürsorge 
für Straffällige und Arbeitslose und in der 
Errichtung von Jugendschutzhäusern. 
Später kam u.a. die Arbeit in „Sozialen 
Brennpunkten“, die Drogenhilfe, die 
Schuldnerberatung und die Flüchtlings-
arbeit hinzu. Die Arbeit des SKM ist 
durch die persönliche Begegnung und 
Beziehung als ein wichtiger Teil der Hil-
feerbringung geprägt, die sich immer auf 
den ganzen Menschen mit seinen Proble-
men und auf seine Lebenslage richtet. 
Die Hilfen sind somit immer auch „Hilfe 
zur Selbsthilfe“.

Im Laufe der vielen Jahrzehnte seines 
Bestehens hat sich der SKM zu einem 
komplexen Hilfeverbund mit ambulanten 
und stationären Einrichtungen entwi-
ckelt. Als Fachverband im Deutschen 
Caritasverband orientiert er sich dabei an 
den christlichen Grundüberzeugungen 
der Achtung, der Nächstenliebe und der 
Sorge für benachteiligte Menschen. Einer 
der regional und überregional prominen-
testen Figuren des SKM ist Werner Just, 
der seit fast 40 Jahren dessen Geschicke 
in unterschiedlichen Funktionen leitet 
und sich seitdem dem Einsatz für soziale 
Gerechtigkeit und gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt verschrieben hat.

Werner Just wurde am 9. Juni 1955 in 
Bitburg geboren. Von 1977 bis 1980 
studierte er Sozialarbeit an der Gesamt-
hochschule Siegen und schloss das Studi-
um als Dipl.-Sozialarbeiter ab. Ab dem 1. 
August 1980 wurde er beim SKM Köln 
eingestellt. Parallel zu seiner Tätigkeit 
absolvierte Werner Just von 1983 bis 
1987 ein berufsbegleitendes Studium an 
der Verwaltungs- und Wirtschaftsakade-
mie Köln, das er mit dem Verwaltungs
diplom (VWA) beendete. Im Jahre 1991 
wurde er zum Fachbereichsleiter Bera-
tung und Hilfe ernannt und hatte damit 
die Personal-, Finanz- und Konzeptver-
antwortung für die Bereiche Ambulante 
Hilfen zur Erziehung, Vormundschaften, 
Schuldnerberatung, Betreuungen nach 
dem BGB, Straffälligenhilfe, Wohnungs-
losenhilfe, Beschäftigungsprojekte und 
Hilfen für psychisch Kranke mit insge-
samt 145 Mitarbeiter/innen.

Neben der Konzeptentwicklung und Um-
setzung neuer Hilfeangebote für sozial 
besonders benachteiligte Menschen wid-
mete sich Werner Just der politischen 
Lobbyarbeit. Er engagierte sich in vielen 
Gremien, u.a. als Vertreter des Deut-
schen Caritasverbands in der Arbeitsge-
meinschaft Schuldnerberatung der Ver-
bände (AG SBV) und als Mitglied im 
Verbraucherbeirat der SCHUFA. Als ex-
terner Referent für Schuldnerberatung 
beim SKM Bundesverband konnte er 
seine Expertise und seine Erfahrungen 
überregional einbringen. Selbstverständ-
lich führte der Weg von Werner Just 

auch zum Deutschen Verein, wo er im 
Hauptausschuss, vor allem aber in den 
Arbeitskreisen „Menschen in besonderen 
Lebenslagen“, „Sozialer Arbeitsmarkt“ 
und „Prävention“ wichtige Impulse für 
die sozial- und fachpolitischen Entwick-
lungen in seinen Arbeitsgebieten geben 
konnte.

Seinen Schwerpunktthemen – der 
Schuldnerberatung, der Wohnungslo-
senhilfe, der Armuts- und Beschäfti-
gungspolitik – widmete sich Werner Just 
auch publizistisch – vornehmlich in Zeit-
schriften der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Schuldnerberatung, des Deutschen Cari-
tasverbandes und des Deutschen Ver-
eins.

Seit sich der SKM Köln im Jahre 2019 
nach einem komplexen Organisations- 
und Personalentwicklungsprozess eine 
neue Struktur gab, ist Werner Just für 
Sonderaufgaben des Vorstands zustän-
dig.

Am 9. Juni 2020 kann Werner Just sei-
nen 65. Geburtstag begehen. Seine An-
schrift lautet: Zonser Str. 60, 50733 Köln.

Udo Drefahl
Dr. päd., Landrat a.D.,
1991–1995 Mitglied im Hauptaus-
schuss,
begeht am 29. Juni 2020 seinen 80. 
Geburtstag
(vgl. die Würdigung im NDV 2005, 
S. 211 ff.).
Seine Anschrift lautet: Haus 13 A, 
23968 Alt Jassewitz bei Wismar.

Georg Gorrissen
Landrat a. D.,
2000–2008 Mitglied im Präsidium,
2001–2013 Mitglied im Hauptaus-
schuss,
2002–2008 Vizepräsident,
2011 Verleihung der Ehrenplakette des 
DV,
begeht am 3. Juni 2020 seinen 70. Ge-
burtstag
(vgl. die Würdigung im NDV 2015, 
S. 349 f.).
Seine Anschrift lautet: Hamburger Land-
straße 16 a, 24113 Molfsee.

Ursula Lehr
Prof. Dr. Dr. h.c., Bundesministerin a.D.,
1991–1995 Mitglied im Hauptaus-
schuss,
2016 Verleihung der Ehrenplakette des 
DV,
begeht am 5. Juni 2020 Ihren 90. Ge-
burtstag

(vgl. die Würdigung im NDV 1995, 
S. 303).
Ihre Anschrift lautet: Am Büchel 53 b, 
53173 Bonn.

Monika Pankoke-Schenk
Dr., Generalsekretärin des Sozialdienstes 
katholischer Frauen i. R.,
1981–1993 Mitglied im Hauptaus-
schuss,
begeht am 9. Juni 2020 Ihren 80. Ge-
burtstag
(vgl. die Würdigung im NDV 2005, 
S. 214 ff.).
Ihre Anschrift lautet: Siedweg 45, 
47447 Moers.

Der Deutsche Verein übermittelt den Ju-
bilarinnen und den Jubilaren in alter, en-
ger Verbundenheit herzliche Glückwün-
sche zum Geburtstag!

BAGSO unterstützt Aufbau 
neuer Lokaler Allianzen für 
Menschen mit Demenz

Das Bundesprogramm „Lokale Allianzen 
für Menschen mit Demenz“ wird ab die-
sem Jahr neu aufgelegt. Es richtet sich an 
Akteure in Landkreisen und kreisfreien 
Städten, in denen bisher noch keine Lo-
kalen Allianzen gefördert worden sind. 
Ziel ist es, den Aufbau und die Verbrei-
tung lokaler Netzwerkstrukturen zum 
Thema Demenz zu unterstützen.

Um die Nachhaltigkeit der geförderten 
Projekte zu unterstützen, bietet die Netz-
werkstelle der BAGSO ab sofort fachliche 
Unterstützung bei der Bewerbung und 
steht später den Projektträgern in der 
Umsetzung ihrer Projekte beratend zur 
Seite. Dabei arbeitet sie eng mit den Lan-
desfachstellen für Demenz zusammen.

Von 2012 bis 2018 hat das Bundesminis-
terium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMFSFJ) bundesweit bereits 500 
Lokale Allianzen gefördert. Kommunen, 
Vereine, Einrichtungen, Organisationen 
oder Anbieter haben sich in unterschied-
licher Weise zusammengetan, um Ange-
bote zu entwickeln und zu vernetzen. 
Mit Information, Beratung und Betreu-
ung verbessern sie Teilhabe und Lebens-
qualität von Menschen mit Demenz und 
ihren Angehörigen und tragen zur Sensi-
bilisierung bei. Die Netzwerkstelle der 
BAGSO unterstützt die Lokalen Allianzen 
und andere lokale Demenznetzwerke 
seit 2018 mit fachlichen Impulsen und 
Erfahrungsaustausch. Sie wird durch das 
BMFSFJ gefördert.
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Die Bewerbungsfrist für die erste Förder-
welle des neuen Programms, das am 1. 
Oktober 2020 startet, läuft bis 30. Juni 
2020. Bis 2024 sind vier weitere Förder-
wellen geplant. Nähere Informationen 
zur Ausschreibung des BMFSFJ gibt es 
unter:

https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/ministeri-
um/ausschreibungen-foerderung/foer-
derrichtlinien/bundesprogramm-loka-
le-allianzen-menschen-mit-demenz

Marie Simon Pflegepreis für 
innovative Pflegeprojekte

Mit dem Marie Simon Pflegepreis zeich-
nen spectrumK und der Deutsche Städte- 
und Gemeindebund seit 2014 herausra-
gende Projekte und Initiativen aus, die 
sich für eine bessere Pflegesituation 
starkmachen. Im Zuge der Corona-Krise 
erhält dieses Engagement einen beson-
deren Stellenwert. Gerade jetzt sind älte-
re oder pflegebedürftige Menschen von 
sozialer Isolation betroffen. Pflegenden 
Angehörigen droht Überforderung, und 
Pflegefachkräfte in Kliniken und Pflege-
einrichtungen sehen sich einer enormen 
gesundheitlichen und psychischen Belas-
tung ausgesetzt. Engagierte Initiativen, 
die auch unter diesen Bedingungen Un-
terstützung bieten, die unsere Gesell-
schaft zusammenhalten und Solidarität 
entstehen lassen, verdienen unsere be-
sondere Anerkennung.

Mit dem Marie Simon Pflegepreis möch-
ten die Initiatoren daher gerade in die-
sem Jahr die vielen innovativen Lösungs-
ansätze sichtbar machen und eine Platt-

form für den Austausch von Erfahrungen 
und Erkenntnissen aus der Krisensitua
tion bereitstellen. Unter anderem wählt 
dazu – neben dem Preisträger, den die 
hochrangige Jury kürt – die Öffentlichkeit 
aus den zehn Nominees zusätzlich einen 
Preisträger der Herzen aus. Wir möchten 
damit einen breiten gesamtgesellschaftli-
chen Diskurs anregen, wie wir nachhaltig 
die Bedingungen, unter denen Pflege 
stattfindet, für alle Beteiligten verbessern 
können. Denn unser aller Ziel muss es 
sein, aus der aktuellen Situation für unse-
re gemeinsame Zukunft zu lernen.

Weitere Informationen rund um den 
Wettbewerb sowie die Bewerbungsun-
terlagen finden Sie unter www.marie-si-
mon-pflegepreis.de. Bewerbungen sind 
bis zum 15. Juli 2020 möglich.

Soforthilfe in der Corona- 
Krise: Sozialämter nutzen 
jetzt kostenlos digitale  
Expertenlösung von  
Wolters Kluwer

eGovPraxis Sozialhilfe ist die neue, digi-
tale Expertenlösung für das Sozialamt 
von Wolters Kluwer Deutschland. Das 
Angebot unterstützt die Mitarbeitenden 
der Sozialämter in Städten, Gemeinden 
und Kreisen entlang der Arbeitsprozesse 
mit praktischen und leistungsfallbezoge-
nen Fachinformationen, relevanten 
Rechtsinformationen und – in der Voll-
version – mit den lokalen Regelungen 
des jeweiligen Kunden, die individuell 
integriert und an der entsprechenden 
Stelle in der Fallbearbeitung hervorgeho-
ben werden.

Um den Sozialverwaltungen in Zeiten 
von Corona-Krise und Homeoffice ganz 
kostenfrei und unkompliziert zu helfen, 
bietet Wolters Kluwer Deutschland den 
Sozialbehörden in Kreisen, Städten und 
Gemeinden das praxiserprobte, webba-
sierte Expertensystem „eGovPraxis Sozi-
alhilfe“ zur freien Nutzung an. Damit 
stehen allen Mitarbeitenden die wertvol-
len Inhalte und Informationen des digita-
len Angebotes von überall aus zur Verfü-
gung – als wichtige Hilfe für das rechts
sichere Arbeiten auch von zu Hause.

Nutzen Sie diese eGovPraxis Sonderedi
tion kostenfrei und ohne Aufwand für 
mehrere Monate in Ihrer Behörde und 
lassen Sie die Corona-Sonderregelungen 
des § 141 SGB XII praxisgerecht in Ihre 
Fallbearbeitung einfließen.

Die eGovPraxis Sonderedition enthält: 

	 die Corona-Sonderregelungen vom 
29. März 2020, erläutert von Prof. Dr. 
Peter Becker, Vorsitzender Richter am 
Bundessozialgericht,

	 den intuitiven Wegweiser für die täg-
liche Fallbearbeitung, „Schritt-für-
Schritt“ zur bedarfsgerechten Ent-
scheidung,

	 relevante Rechtsvorschriften und 
Rechtsprechung,

	 wertvolle Fachliteratur, Kommentare 
und Zeitschriften – inklusive der Emp-
fehlungen zur Sozialhilfe des Deut-
schen Vereins für öffentliche und pri-
vate Fürsorge.

Nutzen Sie dieses besondere Angebot 
unverbindlich und kontaktieren Sie den 
Verlag unter:
bernd.frey@wolterskluwer.com

Wie lässt sich Wohnungslosigkeit verhindern?
Ein Plädoyer von Jutta Henke

Herausgegeben vom Deutschen Verein für öffentliche und private  
Fürsorge e.V. und Lambertus-Verlag. 
2020, 64 Seiten, kart.; 9,- €, für Mitglieder 7,50 € 
ISBN 978-3-7841-3267-9

Das Problem der Wohnungslosigkeit wächst: Die Zahl derjenigen, die 
ohne gesicherte Wohnung leben, steigt, neuer Wohnraum ist nur 
schwer zu bekommen. Auf Basis einer bundesweiten Studie werden 
Ansatzpunkte für eine zielgruppenorientierte Prävention und nachhal-
tige Wohnungssicherung identifiziert und konkrete Handlungsemp-
fehlungen benannt.

Bestellungen versandkostenfrei in unserem Online-Buchshop: www.verlag.deutscher-verein.de
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Inklusion ist Teamarbeit und stellt gleichermaßen hohe Anforderungen an professionelle Unterstüt-
zer*innen, das soziale Umfeld und die Menschen mit Beeinträchtigung. Das aktuelle Themenheft „Gute 
Arbeit“  informiert über Personalentwicklung, Mitbestimmung und betriebliche Gesundheitsvorsorge.  
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